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Beginn: 15.03 Uhr

Prasidentin Carola Veit: Meine Damen und Her-
ren! Die Sitzung ist er6ffnet.

Bevor wir in unsere heutige Tagesordnung einstei-
gen, mochte ich sehr gern Geburtstagsgliickwiin-
sche an unseren Kollegen Karl Schwinke richten.
Lieber Herr Schwinke, im Namen des ganzen
Hauses alles Gute fir lhr neues Lebensjahr.

(Beifall bei allen Fraktionen)

Sodann kommen wir zur heutigen Tagesordnung.
Abweichend von der Empfehlung des Altestenrats
sind die Fraktionen Ubereingekommen, die Grol3e
Anfrage der FDP-Fraktion, Drucksache 21/1089,
doch nicht zu vertagen. Wir werden sie also als Ta-
gesordnungspunkt 7 h abstimmen.

Daruber hinaus gibt es Einvernehmen daruber,
TOP 21 zu vertagen. Das ist der Antrag der FDP-
Fraktion aus Drucksache 21/1458.

Wir kommen zur

Aktuellen Stunde

Dazu sind sechs Themen angemeldet worden, und
zwar von der GRUNEN Fraktion

Rickenwind fir den Radverkehr: Hamburg
wird Fahrradstadt!

von der Fraktion DIE LINKE

Olympia: Nun ist es offiziell — Der Rech-
nungshof warnt vor Finanz-Risiko!

von der FDP-Fraktion

Welthafen oder Provinzhafen? Scholz,
Horch und "der griine Anbau" verschleppen
Probleme um Fahrinnenanpassung und Ha-
feninstandhaltung

von der AfD-Fraktion

Schengen: AfD fordert Grenzkontrollen, Blr-
gerschaft bockt, Bundesregierung folgt

von der SPD-Fraktion

"Hamburg bekennt Farbe: Tausende setzen
ein starkes Zeichen fur ein buntes Hamburg"

und von der CDU-Fraktion

Schwere Krawalle von Linksautonomen und
Krawalltouristen — DIE LINKE mandvriert
sich ins politische Abseits

Ich rufe nun zunachst das erste Thema auf. Herr
Bill von der GRUNEN Fraktion wiinscht das Wort.
Bitte.

Martin Bill GRUNE: Frau Prasidentin, meine sehr
geehrten Damen und Herren! Hamburg wird Fahr-
radstadt, so haben wir es im Koalitionsvertrag ver-

einbart, und das ist das Ziel des neuen rot-griinen
Senats.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Das ist, das ist uns bewusst, ein sehr ehrgeiziges
Ziel, aber es ist ein erreichbares Ziel. Der Senat ist
jetzt finf Monate im Amt, und ich glaube, das ist
ein guter Zeitpunkt, einmal ein Fazit zu ziehen und
festzustellen, dass Rot-Griin die Weichen fir die
Fahrradstadt Hamburg zigig gestellt hat. Wir ha-
ben in den vergangenen finf Monaten wichtige
Grundlagenbeschlisse fir den Radverkehr ge-
fasst, und man kann unterm Strich festhalten: Die
Fahrradstadt Hamburg hat mittlerweile ordentlich
Rickenwind bekommen.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Wir kénnen vielleicht einmal darauf schauen, wel-
che Beschlisse wir hier im Hause gefasst haben.
Kurz nach der Senatsbildung haben wir beschlos-
sen, statt 40 70 neue StadtRAD-Stationen zu bau-
en. Sie sollen noch in diesem Jahr fertiggestellt
werden. Die Behdrde ist mittlerweile dabei, die Fla-
chen zu prifen. Die Stationen werden Stadtteile an
das Netz anbinden, die bisher nicht angebunden
sind, und sind ein wichtiger Beitrag fir die Mobilitat
in Hamburg.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Und wir haben wichtige Grundlagenbeschlisse
aus dem Koalitionsvertrag in Ersuchen der Blrger-
schaft umgewandelt. 50 Kilometer Radverkehrsan-
lagen wollen wir per annum bauen, sanieren und
instand setzen. Das haben wir hier beschlossen.
Wir haben beschlossen, die Velorouten bis zum
Ende der Legislaturperiode fertigzustellen. Das war
ein einstimmiger Beschluss — dafur bin ich sehr
dankbar —, und es war ein sehr wichtiger Be-
schluss fur die nachsten finf Jahre.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Wir sind dabei, nicht nur die Radwege fiir das Fah-
ren instand zu setzen, sondern auch gute Bedin-
gungen zu schaffen, um das Fahrrad, am Ziel an-
gekommen, sicher abstellen zu kénnen. Das Bike-
and-ride-Konzept wird kontinuierlich umgesetzt.
Am U-Bahnhof Saarlandstrale beginnen dem-
nachst die ersten Bauarbeiten. Und — dazu werden
wir heute auch noch kommen — wir werden die ers-
ten Grundlagen legen, um die Fahrradstation am
Hauptbahnhof endlich voranzutreiben und auch
dort an zentraler Stelle eine sichere Abstellmdog-
lichkeit, aber auch weitere Services in der Innen-
stadt von Hamburg anbieten zu kénnen.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

In der jungsten Vergangenheit haben wir zudem
wichtige organisatorische MalRnahmen fir die
Fahrradstadt Hamburg getroffen. Ab 1. Oktober
dieses Jahres wird es eine Radverkehrskoordina-
torin geben. Rot-Griin zeigt mit der Besetzung
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(Martin Bill)

— und auch der Schaffung — dieser Position, wie
wichtig uns die Radverkehrsférderung ist: Es ist ein
Ziel des ganzen Senats.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Ahnlich wie der Wohnungsbaukoordinator kann
auch die Koordinatorin Konflikte 16sen, indem sie
beispielsweise Entscheidungswege beschleunigt
und gegebenenfalls abkirzt. So kann erreicht wer-
den, dass wichtige Projekte umgesetzt werden.
Gerade diese Funktion als Konfliktldsungsstelle ist
wichtig, weil es, ahnlich wie beim Wohnungsbau,
nattrlich auch bei der Verkehrspolitik in Hamburg
um Flachen geht. Diese Flachen sind endlich. Der
Straflenraum ist durch die Hausfassaden begrenzt,
und wir missen uns irgendwie mit allen Verkehrs-
teilnehmern arrangieren, wie dieser Straflenraum
aufzuteilen ist und wie Zielkonflikte zu l6sen sind.
Und genau hier spielt die Koordinatorin eine wichti-
ge, eine ausgleichende Rolle. Sie soll zudem mit
den Bezirken und den Fachbehoérden ein Blindnis
fur den Radverkehr schlie3en, damit wir gemein-
sam daran arbeiten, die Fahrradstadt Hamburg
umzusetzen.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Ich freue mich, dass wir mit Kirsten Pfaue eine
sehr engagierte und eine sehr fahige Fachkraft ge-
funden haben. Sie kennt die hamburgische Ver-
waltung; sie hat schon viele Stationen in der Ver-
waltung besetzt. Sie kennt das Recht, und vor al-
lem kennt sie als ehemalige Vorsitzende des
ADFC die Materie. Auf diese Zusammenarbeit
freue ich mich, und ich lade alle ein, gemeinsam
dieses Ziel umzusetzen. — Vielen Dank.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Prasidentin Carola Veit: Sie wiinschen das Wort,
Herr Pochnicht von der SPD-Fraktion? Dann be-
kommen Sie es.

Lars Pochnicht SPD: Frau Prasidentin, meine Da-
men und Herren! Der Radverkehr in Hamburg hat
Ruckenwind, das hat Herr Bill eben schon deutlich
gemacht.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Unser gemeinsames rot-griines Ziel, den Radver-
kehrsanteil auf 25 Prozent zu steigern, haben wir
dabei fest im Blick. Bau, Sanierung und Widmung
von Radverkehrsanlagen haben wir in den vergan-
genen Jahren bereits auf das Doppelte gesteigert,
und jetzt wollen wir den Ausbau nochmals verdop-
peln und ein Niveau von 50 Kilometern pro Jahr er-
reichen. Es wird noch etwas Anlaufzeit brauchen,
aber spatestens in zwei oder vielleicht drei Jahren
werden wir auch diese Zielzahl erfiillen.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Bei jeder Grundinstandsetzung und Neuplanung
von StralBen wird die Anlage von Radfahr- und
Schutzstreifen mitgedacht und, wo es sinnvoll ist,
auch umgesetzt; man kann das an immer mehr
Stellen in der Stadt erkennen.

Mit dem Bau von ausreichend groRen Aufstellfla-
chen vor Knotenpunkten sorgen wir zudem dafir,
dass das Fahrrad als gleichberechtigtes Verkehrs-
mittel auf der Stralde Beriicksichtigung findet.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Wir wollen, dass das erfolgreiche Modell des Ver-
trags fur Hamburg aus dem Bereich Wohnungsbau
nun auch auf den Radverkehr angewandt und mit
den Bezirken ein Bindnis fiir den Radverkehr ge-
schlossen wird. Denn jeder Bezirk hat inzwischen
feste Ansprechpartner fiir den Radverkehr, und mit
Kirsten Pfaue haben wir jetzt in der Fachbehdrde
eine Radverkehrskoordinatorin, die mit ihren Erfah-
rungen im Bereich der Verwaltung und mit ihren
Kompetenzen im Bereich des Radverkehrs den
Radverkehr in Hamburg in Richtung Fahrradstadt
voranbringen wird.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Um den Modal Split zugunsten des Radverkehrs
zu optimieren, brauchen wir einen reibungslosen
Wechsel zwischen Fahrrad und Bahn. Mit unserem
Bike-and-ride-Entwicklungskonzept — Herr Bill hat
es eben schon kurz angesprochen — sorgen wir
dafir, dass an allen Schnellbahnhaltestellen mehr
und bessere Abstellanlagen fur Fahrrader geschaf-
fen werden.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Dass uns das besonders wichtig ist, kann man
auch an der Summe erkennen, die wir dafir in-
vestieren wollen: mehr als 30 Millionen Euro in der
nachsten Dekade. Mehr als 12 000 neue Abstell-
moglichkeiten fur Fahrrader wollen wir an U-Bahn-
und S-Bahn-Haltestellen in den néachsten zehn
Jahren errichten.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Dabei muss der wichtigste Hamburger Knoten-
punkt, unser Hauptbahnhof, natlrlich mitbedacht
werden. Im Zuge der baulichen Weiterentwicklung
des Hauptbahnhofs wollen wir daher, dass hier ei-
ne moderne Fahrradstation entsteht. Sie soll nicht
nur gesicherte Abstellplatze, sondern nach Mdég-
lichkeit auch zusatzliche Angebote wie beispiels-
weise Fahrradreparatur, -verkauf und vielleicht
-vermietung bieten. Fir ein gesichertes und geblh-
renpflichtiges Abstellen von Fahrrédern kdnnen ge-
malk Gutachten etwa 700 Abstellinteressierte er-
wartet werden. Als guter Standort kommt der Nord-
westbereich des Hamburger Hauptbahnhofs in
Richtung Kunsthalle in Betracht.

Uber die genaue Standortfrage, gegebenenfalls Al-
ternativen und Ubergangslésungen werden wir si-



Birgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg - 21. Wahlperiode - 14. Sitzung am 16. September 2015 847

(Lars Pochnicht)

cherlich noch diskutieren missen. Auch missen
die Fragen Verfugbarkeit von Flachen, Trager und
Nachfrage geklart werden. Dies soll mithilfe einer
vertieften Untersuchung geschehen. Auflierdem
wollen wir ein Interessenbekundungsverfahren fur
den Betrieb einer solchen Station im Hauptbahnhof
durchfiihren, um den bestmdglichen Betreiber aus-
wahlen zu kénnen. Wohlmdglich ergeben sich so-
gar Synergieeffekte zwischen der Bahnhofsmissi-
on, die gegebenenfalls verlagert wird, und der
kiinftigen Fahrradstation. Bis zur Realisierung
mussen also noch einige Fragen geklart werden,
und es ist uns wichtig, dass bis dahin eine Uber-
gangslésung mit einer Bike-and-ride-Anlage gefun-
den wird.

Mit Bike and ride sowie dem Ausbau unseres Er-
folgsmodells StadtRAD um weitere 30 beziehungs-
weise sogar 70 Stationen, wie Herr Bill schon kurz
dargestellt hat, wollen wir die Verknlpfung der un-
terschiedlichen Verkehrsmittel fordern. Wir haben
die StadtRAD-Stationen bereits von 72 in 2010 auf
132 erweitert und planen aktuell 70 neue Stationen
in diesem Jahr. Und die Nutzerzahlen geben uns
recht. So stieg die Kundenzahl von 77 000 in 2010
auf Uber 268 000 im vergangenen Jahr.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Um das Fahrrad auch fir langere Strecken als Al-
ternative zum Auto zu etablieren, treiben wir den
Ausbau der Velorouten und der Fahrradstrallen
voran. Die Aufstellung von Dauerzahistellen mit
Zahlsdulen und Fahrradpegelmessungen helfen
uns dabei, die Bedarfe objektiviert zu ermitteln. Bis
2020 werden wir unser 280 Kilometer langes Velo-
routennetz komplett fertiggestellt haben. Zum
grolRen Teil sind die Routen bereits befahrbar.
80 Kilometer sind bereits komplett fertiggestellt,
aber auch weitere Teilstrecken sind schon gut be-
fahrbar. In einigen Bereichen sind die Velorou-
ten ...

(Glocke)

Prasidentin Carola Veit (unterbrechend): Herr Ab-
geordneter, Sie sehen das rote Licht blinken.

Lars Pochnicht SPD (fortfahrend): Ich sehe es
blinken. Wie ich deutlich gemacht habe, bringen
wir den Radverkehr voran. Der Radverkehr in
Hamburg hat Riickenwind. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Prasidentin Carola Veit: Herr Thering von der
CDU-Fraktion hat das Wort.

Dennis Thering CDU: Frau Prasidentin, meine
sehr geehrten Damen und Herren! Ausgerechnet
jetzt eine Aktuelle Stunde zum Thema Riickenwind
fur den Radverkehr anzumelden zeugt von lhrer

permanenten ideologischen Verblendung und Ih-
rem fehlenden politischen Gespdr.

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei der
AfD)

Wir als CDU-Fraktion glauben, dass unsere Stadt
gerade in diesen Tagen deutlich wichtigere Her-
ausforderungen zu meistern hat. Aber wenn Sie
meinen, dass wir dieses Thema heute zum geflhlt
hundertsten Mal in der Birgerschaft diskutieren
sollten, dann kénnen wir das natlrlich gern tun.
Wahrscheinlich machen Sie das als GRUNE auch
deswegen, weil das der einzige Punkt in der Koali-
tion ist, bei dem Sie sich einmal durchsetzen konn-
ten. Hamburg zur Fahrradstadt umbauen, das ist
der dinne griine Strohhalm, an den Sie sich tag-
lich politisch klammern, liebe Freunde von den
GRUNEN.

(Beifall bei der CDU)

Die SPD lasst Sie gewahren, um den Koalitions-
frieden nicht zu gefahrden, wissend, dass sie damit
gegen die Interessen der Hamburgerinnen und
Hamburger verstoRt.

(Dr. Anjes Tjarks GRUNE: In welcher Reali-
tat leben Sie eigentlich?)

Erst vor einer Woche haben Sie mit viel Aufregung
die neue sogenannte Radverkehrskoordinatorin
vorgestellt. Sie haben eine ehemalige ADFC-Funk-
tionarin zur Chefkoordinatorin lhrer Verkehrspolitik
gemacht. Sie haben der Cheflobbyistin des Rad-
verkehrs in Hamburg einfach eine Luxusstelle ge-
schaffen,

(Dr. Andreas Dressel SPD: Hallo? Die war in
der Verwaltung!)

in der sie Uber grof3en Einfluss verfugt.

Ich weil® gar nicht, warum Sie so aufgeregt sind.
Offensichtlich passt Ihnen das nicht.

(Beifall bei der CDU)

Sie bleibt dabei natirlich Lobbyistin fir den Rad-
verkehr; es ist vollig egal, wo sie vorher gearbeitet
hat.

Sie haben diese neue Stelle fir den Radverkehr
geschaffen, und es sind 317 000 Euro, die der
Steuerzahler dafiir berappen muss. Das kommt
nicht nur die restlichen Teilnehmer im StralRenver-
kehr teuer zu stehen, sondern auch den Hambur-
ger Steuerzahler. Sie geben 317 000 Euro fiir die-
se Stelle und den dazu gehdrenden Wasserkopf
aus, und das direkt aus dem Verkehrsetat,

(Dirk Kienscherf SPD: Woher denn sonst?)

anstatt dieses Geld in die dringend notwendige Sa-
nierung der Verkehrsinfrastruktur zu stecken. Mei-
ne Damen und Herren, das kann nicht der richtige
Weg sein.

(Beifall bei der CDU)
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Dass lhnen das nicht passt in Ihrer heilen Welt, ist
mir klar, aber da missen Sie jetzt durch. Und ich
kann lhnen sagen, es kommt noch schlimmer.
Wahrend Sie unsere Stadt mit groer Show und
teuren Lobbyisten zur Fahrradstadt umkrempeln,
steigen die Zahlen der verletzten FulRgénger stark
an.

(Heike Sudmann DIE LINKE: Wer verletzt
die denn?)

Ihr ideologischer Blindflug in Sachen Radverkehr
hat ganz reale, dramatische Auswirkungen. Davor
dirfen Sie die Augen nicht verschlie’ien. Nehmen
wir nur die Zahl der verungliickten Kinder im ersten
Halbjahr 2015 im Vergleich zum ersten Halbjahr
2014, und hier beispielhaft den Bezirk Hamburg-
Mitte. Dort sind ndmlich 32 Prozent mehr Kinder im
StrafRenverkehr verunglickt.

(Zurufe von den GRUNEN)

In Altona waren es 23 Prozent und in Hamburg-
Nord 15 Prozent mehr verunglickte Kinder im
StralRenverkehr. Diese Zahlen sind erschitternd,
aber leider das Ergebnis lhrer verkehrten Ver-
kehrspolitik.

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei der
AfD)

Verkehrssicherheit sollte immer an oberster Stelle
stehen, das haben wir von der CDU seit Beginn
der Legislaturperiode immer wieder gepredigt. Es
sollte niemals Politik einseitig zugunsten einer
Gruppe erfolgen, doch genau das tun Sie.

(Zurufe aus dem Plenum — André Trepoll
CDU: Frau Prasidentin, was ist denn da
los?)

— Es ist schén, dass ein bisschen Stimmung auf-
kommt nach den ersten beiden lahmen Reden.

(Beifall bei der CDU)

"Hamburg wird Fahrradstadt!" heif’t flr Sie, alles
zu tun, um den Autoverkehr lahmzulegen. Neben
Ihrer Busbeschleunigung machen Sie das vor al-
lem durch Fahrradstreifen, die Sie ohne Sinn und
Verstand auf die Strallen verlegen, auf Strafden,
die 40 000 bis 50 000 Pkw taglich nutzen, wie zum
Beispiel den Ring 3,

(Dr. Anjes Tjarks GRUNE: Das stimmt doch
gar nicht!)

obwohl die Planungshinweise Ihrer eigenen Behdr-
de etwas komplett anderes sagen. Sie brechen
Regeln der Verkehrsplanung — PLAST 9 sollte Ih-
nen ein Begriff sein; sinnvolle Regeln, die mit Blick
auf die Sicherheit der Verkehrsteilnehmer in Ham-
burg erlassen wurden —, nur um lhrer Ideologie zu
frénen. Das darf nicht sein.

(Beifall bei der CDU)

Die SPD lasst die GRUNEN Fahrrad fahren, um
ansonsten ihre Ruhe vor ihnen zu haben. Diese
Haltung ist unverantwortlich. Sie schadet unserer
Stadt.

(Dirk Kienscherf SPD: Was hat Herr Hesse
gefordert? Das ist ein Ruckfall bei Ihnen!)

Sie gefahrdet, verletzt und tétet mehr Menschen
als in den vergangenen Jahren. Es ist lhre Ver-
pflichtung, liebe Kollegen von der SPD, dem end-
lich einen Riegel vorzuschieben und wieder zu ei-
ner vernlnftigen Verkehrspolitik zurickzukommen.

(Beifall bei der CDU)

Hamburg wird Fahrradstadt — das ist kein Grund
zur Freude oder zum Feiern, das ist der Grund,
warum die GRUNEN in einer Millionenmetropole
wie Hamburg nicht an die Macht gehéren.

(Beifall bei der CDU — Dr. Andreas Dressel
SPD: Sagt der Vertreter von 15,9 Prozent!
Wie peinlich ist das denn? Peinlich!)

Sie spielen Spiele, die vielleicht in kleineren Stad-
ten sinnvoll und richtig sind, aber nicht bei uns in
Hamburg. Wir werden noch Jahre und Jahrzehn-
te ...

(Glocke — Dr. Andreas Dressel SPD: In der
Opposition sein!)

Prasidentin Carola Veit (unterbrechend): Meine
Damen und Herren! Herr Dr. Dressel, Sie werden
hier nicht nach Dezibel bezahlt,

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei der
FDP)

und das gilt auch fiir den Rest. Deshalb wiirde ich
Sie bitten, Herrn Thering bei seinem allerletzten
Schlusssatz zuzuhdren, denn, Herr Thering, |hre
Redezeit ist abgelaufen. Ein kurzer letzter Satz,
bitte.

Dennis Thering CDU (fortfahrend): Ich komme
zum letzten Satz, aber wir kénnen gern gleich noch
eine zweite Runde aufmachen. Natirlich passt |h-
nen das nicht. Wir werden noch jahrzehntelang mit
den Folgen lhrer ideologischen Verkehrspolitik zu
tun haben. Das gefahrdet auf Dauer die Sicherheit
und vor allem auch die Wirtschaftlichkeit der Ver-
kehre in Hamburg. Von daher: Kommen Sie end-
lich zur Vernunft. — Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU)

Prasidentin Carola Veit: Jetzt hat Frau Sudmann
von der Fraktion DIE LINKE das Wort.

Heike Sudmann DIE LINKE:* Schénen guten Tag,
liebe Kolleginnen und Kollegen! Dass wir gerade
Uber Radverkehr sprechen, merkt man an der vol-
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lig ideologiefreien und leider auch sinnfreien Rede
von Herrn Thering.

(Beifall bei der LINKEN, der SPD und den
GRUNEN)

Aber dazu komme ich nachher noch, erst einmal
komme ich zu Rot-Griin. Reden und Handeln ist
immer gut, gerade beim Radverkehr. Und ja, es
soll einiges passieren. Einiges passiert auch
schon. Wir finden mehr Radfahrstreifen. Das ist
schon. Wir finden einen Ausbau der Velorouten.
Das ist auch schon. Wir werden heute Uber einen
vier Jahre alten Antrag aus der Bezirksversamm-
lung Hamburg-Mitte zum Parkhaus am Hautbahn-
hof reden. Auch das ist schdn. Es bewegt sich also
langsam etwas.

Aber wenn wir einmal genauer hinschauen, und
nicht nur auf die Radfahrstreifen, die Sie dem-
nachst mit viel Brimborium eréffnen werden, stellen
wir fest, dass sich das Klima in dieser Stadt, was
das Radfahren angeht, noch lange nicht verandert
hat. Wer wie ich jeden Tag Fahrrad fahrt, wird fest-
stellen: Fahre ich auf der Strale — also da, wo ich
es darf —, findet sich mindestens ein Mensch, der
im Auto sitzt und meint, er miisse hupen. Dem folgt
der zweite Mensch.

(J6rg Hamann CDU: Das liegt an lhrer Fahr-
weise!)

Vielen Leuten ist das Uberhaupt nicht klar.
(André Trepoll CDU: Die wollen Sie warnen!)

— Herr Trepoll, wunderbar. Sie haben es nicht ver-
standen. Sie muissen mich nicht warnen; ich darf
auf der Stral3e fahren.

Es ist das Problem, dass die Autofahrenden mei-
nen, sie hatten Recht. Das Klima hat sich nicht ver-
andert. Das Drangeln hat sich nicht verandert. Das
dichte Uberholen hat sich nicht verandert. Ich er-
warte vom Senat, dass ein bisschen mehr fir das
Klima getan wird. Schauen Sie einmal nach Min-
chen. Wir haben ein Fahrradforum, zu dem der
Herr Senator und sein Staatsrat immer schon ein-
laden und bei dem wir wunderbare Vortrage horen.
In Minchen gibt es Radfahrnachte, in Minchen
gibt es ganz viel Bewegung auf den Stra3en. Das
konnen wir hier auch machen.

Und wenn ich mir das Klima anschaue, dann wird
es sich nie verandern, solange solche Menschen
wie Herr Thering — und gleich auch Herr Schinnen-
burg — meinen, sie kénnten vom Leder ziehen und
sagen, Radfahren sei supergefahrlich. Interessant
ist, dass alles ldeologie ist, was sich zum Radver-
kehr bekennt, dass aber das, was Sie sagen, Herr
Thering, vollig ideologiefrei sein soll. Sie wollen
den Autoverkehr weiter férdern. Sie tun so, als
wenn die meisten Radfahrerinnen und Radfahrer
und die meisten FuRgangerinnen und Ful3ganger
durch Radfahrerinnen und Radfahrer oder Ful3gan-

gerinnen und FuRganger todlich verletzt wirden.
Das ist doch lacherlich, véllig sinnbefreit.

(Beifall bei der LINKEN, der SPD und den
GRUNEN)

Sie versuchen, die Statistiken fur sich zu andern.
Das Beste ist ein wunderbares Beispiel aus dem
Verkehrsausschuss: Wir haben vergangenen Frei-
tag uUber den Umbau der Legienbriicke gespro-
chen. Die Legienbricke bleibt in ihren Autofahr-
streifen genauso, wie sie ist, es wird aber von dem
Uberbreiten FuRweg ein Radfahrstreifen abgenom-
men. Und was macht diese CDU unter dem jun-
gen, smarten Herrn Thering, die total fortschrittlich
ist?

(Dr. Andreas Dressel SPD: Was?)

Die lehnen das ab, weil es einen Radfahrstreifen
gibt. Geht es eigentlich noch? Schlimmer kann es
nicht kommen.

(Beifall bei der LINKEN, den GRUNEN und
vereinzelt bei der SPD)

Aber das ist keine Ideologie. Das ist Uberzeugung.
Und das ist eigentlich noch schlimmer, als eine
Ideologie zu haben.

Zu den 300 000 Euro: Ich glaube, Frau Pfaue ware
froh, wenn sie so viel Geld verdienen wiirde. Das
ist fUr drei Stellen.

(Dennis Thering CDU: Wasserkopf, habe ich
doch gesagt!)

— |hr Fraktionsvorsitzender bekommt allein schon
150 000 Euro, ist das auch ein Wasserkopf?

(Dennis Thering CDU: Der macht auch gute
Arbeit!)

Wo bleiben eigentlich die Vergleiche bei lhnen?
Das ist echt lacherlich.

(Beifall bei der LINKEN und den GRUNEN)

Ich habe versucht, den Klatsch-Rhythmus, den
Rot-Griin eingeflhrt hat, einzuhalten. Das klappt
auch; Sie durfen gleich noch einmal klatschen.

Ich finde, Sie missen ein bisschen mehr handeln.
Wir haben in Hamburg bisher nicht einmal den Tag
des Radfahrens. Wie ware es denn, wenn der Se-
nat, die Senatorinnen und Senatoren, Wege auch
einmal mit dem Fahrrad zurticklegen wirden?

(Dirk Kienscherf SPD: Wir sind nicht im
Ostenl!)

— Herr Kienscherf, Sie wohnen im Hamburger
Osten, ich weil3.

Wie ware es denn, wenn Sie sich dafir einsetzen
wilrden, dass mehr Rad gefahren wird? Schauen
wir doch einmal in den Rathausrandbereich, wie
viele Autos dort stehen und wie viele Fahrrader
dort stehen. Es gibt immer weniger Platz, aber die
CDU ist noch nicht einmal in der Lage, zu sagen:
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Leute, wir haben alle eine HVV-Jahreskarte, wir
opfern einen Autostellplatz fiir die Radfahrenden.
Nein, darum wird gekdmpft bis zum ... — Ich sage
nicht, bis was.

(André Trepoll CDU: Warum durfen die Men-
schen das denn nicht selbst entscheiden? —
Anna-Elisabeth von Treuenfels FDP: \Was
darf man noch selbst entscheiden?)

— Ich entscheide, ich wirde gern einen Fahrrad-
parkplatz haben auf lhrem Parkplatz.

Die Menschen entscheiden das ja, Herr Trepoll.
Sie sehen, dass die Leute trotz des schlechten Kii-
mas mehr Fahrrad fahren, und das kann sich nur
noch verbessern. Es konnten noch mehr Men-
schen Rad fahren, wenn wir die eine Seite des
Hauses dazu brachten, nicht immer nur Ideologien
rauszuhauen, sondern auch einmal mit dem Rad
zu fahren. Und die andere Seite dazu, zu sagen,
wir wollen nicht nur schéne Konzepte machen, wir
wollen auch dafiir sorgen, dass der Rickenwind in
Hamburg nicht immer aus Gegenwind besteht. —
Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN, den GRUNEN und
bei Nebahat Gii¢lii fraktionslos)

Prasidentin Carola Veit: Das Wort bekommt Herr
Dr. Schinnenburg von der FDP-Fraktion.

Dr. Wieland Schinnenburg FDP: Frau Prasiden-
tin, meine Damen und Herren! Die GRUNEN reden
von der Fahrradstadt. Schauen wir einmal auf die
Wirklichkeit. In Wirklichkeit ist es so: Die GRUNEN
tun ganz wenig fur die Radfahrer, aber ganz viel
fur den grinen Stammtisch, und das ist verkehrt.

(Beifall bei der FDP, der CDU und vereinzelt
bei der AfD)

Schauen wir doch einmal auf die Fakten. Wir ha-
ben in Hamburg ungefahr 1 700 Kilometer Radwe-
ge. Vorsichtig geschatzt ist davon die Halfte maro-
de. Sie haben sich vorgenommen, pro Jahr 50 Ki-
lometer zu sanieren. Da brauchten Sie 17 Jahre,
um die Radwege zu sanieren — nach Ihrem Plan.
Jetzt schauen wir auf die Fakten, wie es tatsach-
lich ist. Ich habe den Senat gefragt: Wie viel habt
ihr im ersten Halbjahr 2015 saniert? Antwort:
7,8 Kilometer. Wenn Sie das hochrechnen, brau-
chen Sie bei diesem Tempo 55 Jahre, um alle
Radwege zu sanieren. Das ist nichts. Und es ist in
Wirklichkeit noch schlimmer. Ich habe vorhin von
geschatzt der Halfte maroder Radwege gespro-
chen. Ich habe den Senat natirlich gefragt, wie
viele Kilometer Radweg saniert werden mussen.
Antwort des Senats unter griiner Beteiligung: Das
wissen wir nicht. Dann habe ich gefragt: Wann
wisst ihr das denn? Antwort: Frilhestens ab der
zweiten Jahreshalfte 2016. Meine Damen und Her-
ren, das ist nun wirklich perfektes Versagen.

(Beifall bei Detlef Ehlebracht AfD)

Die GRUNEN werden anderthalb Jahre an der Re-
gierung sein, und dann wissen sie Uberhaupt erst,
welcher Handlungsbedarf fir die Radfahrer
besteht. Wenn das nicht eine Schlamperei ist,
dann weil} ich es auch nicht.

(Beifall bei der FDP, der CDU und vereinzelt
bei der AfD)

In Wirklichkeit gibt es unter den GRUNEN nicht
Ruckenwind fir den Radverkehr, sondern die Rad-
fahrer werden von den GRUNEN im Stich gelas-
sen. Das ist die Wahrheit, und das ist die Antwort
auf lhre Debattenanmeldung.

(Dr. Anjes Tjarks GRUNE: Und deswegen
wahlen die alle FDP!)

Weil Sie wahrscheinlich selbst merken, dass es
nicht so richtig etwas wird mit den Radwegen,
schicken Sie die Radfahrer auf die Stralte. Das ist
gefahrlich. Dann kommt wieder das Argument von
Frau Sudmann, dass die Radfahrer da sicherer
seien.

(Heike Sudmann DIE LINKE: So ist es!)

Ich habe den Senat auch dazu befragt. Die Ant-
wort war, dass es dafir nicht die geringsten sta-
tistischen Belege gebe, im Gegenteil. Es gab eine
Anfrage, die Drucksache 20/14144, bei der her-
auskam, dass von den toten Radfahrern im ver-
gangenen Jahr genau die Halfte auf dem Radweg
fuhr, die andere Halfte auf der Strale. Das ist ge-
nau das Gegenteil, und es ist keineswegs bewie-
sen, dass man auf der Stral3e als Radfahrer siche-
rer fahrt. Raten Sie einmal, von wem diese Anfrage
war? Sie war nicht von mir, sondern von Herrn
Steffen, dem damaligen verkehrspolitischen Spre-
cher der GRUNEN. Die selbst gewonnene Er-
kenntnis wird radikal ausgeblendet. Das ist griine
Ideologie statt Sachbezogenheit. So geht es nicht.

(Beifall bei der FDP, der CDU und vereinzelt
bei der AfD)

Uber das Rugenfeld wurde schon gesprochen. Es
gehdrt wohl ziemlich viel Borniertheit dazu, auf ei-
ner solchen Strafle mit vielen Autos und wenigen
Radfahrern, Radfahrer dort auf Radspuren fahren
zu lassen.

Nun zur Radverkehrskoordinatorin. Ich habe viel
Verstandnis fur eine gequélte grine Seele. Der
Blrgermeister hat Sie tGber den Tisch gezogen, Sie
konnten sich nicht durchsetzen und wollten nun ir-
gendetwas machen. Daflr habe ich Verstandnis.
Ich habe aber kein Verstandnis dafir, dass eine
Lobbyistin in eine unabhangige Behdrde gesetzt
wird. Das geht nicht.

(Beifall bei der FDP, der CDU und vereinzelt
bei der AfD — Dr. Monika Schaal SPD: Das
missen Sie gerade sagen!)



Birgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg - 21. Wahlperiode - 14. Sitzung am 16. September 2015 851

(Dr. Wieland Schinnenburg)

Stellen Sie sich einmal vor, wir wiirden die Regie-
rung stellen, wirden einen Autoverkehrskoordina-
tor einsetzen, und dafir wiirden wir einen ehemali-
gen ADAC-Prasidenten nehmen. Es gabe einen
ohrenbetdubenden L&rm aus der grinen Ecke.
Und Sie machen es genauso, das ist ein Skandal.

(Beifall bei der FDP, der CDU und vereinzelt
bei der AfD)

Der letzte Punkt wurde vorhin schon kurz ange-
deutet. Gibt es denn etwas Wichtigeres als einen
Fahrradkoordinator? Wenn Sie 317 000 Euro (ibrig
haben und einen Koordinator suchen, dann habe
ich einen Vorschlag. Setzen Sie doch einen Flicht-
lingskoordinator ein. Da waren die 317 000 Euro
wesentlich besser aufgehoben. Dann kénnen nam-
lich die Burger endlich einmal vorher erfahren, wo
als Nachstes bei lhnen eine Flichtlingsunterkunft
eingerichtet wird.

(Beifall bei der FDP, der CDU und vereinzelt
bei der AfD)

Da waren die Fliichtlinge besser versorgt, dafir
sollten Sie Ihr Geld ausgeben und nicht fir solch
eine Lobbyisten-Stelle. — Vielen Dank, meine Da-
men und Herren.

(Beifall bei der FDP, der CDU und vereinzelt
bei der AfD — Wolfgang Rose SPD: Das war
ja ein toller Vergleich!)

Prasidentin Carola Veit: Das Wort bekommt Herr
Ehlebracht von der AfD-Fraktion.

Detlef Ehlebracht AfD:* Sehr geehrte Frau Prasi-
dentin, sehr geehrte Kollegen und Kolleginnen!
Ruckenwind fir den Radverkehr: Hamburg wird
Fahrradstadt! Ich interpretiere diesen Satz so, dass
dem Rad kiinftig bei allen Verkehrsprojekten deut-
lich mehr Raum zugestanden wird, sowohl in der
Betrachtungsweise und Berucksichtigung der Be-
lange der Radfahrer als auch tatsachlich auf der
Straf3e vor Ort. Ob nun auf oder neben der Stralie,
muss je nach Lage entschieden werden, vernunft-
begrindet. Dass die Radfahrer nicht mehr das
Schlusslicht bei allen verkehrstechnischen Fragen
sind, dass der Ausbau des Radverkehrs nicht mehr
als notwendiges Ubel angesehen wird, sondern als
Chance begriffen wird, einen gewichtigen Beitrag
zur notwendigen Entlastung des motorisierten Indi-
vidualverkehrs zu leisten, das, hoffe ich, ist mit die-
sem Satz verbunden. Und ich verbinde damit die
Hoffnung, dass die Einsicht Einzug halt, dass es in
mancherlei Hinsicht von groRem Nutzen fir alle
ware, wenn deutlich mehr als bisher in die Infra-
struktur der Radwege investiert werden wiirde.

Was meine ich mit Nutzen? Nutzen ist zum Bei-
spiel, welchen positiven Effekt es hatte fir das Ge-
sundheitssystem, fir die Beitrage und Kosten
— langfristig betrachtet —, wenn mehr Menschen
auf das Fahrrad umsteigen wirden. Das ware

deutlich positiv. Und wie viel lebenswerter wiirde
eine Stadt werden, wenn wenigstens ein Teil der
Autofahrer (berzeugt werden koénnte, auf das
Fahrrad umzusteigen? Es ware ein Zugewinn. Das
sind alles Dinge, Selbstverstandlichkeiten, die
muss man eigentlich gar nicht erwadhnen. Ich den-
ke, daruber besteht hier kein Dissens. Von dieser
Art von Fragen kdnnte man zahlreiche stellen, und
bei ehrlicher Beantwortung kommt das Rad dabei
immer sehr, sehr gut weg.

Mit diesem Satz verbinde ich aber nicht das Vorge-
hen, das in Teilen an den Tag gelegt wird, ein Vor-
gehen, das dem Rad - und das Rad ist im allge-
meinen Empfinden ein Sympathietrager —, seinem
Gedanken und seiner Wertschatzung nachhaltig
schadet. Wurzel allen Ubels ist — und jetzt kommt
wieder dieses bése Wort — eine Fahrradideologie,
umgesetzt dadurch, dass Sie zum Beispiel Auto-
stellplatze vernichten, indem Sie dort einen Stell-
platz fir das StadtRAD errichten, obwohl 20 Meter
weiter locker ausreichend Platz ware, diese Station
genau dort zu bauen. Beispiel: Alter Fischmarkt,
Ecke Schopenstehl in Hamburg-Mitte. Da werden
Radfahrer als lebende Verkehrsbremse in Ein-
bahnstrallen gejagt, in denen gerade mal genu-
gend Platz fir ein fahrendes Auto ist.

Ein weiteres Beispiel ist Am Felde in Altona, und
jeder kennt auch die Geschichte vom Fahrradweg
an der Alster, das muss ich gar nicht ausflihren, je-
der kennt es, Schilda ist gegentber dem, was dort
geleistet wurde, ein Witz. Das sind Methoden, die
kontraproduktiv sind. Es sind sogar gefahrliche
MaRnahmen. Das ist die Methode, durch die die
Verkehrsteilnehmer gegeneinander aufgehetzt und
ausgespielt werden, es schirt Ressentiments. Es
beschadigt den Eindruck des Fahrrads als Sympa-
thietrager. Lassen Sie das sein.

Wenn der Anteil der Radfahrer am Gesamtverkehr
nachhaltig gesteigert werden soll, geht das nicht
Uber Zwang, es geht nicht iber Ideologie, sondern
es geht ausschlieRlich Uber die Schaffung attrakti-
ver Angebote.

(Beifall bei der AfD)

Sie brauchen dafiir die Akzeptanz der Mehrheit der
Bevdlkerung. Werben Sie dafur. Versuchen Sie,
die Skeptiker zu Uberzeugen. Bauen Sie keinen
Druck auf, keine Feindbilder. Verteufeln Sie nicht
den Autofahrer. Andernfalls wird lhr Projekt schei-
tern.

Sie brauchen vor allem eine gut ausgebaute Infra-
struktur. Sie missen Angebote wie das StadtRAD,
das HVV-Faltrad, Bike and ride, weiterentwickeln.
Sie mussen die Velorouten, wie angekiindigt — ich
hoffe, Sie tun es —, endlich ausbauen. Es gibt
14 Velorouten, 80 Kilometer von 280 sind erst fer-
tig. Das ist momentan eine sehr schwache Leis-
tung. Es muss ein Vielfaches an Fahrradboxen an
den U-Bahnhofen erstellt werden, damit das Fahr-
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rad dort sicher abgestellt werden kann. An allen
Verkehrsknotenpunkten sind eigentlich solche
StadtRAD- und Fahrradstationen zu errichten, wie
beispielsweise jetzt fir den Hauptbahnhof vorge-
schlagen. Aber naturlich gehdrt in allererster Linie
eine gut ausgebaute Infrastruktur dazu, Fahrrad-
wege, die diese Bezeichnung auch verdienen.
Fahren Sie beispielsweise einmal die Friedensal-
lee vom Bahnhof Othmarschen kommend entlang,
das ist eine Rodeostrecke, das ist kein Fahrrad-
weg, wird jedoch als Fahrradweg ausgewiesen,
Herr Schinnenburg hatte es eben schon angedeu-
tet.

Ich kenne lhre Anklindigungen, aber an lhren Ta-
ten werden Sie letztendlich gemessen. Wenn das
in der Form, wie hier zuletzt dargestellt, weitergeht,
dann wird aus dem angekuindigten Ruckenwind ein
laues Liftchen oder sogar noch Schlimmeres. Und
ich hoffe, dass das nicht passiert. Also hdngen Sie
die Messlatte ruhig hoch, aber springen Sie auch
daruber. — Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Prasidentin Carola Veit: Das Wort hat nun Herr
Senator Horch.

Senator Frank Horch:* Sehr geehrte Frau Prasi-
dentin, sehr geehrte Damen und Herren Abgeord-
nete! Immer mehr Menschen nutzen das Fahrrad
als Verkehrsmittel im Alltag. Das Fahrrad ist flr
den Einzelnen heute praktisch, schnell, kosten-
gunstig, flexibel in der Nutzbarkeit, ideal also fir
kurze und mittlere Wege in einer Stadt. Die Verla-
gerung von Fahrten von motorisierten Verkehrsmit-
teln auf Fahrrader dient — und das ist sehr wich-
tig — in einer GroRstadt wie Hamburg dem Klima-
schutz, der Luftreinhaltung und auch der Larmre-
duzierung.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Ein starker Fahrradverkehr ist ein wichtiger Beitrag
zur Bewaltigung eines wachsenden, innerstadti-
schen Gesamtmobilitdtserfordernisses in Ham-
burg. Wir brauchen umweltvertragliche Alternativen
zur Nutzung des Autos und auch als Ergénzung
unseres oOffentlichen Nahverkehrsnetzes, dessen
Kapazitaten heute schon auf der Schiene und bei
den Bussen an Grenzen stol3en.

Aus der Sicht des Hamburger Senats ist der stetig
wachsende Radverkehr eine erfreuliche Entwick-
lung, die wir ausdrucklich weiter fordern wollen.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Einer immer haufigeren Nutzung des Fahrrads wol-
len wir — das ist wichtig — das entsprechende An-
gebot vorhalten. Wir wollen nichts verordnen, aber
wir wollen es komfortabel machen. Die Basis fir
ein gutes Radverkehrssystem ist eine sichere, zU-
gige und komfortable Infrastruktur. Hierzu gehdren

Radwege, Radfahrstreifen und auch Fahrradab-
stellanlagen — sehr wichtig, wie wir heute schon
gehdrt haben.

Auch wenn es fir manch einen hier noch unge-
wohnt erscheint: Auf der Fahrbahn markierte Rad-
verkehrsfiihrungen sind in ganz Deutschland State
of the Art,

(Dr. Andreas Dressel SPD: Nur bei Herrn
Thering nicht!)

da sie eine gegenhaltige Sichtbarkeit der Verkehrs-
teilnehmer garantieren und somit zur gesamten
Verkehrssicherheit einen erheblichen Beitrag leis-
ten.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN —
Heike Sudmann DIE LINKE: Sollte Herr The-
ring vielleicht nicht in Deutschland wohnen!)

Nebenbei verursachen Radverkehrsfiihrungen auf
der Fahrbahn im Gegensatz zu baulich abgesetz-
ten Radwegen deutlich geringere Unterhaltungs-
kosten in der ganzen Stadt, und sie sind wegen
der Asphaltdecke auch einfach komfortabler flr
Fahrradfahrer zu befahren.

Radfahren soll nicht nur innerhalb von Quartieren
moglich sein, sondern auch Stadtteile miteinander
verbinden, und daher gehoért auch das Netz der
stadtteilibergreifenden Velorouten zur Grundlage
eines jeden grof3stadtischen Radverkehrsnetzes.
Hauptziele und Hauptzielgruppen sind Menschen,
die mit ihrem Fahrrad den Weg zur Schule, zur
Universitat oder zur Arbeit fahren oder die tagli-
chen Besorgungen durchfiihren. Zahlreiche Mal}-
nahmen der letzten Jahre dienten dem Ausbau
und der Modernisierung des Radverkehrsnetzes.
Die hohe Nutzung, die wir doch jeden Tag beob-
achten kdnnen, bestétigt uns, dass wir in Hamburg
auf dem richtigen Weg sind.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Neben den origindren MalRnahmen zur Férderung
des Radverkehrs wurde und wird im Rahmen fast
aller Stralienbaumalnahmen geprift, wie der Rad-
verkehr profitieren kann, seien es die Strallener-
haltungsmalRnahmen, sei es die Busoptimierung
oder auch jegliche ErschlieBung in der Stadt. Das
ist mittlerweile an vielen Stellen der Stadt ablesbar
und wird auch im dritten Fortschrittsbericht zur
Radverkehrsstrategie eindrucksvoll unterstrichen.
Das sollte sich jeder noch einmal vor Augen fih-
ren.

In dieser Legislaturperiode wollen wir noch eine
Schippe obendrauf legen. Hamburg soll Fahrrad-
stadt werden. Radfahrerinnen und Radfahrer sol-
len sich in Hamburg willkommen flhlen.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Nun noch etwas zur Aufklarung. Unsere neue Rad-
verkehrskoordinatorin ist eine Botschafterin fir den
Radverkehr. Und Frau Pfaue wird sich ihrer Aufga-
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be sehr engagiert und erfolgreich annehmen. Ich
bin aufgrund eines Auswahlprozesses absolut si-
cher, dass wir uns fiir die richtige Person entschie-
den haben.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Meine Damen und Herren! 50 Kilometer Radver-
kehrsinfrastruktur in jedem Jahr, das ist die ambi-
tionierte ZielgréfRe, nicht nur fur eine Metropole wie
Hamburg, sondern unser Ziel entspricht einer Ver-
doppelung der Leistung aus dem vergangenen
Jahr. Auch die Fertigstellung des Veloroutennetzes
bis zum Ende dieser Legislaturperiode ist ein ambi-
tioniertes Ziel, das grof3e Anstrengungen aller Be-
teiligten, vor allen Dingen der Ressourcen, erfor-
dert und naturlich auch der Ressourcen des Inves-
titionsvolumens.

Neben der Infrastruktur kiimmern wir uns aber
auch um andere Handlungsfelder der Radver-
kehrsférderung. Das StadtRAD ist nach wie vor ei-
ne groRartige Erfolgsgeschichte, um die uns viele
Stadte, nicht nur in Deutschland, beneiden. Das
System ist duflerst umweltfreundlich, ist innovativ
und soll unter diesen Gesichtspunkten noch weiter
ausgebaut werden.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Die Ausweitung mit circa 70 neuen Standorten wird
schrittweise bis Ende 2015 umgesetzt, bis zum
Jahresende soll unser StadtRAD-System dann
Uber 200 Stationen verfugen.

Ich will es vollstindig machen. Weitere Malf3nah-
men runden den Ausbau des Radverkehrssystems
ab. Ich nenne nur die wichtigen Fahrradabstellan-
lagen oder die Bike-and-ride-Anlagen an den
U- und S-Bahnhéfen. Ubrigens, alle, die meinen,
dass sich Rad- und Autofahren nicht gut erganzen,
denen mochte ich sagen, dass viele, die auf das
Fahrrad steigen, dafiir erst einmal nicht mehr ins
Auto steigen, und das entlastet unsere Strallen,
das entlastet und fordert auch unsere Umweltbe-
dingungen in der Stadt.

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN und bei
Dr. J6rn Kruse AfD)

Ich lade Sie alle herzlich ein, an der Entwicklung
Hamburgs zu einer modernen und zeitgemafien
Fahrradstadt entsprechend mitzuwirken. — Vielen
Dank.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Prasidentin Carola Veit: Meine Damen und Her-
ren! Das Wort bekommt Herr Dr. Tjarks von der
GRUNEN Fraktion.

Dr. Anjes Tjarks GRUNE:* Frau Prasidentin, mei-
ne Damen und Herren! Lieber Herr Thering, nach
Ihrer Rede und den Wahlergebnissen der CDU in
Groldstadten, tun Sie wohl gut daran, wenn Sie |h-

re Position Uberdenken wiirden, damit Sie wieder
einmal Land sehen.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Die CDU und die FDP sagten beide, es gebe ei-
gentlich ein wichtigeres Thema, das man in der Ak-
tuellen Stunde diskutieren sollte.

(Beifall bei Dennis Thering CDU und Anna-
Elisabeth von Treuenfels FDP)

Ich mochte Sie daran erinnern, dass Sie wahr-
scheinlich damit nicht das Thema Welthafen oder
Provinzhafen meinten, das die FDP angemeldet
hat, oder das Thema der linken Krawalle in der
Schanze, sondern Sie meinten das Thema Fliicht-
linge. Sie haben das selbst nicht angemeldet, Sie
sind in dieser Frage doppelziingig. Sie sollten sich
einmal fragen, was das eigentlich bedeutet.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Wenn man sich die weitere Tagesordnung an-
schaut, dann sieht man, dass es eine ganz zentra-
le Debatte zu dem Thema gibt, ndmlich die Debat-
te Uber die Mehrbedarfsdrucksache und die Frage
der Verwendung von 520 Millionen Euro. Auch das
haben Sie nicht angemeldet, das hat Rot-Griin an-
gemeldet, und genau deswegen stellen wir uns
diesem Thema. Man muss diesen Vorwurf einfach
zurlckweisen.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Ich finde lhren Umgang mit Frau Pfaue sehr be-
merkenswert.

(Anna-Elisabeth von Treuenfels FDP: Kon-
nen Sie mal was zur Sache sagen!)

Frau Pfaue ist eine Beamtin, ein Mitglied der Ham-
burger Verwaltung. Ich kann mich an nicht so viele
Ereignisse erinnern, bei denen Beamte der Ham-
burger Verwaltung, die verwaltungserfahren sind,
die parteipolitisch unabhangig sind und die eine
fachliche Kompetenz besitzen, derart angegangen
werden.

(J6rg Hamann CDU: Was hatten wir denn in
der letzten Wahlperiode fir einen Wirt-

schaftssenator?)
Andere Leute, Herr Hamann, kommen zu dem
Schluss — ich zitiere die "Hamburger Morgen-
post" —:

"[...] besser hatte der Posten der neuen
Radverkehrskoordinatorin nicht besetzt wer-
den konnen."

Dem ist nichts hinzuzufligen.
(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Sie haben ein wirklich ungeklartes Verhaltnis zum
Radverkehr. Sie haben namlich dem Grundlagen-
antrag zum Radverkehr, "50 Kilometer Radwege
bauen", zugestimmt, und Herr Schinnenburg hat
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damals gesagt, wir sollten eigentlich noch viel
mehr bauen. Und Herr Schinnenburg hat eben sei-
ne Redebausteine einfach wieder recycelt und ge-
sagt, man musse doch eigentlich viel mehr tun.

(Michael Kruse FDP: Wir haben wenigstens
was getan!)

Nur dazu passt nicht, Herr Schinnenburg, dass Sie
bei jedem Radweg, der in der Stadt gebaut wird,
sagen, so gehe das nicht. Da passen Wirklichkeit
und Anspruch bei lhnen Uberhaupt nicht zusam-
men. Auch das missen Sie einmal zur Kenntnis
nehmen.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Es geht auch um die Frage, ob Radfahrer jetzt auf
der Stralle fahren sollen.

(Heike Sudmann DIE LINKE: Und Radfahre-
rinnen!)

— Und Radfahrerinnen nattirlich auch.

Da gibt es die Bebelallee beispielsweise, Velorou-
te 4, ein zentrales Projekt. Es geht darum, ob man
einen Radstreifen auf der Stra3e baut. Und alle, in-
klusive des ADAC, sagen, man solle genau das
tun, wir sollten dort bitte den Radstreifen auf der
Stralle bauen. Alle mit Ausnahme der CDU, die
zwar auch 50 Kilometer Radwege bauen will, aber
eigentlich nicht weil}, wohin. Sie hat nichts Besse-
res zu tun, als jahrelange Kampagnen dagegen zu
fihren. Auch da klaffen Anspruch und Wirklichkeit
auseinander.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Viele von uns waren am Wochenende auf einer
grolRen Demonstration. Jenseits der Flichtlingsfra-
ge ist die Frage des Radverkehrs die Frage, die
die meisten Menschen in Hamburg, jeden Monat
5000 Leute, die "Critical Mass", auf die Stral3e be-
wegt, weil die Menschen wollen, dass wir bei die-
sem Thema vorankommen. Wenn |hre Wahlergeb-
nisse in Hamburg besser werden sollen, dann soll-
ten Sie sich das noch einmal uberlegen, denn wir
machen namlich Politik fir die Menschen. — Danke
schon.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Prasidentin Carola Veit: Jetzt bekommt Herr
Pochnicht von der SPD-Fraktion das Wort.

Lars Pochnicht SPD: Herr Thering, ich méchte
dazu auch noch ein paar Worte verlieren. Ich fand,
das war ein mehr als peinlicher Auftritt, den Sie
eben hingelegt haben.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Sie werfen uns bei der Radverkehrsdebatte ideolo-
gischen Blindflug vor. Ich erinnere mich an die Zeit
vor der Wahl 2011. Es war ein kalter Winter, wir
hatten Schnee und Eis. Die Zeitungen in Hamburg

waren voll mit Artikeln Gber Schlaglécher, die Stra-
Ren waren kaputt. Alle haben sich dariber mokiert,
dass nicht genug fir den Erhalt der Stral’en ge-
macht wird.

(Heike Sudmann DIE LINKE: Und dann kam
Herr Roder!)

— Herr Roder war vorher.

Dann haben wir einen Schwerpunkt gesetzt, um
mehr fir den Erhalt unserer Stral’en zu tun. Wir
haben den Betrag, den Sie seinerzeit investiert ha-
ben fur den Erhalt der StralRen, verdoppelt. Wir ha-
ben die Anzahl der StralRenreparaturen auf 100 Ki-
lometer erhéht, wir haben in der letzten Legislatur-
periode 400 Kilometer StraRe in Ordnung ge-
bracht. Und in den vorangegangenen Debatten
mokierten Sie sich Uber die Baustellen.

(Dennis Thering CDU: Da haben Sie doch
unsere Unterstitzung!)

— Ja, aber Sie mokieren sich Uber die Baustellen,
durch die die Stralen in Ordnung gebracht wer-
den. Das passt nicht zusammen.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Wir werden auch weiterhin Stralen sanieren und
dementsprechend ein paar Baustellen in der Stadt
haben, das Iasst sich nicht wegdiskutieren. Wir ha-
ben auch in dieser Legislaturperiode vor, wieder
500 Kilometer Stralenflachen zu sanieren.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Wenn man einerseits etwas fir die Autofahrer tut
und Strallen saniert, dann gehort es aber anderer-
seits auch dazu, etwas fir den Radverkehr zu tun.

(Dennis Thering CDU: Ja, Radwege sanie-
ren!)

Wenn wir dann 50 Kilometer Radwege bezie-
hungsweise Radverkehrsanlagen, Schutzstreifen
und Fahrradstralen kiinftig sanieren und neu bau-
en wollen, dann werfen Sie uns ideologischen
Blindflug vor? Es sind 100 Kilometer auf der einen
Seite, 50 Kilometer auf der anderen Seite. lhr Vor-
wurf passt mit dem, was wir tun, nicht zusammen.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Man kann noch den 6ffentlichen Nahverkehr her-
anziehen. Ich kann mich noch gut daran erinnern,
wie wenig U-Bahn-Strecken in den Jahren vor
2010 geplant und gebaut worden sind. Man muss
sich einmal anschauen, was der Senat in diesem
Bereich macht: Wir verlangern die U4 bis zu den
Elbbricken,

(André Trepoll CDU: Das ist mehr? Eine
Station?)

wir planen eine neue U5, wir wollen die S21 aus-
bauen. Das sind zahlreiche Projekte im offentli-
chen Nahverkehr, die wir angehen wollen. Da wer-
fen Sie uns ideologischen Blindflug vor? Wenn
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man auch etwas fir den Radverkehr tut? Das
passt nicht ganz zusammen.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Ich finde es vdllig unredlich, wie Sie mit unserer
neuen Radverkehrskoordinatorin umgehen.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Herr Tjarks hat es eben schon deutlich gemacht.
Wir kennen Frau Pfaue noch, als sie Mitarbeiterin
in der Burgerschaftskanzlei war. Sie hat die
Rechtsabteilung im Bezirksamt Hamburg-Wands-
bek hervorragend geleitet. Insofern gibt es gar kei-
nen Grund, ihre Qualifikation im Bereich der Ver-
waltung infrage zu stellen.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Zudem hat sie Uber Jahre ehrenamtliche Arbeit
beim ADFC geleistet, um zu sehen, wie man die
Situation fir Radfahrer in dieser Stadt verbessern
kann. Dann werfen Sie ihr jetzt vor, dass sie diese
Kenntnisse, die sie in der Zeit gewonnen hat, ge-
zielt fUr die Stadt einsetzen mochte?

(Dennis Thering CDU: Wenn sie es sinnvoll
macht, super!)

— Wo ist denn dann |hre Kritik? Dann missten Sie
doch zustimmen und missten hellauf begeistert
sein Uber diese gute Wahl.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Und insofern kénnen Sie unserer Radverkehrspoli-
tik zustimmen. — Vielen Dank.

(Lang anhaltender Beifall bei der SPD und
den GRUNEN)

Prasidentin Carola Veit: Das Wort bekommt Herr
Thering von der CDU-Fraktion.

(Dirk Kienscherf SPD: Jetzt entschuldigen
Sie sich erst mal!)

Dennis Thering CDU: Frau Prasidentin, meine
sehr geehrten Damen und Herren! Herr Tjarks,
Frau Sudmann, ich mag Sie eigentlich ganz gern,
daraus mache ich Giberhaupt kein Geheimnis. Aber
das, was Sie hier sagen, mit Verlaub, ist dann
doch etwas weltfremd. Herr Tjarks, wenn Sie sich
erinnern, wie Sie die SPD geprugelt haben, als sie
Herrm Horch als neuen Wirtschaftssenator vorge-
stellt hat, und wie Sie ihn als Lobbyisten gebrand-
markt haben,

(Heike Sudmann DIE LINKE: Und wer hat
ihn verteidigt? Das waren Sie doch!)

dann dirfen Sie sich jetzt nicht beschweren, wenn
wir auch der Meinung sind, dass Frau Pfaue Lob-
byistin des Radverkehrs ist.

(Beifall bei der CDU)

Im Ubrigen war es die CDU, die im Jahr 2008 die
sinnvolle Radverkehrsstrategie ins Leben gerufen
hat, fir die Sie sich heute nach wie vor abfeiern.
Sie haben sie leider ins Negative verandert, aber
der Grundstein steht, und das ist grundsatzlich
nicht verkehrt.

Wer hat denn in der Legislaturperiode, als die CDU
allein regierte, das StadtRAD eingefuhrt, flr das
Sie sich immer feiern? Das war auch die CDU. Uns
also vorzuwerfen, wir wirden nicht genug fur den
Radverkehr tun, ist wirklich lacherlich.

(Beifall bei der CDU)

Entscheidend ist einfach nur, dass man das, was
man tut, auch mit Sinn und Verstand macht. Das
fehlt uns bei Ihnen an allen Ecken und Kanten.
Sinnvoll ist es eben nicht, gut sanierte Fahrradwe-
ge plattzumachen und auf die Strale zu verlegen.
Das ist einfach irre und eine Geldverschwendung
sondergleichen.

Von den 34 europaischen Stadten, die einen Rad-
verkehrsanteil von mindestens 25 Prozent haben,
ist keine groRer als 600 000 Einwohner. Das zeigt
doch einmal mehr, dass eine Millionenmetropole
wie Hamburg die vollig falsche Stadt ist,

(Dr. Anjes Tjarks GRUNE: Das zeigt einmal
mehr, was das flir ambitionierte Ziele sind!)

um sich hier irgendwie auszutoben zulasten ande-
rer Verkehrsteilnehmer.

(Beifall bei der CDU)

Ich sage auch etwas Positives zu |hrer Radver-
kehrskoordinatorin. Gerade Frau Pfaue war es, die
in der Landespressekonferenz gesagt hat, wir sei-
en alle auch Verkehrsteilnehmer jeglicher Art. Wir
fahren einmal Rad, wir gehen zu Ful, wir fahren
mit dem Auto, und einzig und allein das ist es, was
wir von lhnen erwarten, dass Sie namlich alle Ver-
kehrsteilnehmer bertcksichtigen, 1:1, und nicht
schwerpunktmafig nur ideologisch auf den Rad-
verkehr schielen.

(Beifall bei der CDU)

Da wir als CDU-Fraktion nicht nur meckern, son-
dern auch handeln,

(Zurufe von der SPD und den GRUNEN)

werden wir in den nachsten Wochen ein eigenes
Radverkehrskonzept vorlegen. Dieses konnen Sie
dann grofzigigerweise an den Ausschuss uber-
weisen, dann kénnen wir uns dartber trefflich strei-
ten. Und dann werden wir schauen, welches Kon-
zept am Ende das bessere ist. Das soll dann bitte
auch ganz unideologisch zur Anwendung kommen.

(Beifall bei der CDU)

Ich muss ehrlich sagen, dass ich kein verninftiges
Argument gehdrt habe, warum wir jetzt eine Rad-
verkehrskoordinatorin brauchen.
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(Dirk Kienscherf SPD: Dann horen Sie doch
mal zu!)

Sie haben jetzt einen Luxusposten geschaffen mit
317 000 Euro, das ist bei allen angekommen. Aber
warum haben Sie diesen Posten Uberhaupt ge-
schaffen? Es gibt kein vernlinftiges Argument da-
fur. Und wenn wir einmal in die BWVI schauen,
dann sehen wir, dass man sich da schon den Lu-
xus von zwei Staatsraten leistet. Herr Rieckhof ist
nun einmal Verkehrsstaatsrat, von daher sollte er
eigentlich genligend Ressourcen haben, das The-
ma Radverkehr mit zu bedienen. Aber wie wir alle
wissen — ich mochte es freundlich ausdriicken —,
agiert Herr Rieckhof haufig etwas unglicklich, ich
glaube, da sind wir uns alle einig, das hort man
auch aus Reihen der SPD. Nichtsdestotrotz ist es
ganz offensichtlich so, dass Sie Herrn Rieckhof
nicht zutrauen, dieses Radverkehrskonzept umzu-
setzen. Dann seien Sie aber auch so ehrlich und
geben Sie es offen zu. Verstecken Sie sich nicht
hinter irgendwelchen fadenscheinigen Radver-
kehrskoordinatoren.

(Beifall bei der CDU)

Abschlielend zu Ihnen, Herr Horch. Bei aller Be-
geisterung flr das Radverkehrskonzept und fiir die
Radwege, die auf die Stral’e verlegt werden: Ver-
gessen Sie bitte nicht, dass Sie im Nebenjob auch
noch Wirtschaftssenator sind. Wenn Sie sich das
haufiger vor Augen flihren wirden, dann wissten
Sie, dass dieses Radverkehrskonzept, das Sie
auch malgeblich mit vorantreiben, der Hamburger
Wirtschaft schwer schadet.

(Farid Miiller GRUNE: So ein Blédsinn! Das
mussen Sie erst mal beweisen!)

Sie waren selbst drei Jahre lang Chef der Handels-
kammer, und dann sollten Sie eigentlich noch mit
Ihren Ohren sehr dicht an der Wirtschaft sein. Dort
wird man lhnen sagen, dass die Wirtschaft dchzt,
weil sie einfach nicht mehr gegenan kommt, weil
sie die Halfte des Tages im Stau steht, weil der
Warenwirtschaftsverkehr einfach nicht mehr in den
Hafen und aus dem Hafen heraus flieBt. Es geht
auch um die kleinen, mittelstdndischen Unterneh-
men, die Handwerksbetriebe, die keine Parkplatze
mehr finden, die permanent nur im Stau stehen,
weil Sie eine Verkehrspolitik betreiben, die absolut
wirtschaftsfeindlich ist. Das sollten Sie sich bitte
auch einmal vor Augen fiihren und kiinftig auch im
Sinne des Wirtschaftssenators bei der Radver-
kehrsstrategie handeln. — Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU)

Prasidentin Carola Veit: Das Wort hat nun Herr
Dr. Schinnenburg von der FDP-Fraktion.

Dr. Wieland Schinnenburg FDP: Frau Prasiden-
tin, meine Damen und Herren! Ich habe eigentlich
noch auf Frau Sudmann gewartet, aber vielleicht

ist da der Argumentationshaushalt auch am Ende.
Wie auch immer.

(Zuruf von Heike Sudmann DIE LINKE)

Ich muss mich zu Wort melden, weil die Ausflih-
rungen von Herrn Horch und Herrn Tjarks nun
wirklich entlarvend waren. Sie haben gezeigt, wo
der Grundfehler ist. Herr Horch sagte wértlich, die
Radfahrer sollten sich in Hamburg willkommen fiih-
len. Herr Horch, wann sind Sie denn das letzte Mal
mit dem Fahrrad nach Hamburg hineingefahren?
Wann sind Sie das letzte Mal auf kaputten Radwe-
gen gefahren und haben fast |hr Leben riskiert?
Oder wann wurden Sie das letzte Mal auf die Stra-
Re gedrangt? Die Radfahrer fiihlen sich in Ham-
burg gerade nicht willkommen, und es nitzt Ihnen
auch nichts, einen Radverkehrskoordinator einzu-
stellen, denn die Radfahrer wollen konkrete Fort-
schritte und nicht solche Sprechblasen, wie Sie sie
gerade hervorgebracht haben.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
CDU)

Dann haben Sie gesagt, Sie wollten nichts verord-
nen. Ich persénlich glaube sogar, dass Sie das
nicht wollen. Aber die Politik Ihres Senats und lhrer
Behdrde ist eine andere. Wenn Sie 1 000 Parkplat-
ze und mehr vernichten, wenn Sie Fahrbahnen be-
seitigen, wenn Sie den Verkehr gangeln, dann ma-
chen Sie nichts anderes als eine Verordnung. Sie
machen eben gerade keine angebotsorientierte
Politik im Verkehrsbereich, sondern eine dirigisti-
sche Politik zulasten der Autofahrer. Sie verzerren
den Wettbewerb der Verkehrstrager, und das ist
grundfalsch. Sie verordnen, obwohl Sie etwas an-
deres gesagt haben.

(Beifall bei der FDP)

Jetzt zu Herrn Tjarks: Sie haben woértlich gesagt,
die FDP sei gegen jeden neuen Radweg. Falsch,
Herr Tjarks, wir sind gerade daflir, dass die vor-
handenen Radwege saniert werden und nicht statt-
dessen anderer Verkehr beseitigt wird. Herr Tjarks,
genau das haben Sie nicht begriffen. Fangen Sie
erst einmal an, die vorhandenen Radwege zu sa-
nieren, anstatt Verkehrsflachen zu beseitigen.

(Beifall bei der FDP — Dr. Anjes Tjarks GRU-
NE: Das machen wir jetzt! — Dr. Andreas
Dressel SPD: Das passiert doch alles!)

Das ist der Unterschied. Sobald Sie alle Radwege
saniert haben, kdnnen wir gern noch Uber andere
MaRnahmen nachdenken. Aber solange mindes-
tens 1 000 Kilometer Radwege kaputt sind und
Radfahrer auf schlechten Radwegen ihr Leben ris-
kieren, werden wir dagegen sein, standig neue
Verkehrsflachen zu blockieren. Das ist unser An-
satz, den Sie nicht verstanden haben.

(Beifall bei der FDP)
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SchlieRlich zu Herrn Pochnicht: Ich bin iberrascht,
dass Sie die zweite Runde machen wollen. Vorher
musste immer Frau Koeppen dieses Elend mit den
Baustellen ausbaden. Nun waren Sie einmal an
der Reihe, und es tut mir leid, dass ich jetzt Ihnen
antworten muss. Sie haben gesagt, man brauche
Baustellen, um die StralRen zu sanieren. Vollig
richtig. Das Dumme ist nur, dass lhre Baustellen
chaotisch koordiniert sind und vor allem schlampig
gefordert werden. Ich konnte lhnen Hunderte Bei-
spiele nennen, beschranke mich jedoch auf eines,
den Wallringtunnel. 259 Tage wird an einer zentra-
len, viel befahrenen Stelle der Verkehr durch eine
Baustelle abgewurgt. Waren Sie schon einmal da
und haben sich angesehen, wie schnell die Bauar-
beiten vorangehen? Ganz langsam. Ich habe den
Senat gefragt, wie die Arbeitszeit ausgenutzt wird,
wie lange die Leute durchschnittlich dort arbeiten.
Der Senat antwortete, es solle dort von 7 Uhr bis
20 Uhr gearbeitet werden. Dann habe ich gefragt,
an wie vielen Tagen das selbst gesetzte Arbeits-
zeitziel denn ausgenutzt werde. Antwort: 8 Pro-
zent. An 92 Prozent dieser 259 Tage wird nicht
einmal das selbst gesetzte Arbeitszeitziel pro Tag
ausgenutzt. Das ist lhr Fehler: nicht Baustellen zu
machen, sondern sie schlampig zu koordinieren
und durchzufihren und damit die Autofahrer zu
qualen. Das ist der Fehler, den Sie zu verantwor-
ten haben. — Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP, vereinzelt bei der CDU
und bei Dr. J6rn Kruse AfD)

Prasidentin Carola Veit: Jetzt bekommt Herr
Dr. Dressel von der SPD-Fraktion das Wort.

Dr. Andreas Dressel SPD:* Frau Prasidentin, mei-
ne Damen und Herren! Hans-J6rg Schmidt hat
eben ins Plenum gerufen, dass man sich nach die-
ser Debatte nach Klaus-Peter Hesse fiir die CDU-
Verkehrspolitik zurlicksehnt.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN —
André Trepoll CDU: Was ist denn das neuer-
dings fur ein Still? Jetzt werden nicht mehr
die Argumente diskutiert, sondern es wird
nur noch auf Personen eingehauen!)

Ich méchte gern noch einmal erklaren, warum es
eine Radverkehrskoordinatorin geben soll. Wenn
Sie in den vergangenen vier Jahren verstanden
hatten, wie erfolgreich ein Wohnungsbaukoordina-
tor arbeitet, dann hatten Sie vielleicht diesen Lern-
fortschritt in der letzten Zeit mitmachen kénnen.

(André Trepoll CDU: Was ist mit dem Stau-
koordinator?)

Weil wir gesehen haben, wie gut dieses Instrument
beim Wohnungsbau funktioniert hat, soll es jetzt
genau nach diesem Modell diese Radverkehrsko-
ordinatorin geben.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Es geht um einzelne Projekte, bei denen in einer
GroRstadt auch Nutzungskonflikte zusammenge-
bracht und entschieden sowie bestimmte Verwal-
tungswege mit direktem Vortragsrecht bei den Be-
hdrdenleitungen abgekirzt werden mussen.

(André Trepoll CDU: Soll der Senator Uber
Radwege entscheiden, oder was?)

Das ist ganz konkret projektbezogen, und deshalb
fordert man dabei keinen Wasserkopf, sondern er-
reicht auf diesem Weg, dass Projekte schneller
realisiert werden. Das sollten Sie mittlerweile ver-
standen haben.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Deswegen ist es schon, dass Frau Pfaues Worte
auf der Landespressekonferenz zitiert wurden, die
gesagt hat, jeder sei mal Radfahrer, mal Autofah-
rer, mal OPNV-Nutzer, mal FuBganger.

(Dennis Thering CDU: Dann nehmen Sie
sich das doch zu Herzen!)

Einen besseren Beleg dafir, dass sie ihre Arbeit
nicht ideologisch in eine Richtung verrichtet, kann
es wohl nicht geben,

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

und daflr, dass es ihr genau darum geht, aus die-
sen ideologischen Schiitzengraben herauszukom-
men, in die Sie auch heute wieder erkennbar hin-
eingestolpert sind. Wir kénnen eine moderne
Grof3stadt nur entwickeln, wenn wir den Radver-
kehr, den Autoverkehr und den o&ffentlichen Nah-
verkehr gemeinsam denken.

(Dennis Thering CDU: Dann fangen Sie mal
damit an!)

Wie Herr Pochnicht eben gesagt hat, ist von lhnen
dazu jetzt auch gar nichts mehr gekommen. Wenn
Sie einmal bilanzieren, was wir im Bereich Stra-
Renverkehrs- und Radverkehrssanierung gemacht
haben, dann kénnen Sie nicht sagen, es gehe uns
darum, den Autoverkehr zu vertreiben. Wir brau-
chen naturlich beides. Es muss an beides vernunf-
tig gedacht werden, auch an den Wirtschaftsver-
kehr. Genau das tut unsere Verkehrspolitik, die an
beides denkt, an die StralRen und die Radwege.

(Dennis Thering CDU: Eben nicht! Eben
nicht!)

Deshalb sind wir auf dem richtigen Weg.
(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Dann zu Ilhrem Hinweis, nur Kleinstadte foérderten
den Radverkehr: Was das mit der GroRRe von Stad-
ten zu tun haben soll,

(Heike Sudmann DIE LINKE: Paris!)
mussen Sie mir vielleicht noch einmal erklaren.

(Dennis Thering CDU: Das haben Sie auch
nicht verstanden!)
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— Nein, das ist auch nicht zu verstehen, weil Sie
namlich ziemlichen Unsinn erzahlen.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Blicken Sie einmal auf Kopenhagen oder viele an-
dere Stadte.

(Zurufe von Jérg Hamann und Dennis The-
ring, beide CDU)

Gerade weil wir eine groRe Stadt sind, gerade an-
gesichts der Herausforderungen dieser Metropole
muss es doch darum gehen, das zusammen zu
denken und die Potenziale des Radverkehrs maxi-
mal auszuschoépfen, und zwar im Einklang mit den
anderen Verkehrstragern. Genau das ist unser
Mafstab.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Deshalb sind wir auf dem richtigen Weg. Es geht
uns darum, eine ordentliche Angebotspolitik fur alle
Verkehrstrager zu machen und die Leute mitzu-
nehmen. Denken Sie immer wieder einmal an lhre
15,9 Prozent. Wenn Sie irgendwann das Thema
moderne GroRstadtpartei wieder ins Visier nehmen
wollen, dann bin ich sehr gespannt, mit welcher
Radverkehrsstrategie Sie 16 Prozent erreichen
wollen. lhre bisherigen Reden waren daflr jeden-
falls nicht geeignet. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN — Zu-
rufe von Dennis Thering und Jérg Hamann,
beide CDU)

Prasidentin Carola Veit: Herr Trepoll von der
CDU-Fraktion bekommt nun das Wort.

André Trepoll CDU:
(Zuruf von Heike Sudmann DIE LINKE)

— Ja, Frau Sudmann, das will ich mir auch gleich
verdienen, na klar.

(Beifall bei der CDU)

Frau Prasidentin, meine Damen und Herren! Vorab
etwas Grundsatzliches: Frau Sudmann und Herr
Dressel, ich finde den Stil nicht schon. Wir sollten
uns mit Argumenten auseinandersetzen.

(Beifall bei der CDU — Dr. Andreas Dressel
SPD: Oje!)

Wenn wir Uber Kollegen herziehen, ist das nicht
schon und sagt mehr ber Sie aus als Uber die
Kollegen.

(Beifall bei der CDU)

So, Sie wollen Erklarungen. Natirlich hat Herr
Thering recht. Schauen Sie sich Kopenhagen an
— Sie fahren doch gern dorthin —: ein Zehntel der
Flache Hamburgs. Schauen Sie sich die Bezirke
an, gehen Sie nach Harburg, Bergedorf: Radver-
kehrsanteil 5 Prozent.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Das muss ja
nicht so bleiben!)

Gerade beim Radverkehr sprechen wir Uber ein
Problem, das sich im innerstadtischen Bereich ab-
spielt. Es ist richtig, dass der Radverkehr unabhan-
gig von den Malnahmen zunimmt. Aber schauen
Sie sich einmal die Hamburger Kfz-Zulassungs-
zahlen an: im Jahr 2011 711 000, im vergangenen
Jahr 750 000 zugelassene Kraftfahrzeuge.

(Dr. Anjes Tjarks GRUNE: Die sind abneh-
mend!)

Das heif3t, wir bekommen Konflikte und missen
einen Ausgleich schaffen. Wir missen versuchen,
die Verkehrsteilnehmer miteinander zu verzahnen.
Dafiir gibt es auch verniinftige Ideen. Aber nach
diesem Grundprinzip leistungsstarke Hauptstra-
Ren, verkehrsberuhigte Nebenstralken missen wir
doch arbeiten

(Dr. Andreas Dressel SPD: Ja, unstrittig!)
und nicht nach den Vorschlagen, die Sie machen.

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei der
FDP)

Da finde ich es schon merkwirdig, wenn wir Gber
die neue Radverkehrsbeauftragte sprechen. Da
muss man schon die Frage stellen, was das soll
und warum das notwendig ist. Herr Dr. Schinnen-
burg hat einen hervorragenden Vergleich gemacht.
Es ist doch wirklich so. Nehmen Sie einmal an, wir
hatten als Staukoordinator einen vom ADAC ge-
nommen. Was ware da fir ein Gebldke auf lhrer
Seite gewesen. Sie gehen in die Landespresse-
konferenz, stellen die Dame dort vor und machen
danach auf dem Rathausmarkt tolle Fotos. Ich
konnte das genau beobachten. Da haben Sie doch
festgestellt: Oh, Mist, bei den ersten Fotos war
noch gar kein Helm auf, also alles noch einmal.

(Beifall und Heiterkeit bei der CDU und der
FDP — Dr. Monika Schaal SPD: Sehr billig!)

Da dtirfen Sie sich doch nicht dartiber beschweren,
dass wir darUber debattieren und die Rolle hinter-
fragen. Also ganz so dinnhautig dirfen Sie nicht
sein. Wenn Sie das in den politischen Diskurs brin-
gen und diese Prioritdtensetzung vornehmen,
dann missen Sie auch die Debatte aushalten.

(Beifall bei der CDU)

Sie haben recht, Herr Tjarks, natirlich haben wir
uns ein besseres Ergebnis gewlnscht, aber wir ha-
ben noch mehr Stimmen als Sie — das muss man
auch einmal sagen.

(Beifall bei der CDU — Heiterkeit bei der SPD
— Dr. Andreas Dressel SPD: Super Spruch!)

So ist es, und das wird auch lange Zeit so bleiben,
und der Abstand wird auch wieder gréfer werden.
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Die Diskussion hat gerade erst angefangen. Die
Art und Weise, in der Sie das Thema angehen,
wird Konflikte in der Stadt produzieren. Das ist
sonst eigentlich nicht Ihr Stil, Herr Dressel. Die
Analyse ist auch richtig. Natdrlich mussen die
GRUNEN irgendwo einen Grashalm haben, den
sie vorzeigen konnen. Deshalb sind Sie bei dem
Thema auch so engagiert. Genauso engagiert wer-
den wir und die Kollegen von der FDP diese Dinge
dann begutachten und unsere eigenen Vorschlage
machen. — Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU, der FDP und bei Dr.
Joachim Kérner AfD — Erster Vizeprasident
Dietrich Wersich tibernimmt den Vorsitz.)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Mir lie-
gen zu dem ersten Thema nun keine weiteren
Wortmeldungen vor.

Dann rufe ich das zweite Thema auf, und zwar an-
gemeldet von der Fraktion DIE LINKE

Olympia: Nun ist es offiziell - Der Rech-
nungshof warnt vor Finanz-Risiko!

Wer winscht dazu das Wort? — Herr Hackbusch
von der Fraktion DIE LINKE.

Norbert Hackbusch DIE LINKE:* Vielen Dank,
Herr Prasident, meine Damen und Herren! Erin-
nern Sie sich noch daran, was vor zehn Jahren los
war? Damals haben alle geschrien, man wolle sie.
Das "Hamburger Abendblatt" trommelte es wie der
Teufel, dass man sie unbedingt haben wolle. Das
"Hamburg Journal" veranderte seinen Hintergrund
in einem Augenblick, als es von ihr nur ein Modell
zu sehen gab. Die Birgerschaft hat einstimmig zu-
gestimmt — nicht nur die CDU, sondern auch die
GRUNEN und fast alle von der SPD —, eine Welle
der Euphorie war in dieser Stadt vorhanden. Was
daraus geworden ist, wissen wir alle, ndmlich eine
grolRe Katastrophe mit dem Namen Elbphilharmo-
nie. So etwas darf uns nicht noch einmal passie-
ren.

(Beifall bei der LINKEN — Michael Kruse
FDP: Und jetzt soll man gar nichts mehr ma-
chen, oder was?)

Ich bin ein groRer Freund euphorischer Gefiihle,
aber bitte keine euphorischen Geflihle bei solchen
Gebauden und keine euphorischen Geflihle bei
Olympia, sondern nlichterne Betrachtung.

(Beifall bei der LINKEN)

Deswegen sollten wir alle uns dartber freuen, dass
der Rechnungshof die Zahlen nichtern geprift hat,
und wir sollten nicht der Art und Weise, in der
schon hamisch dariber gesprochen wurde, folgen,
sondern die uns vom Rechnungshof dargestellten
Beispiele einzeln in den Gremien genauer prifen.

Aber ich méchte lhnen schon einmal zwei wichtige
Aspekte prasentieren, die wir hier diskutieren soll-
ten. Der eine bezieht sich auf etwas, das ich am
Sonnabend im "Spiegel" gelesen habe. Herr Hor-
mann, Chef des DOSB und vor allen Dingen auch
Chef der Bewerbungsgesellschaft,

(Dr. Andreas Dressel SPD: Nein! Vorsitzen-
der des Aufsichtsrats!)

Vorsitzender der Bewerbungsgesellschaft Ham-
burg, das ist jedenfalls sein Titel, und dementspre-
chend ein sehr wichtiger Gesprachspartner fir
Hamburg, hat gesagt, dass bis zur Abstimmung im
November, bis zum Zeitpunkt dieses Referendums
alle verlasslichen Zahlen vorliegen werden. Der
Rechnungshof sagt Ihnen ganz genau, dass dem
nicht so ist, im Gegenteil, er macht deutlich, dass
es weder eine abgeschlossene Bedarfsplanung
geben wird noch einen belastbaren Finanzrahmen
fur alle erforderlichen MalRnahmen, insbesondere
fur die InfrastrukturmaBnahmen, noch ein verbindli-
ches Finanzierungskonzept noch eine angemesse-
ne Kosten-Nutzen-Untersuchung. Die Entschei-
dung im November wird, wenn nicht noch ein Wun-
der geschieht und sich irgendetwas andert, nicht
ausreichend sein. Das heil’t, der Rechnungshof
sagt, Herr Hormann hat nicht recht. Dartber mus-
sen wir genau debattieren.

(Beifall bei der LINKEN)

Der zweite wichtige Aspekt ist der Gastgeberver-
trag mit dem IOC. Dazu haben wir in dieser Stadt
eine bisher véllig unterbelichtete Diskussion. Die
haben wir dadurch, dass — ich zitiere den Rech-
nungshof direkt —:

"Die sich hieraus ergebende, nahezu voll-
stéandige Verlagerung aller Risiken, insbe-
sondere auch der Haftungsrisiken, auf die
Freie und Hansestadt Hamburg fihrt zu ei-
ner deutlichen Unausgewogenheit von Leis-
tung und Gegenleistung."

Das wird noch dadurch verstarkt, dass Hamburg
— Zitat weiter —

"nach der bisherigen Vertragsgestaltung des
IOC Planungsrisiken und Einflussmaflinah-
men ausgesetzt ist, die dazu fiihren kénnen,
dass es bei Infrastruktur- und Durchfih-
rungsmalRnahmen zu erheblichen Kosten-
steigerungen kommt."

Der Rechnungshof hat auch deutlich gesagt — und
mehr kann er in dem Zusammenhang nicht ma-
chen —, dass nach allem, was ihm vorliege, und
auch aufgrund dessen, was das IOC in der vorbe-
reitenden Situation veroéffentlicht, wesentliche Ver-
anderungen der bisherigen Vertragsgestaltung
nicht erwartet werden kdnnen. Das heif3t, das Ge-
genargument des Senats, das miisse man erst ein-
mal abwarten, wird vom Rechnungshof deutlich wi-
derlegt. Diese Stimmen missen gehort werden.
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(Beifall bei der LINKEN)

Boston hat aufgrund dieser Situation seine Bewer-
bung zurtickgezogen, und in Los Angelos wurde
diese Frage sehr intensiv diskutiert, aber hier wird
gesagt, das kriege man schon hin, das schaffe
man schon, die da driben seien doch Schwachlin-
ge. Nehmen Sie diese Dinge ernst, setzen Sie sich
zumindest ernsthaft damit auseinander, solche
Dinge kann man nicht einfach beiseiteschieben.

(Glocke)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich (unterbre-
chend): Die Lampe leuchtet schon, Herr Hack-
busch.

Norbert Hackbusch DIE LINKE (fortfahrend): Ich
kann nur sagen: Elbphilharmonie, ick hor dir trap-
sen.

(Beifall bei der LINKEN)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Als
Nachste hat sich Frau Timmermann von der SPD-
Fraktion gemeldet.

Juliane Timmermann SPD: Herr Prasident, meine
Damen und Herren! In einem Punkt, Herr Hack-
busch, stimmen wir Uberein, und zwar darin, dass
der Stimme des Rechnungshofs Gehor geschenkt
werden muss. Das werden wir, der Senat und die
Verwaltung tun, denn wir haben ein groR3es Inter-
esse daran, mogliche Risiken so frih wie moglich
zu erkennen und diesen auch zu begegnen.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Ich bedanke mich beim Rechnungshof — Herr
Dr. Schulz sitzt dort oben —, ich bedanke mich fir
Ihre Arbeit. Sie sind lhrer Aufgabe, die Chancen
und Risiken fur die Olympischen und Paralympi-
schen Spiele in Hamburg aufzuzeigen, nachge-
kommen. Nun geht es aber darum, die von lhnen
genannten Hinweise zu bewerten und daraus die
richtigen Schllisse zu ziehen. Seit der Entschei-
dung im Marz wird seitens der zustandigen Stellen
und vieler weiterer Akteure die Bewerbung fur die
Olympischen und Paralympischen Spiele vorberei-
tet. Weit (iber 600 Einzelmalinahmen werden erar-
beitet. Die Vorgehensweise dabei ist sorgfaltig und
stufenweise angelegt, denn auch Planung kostet
Geld. Ich bin mir sicher, Herr Hackbusch, Sie und
Ihre Fraktion waren die Ersten, die bei einem ho-
heren finanziellen Aufwand, den ich gleich noch
ausfuhren mdéchte, aufschreien. Diesen hdheren fi-
nanziellen Aufwand und auch das in der Presse-
mitteilung des Rechnungshofs beschriebene Di-
lemma mdchte ich Ihnen gleich noch etwas ver-
deutlichen.

Eine frihzeitige Abstimmung dient der Klarheit dar-
Uber, ob Hamburg sich bewerben soll oder nicht.

Eine hohe Zustimmungsrate erhoht unsere Chan-
cen. Im Falle einer Ablehnung wird vermieden,
Geld fur weitere und dann unnétige Planungen
auszugeben. Es geht also darum, ein gutes Maf}
zwischen finanziellen Aufwendungen fir genaue
Planungen einerseits und andererseits dem Ver-
zicht auf detaillierte Planungen, da diese hohe fi-
nanzielle Aufwendungen mit sich bringen. Der Se-
nat geht mit diesem schwierigen Sachverhalt sehr
verantwortungsvoll um. So werden immer wieder
Abwagungen vorgenommen, welche Planung zu
welchem Zeitpunkt angemessen ist.

(Beifall bei der SPD und bei Farid Miiller
GRUNE)

Grundlage fir all das ist das kostenstabile Bauen.
Beispiele wie die Modernisierung des CCH ver-
deutlichen, dass die Planung der wesentliche
Schritt ist und man hierfir finanzielle Aufwendun-
gen betreiben muss, um dann sichere Zahlen und
auch ein gutes Fortschreiten des Baus zu haben.
Genau in diesem Dilemma bewegen wir uns, und
ich glaube, der Senat zeigt, dass er sehr verant-
wortungsvoll damit umgeht.

(Beifall bei der SPD und bei Christiane BI6-
meke GRUNE

Aufgrund des dargestellten stufenweise differen-
zierten Vorgehens spricht fir uns nichts dagegen,
das Referendum am 29. November durchzufiihren.
Zudem werden bis zu dem Zeitpunkt der Finanzre-
port, auf den Sie nicht eingegangen sind, wie auch
das Sport- und Trainingsstattenkonzept, der
Masterplan fur den Kleinen Grasbrook sowie das
Mobilitdtskonzept vorliegen und alle Ausschlsse
damit befasst sein. Es hat einen breiten Beteili-
gungs- und Informationsprozess gegeben. Die Biir-
gerinnen und Blrger haben also die Moglichkeit,
auf Grundlage einer Vielzahl von Informationen ih-
re Entscheidung zu treffen.

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei den
GRUNEN)

Ich mochte auf einen weiteren Aspekt hinweisen,
namlich die Chancen. Wie lassen sich gelebte
olympische Werte wie friedliches Miteinander und
Toleranz in harter Wahrung ausdriicken? Wie be-
rechnen wir den Wert von Hamburg als Modell-
stadt fir Inklusion? Wie viel ist ein Sommermar-
chen 2024 fir jeden in unserer Stadt wert? Die
vom Rechnungshof angesprochenen Chancen
mussen diese Werte zwangslaufig auslassen,
denn sie sind nicht exakt zu beziffern — das soll gar
keine Kritik sein. Das zieht einen weiteren Aspekt
nach sich: Diese Werte zahlen sich erst in den
kommenden Jahrzehnten aus. Sie werden vor al-
lem fir die kommenden Generationen erlebbar
sein. Wenn aber der Rechnungshof schon die Zu-
kunft bis 2024 fir zum Teil ungewiss halt, wie sieht
es dann erst mit den Folgejahren und -jahrzehnten
aus, wo genau diese Werte und Chancen wirksam
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werden? Ein Finanzreport, aber auch ein Rech-
nungshofbericht kann diese Aspekte nicht ab-
schlieRend und angemessen darstellen — das ist
auch nicht deren Aufgabe. Aber als Politiker ist es
unsere Aufgabe, die Zukunft zu gestalten, Chan-
cen zu erkennen und diese auch zu nutzen.

(Heike Sudmann DIE LINKE: Aber dann soll-
ten Sie auch aufs Geld achten!)

Daher stimmen Sie mit Ja am 29. November.
(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Vielen
Dank, Frau Timmermann. — Als Nachster hat Tho-
mas Kreuzmann von der CDU-Fraktion das Wort.

Thomas Kreuzmann CDU: Herr Prasident, meine
Damen und Herren! Sehr geehrte Fraktion DIE
LINKE, vom heutigen Tag an gehe ich davon aus,
dass lhrer Anti-Olympia-Kampagne aus zweierlei
Sicht die Luft ausgeht, und zwar so, dass die Luft
zum 29. November hin nicht nur diinn ist, sondern
Sie auch keine Argumente mehr haben — Punkt
eins.

(Zurufe von Heike Sudmann und Mehmet
Yildiz, beide DIE LINKE)

Mit der heutigen Verdffentlichung des Host-City-
Vertragsentwurfs vom 10C ist ganz deutlich gewor-
den, auf welche Regularien die Bewerberstadte
und die Host-City-Stadte sich einlassen mussen.
Dankenswerterweise hat der Rechnungshofbericht
aufgeworfen, dass das noch eine offene Kompo-
nente ist, auf die man sich einlassen musste. Da-
bei ist sehr klar definiert, worauf die Bewerberstad-
te sich einlassen missen,

(Heike Sudmann DIE LINKE: Risiko, Risiko,
Risiko!)

— Risiko? Nein.

namlich auf Klauseln zur Antidiskriminierung, Klau-

seln zum Arbeitsrecht und Klauseln zur Medienfrei-
heit.

(Heike Sudmann DIE LINKE: Das sind Min-
deststandards!)

Das sind Dinge, auf die sich die Bewerberstadte in
ihrem Bewerbungsverfahren einlassen missen.

Zum Zweiten steht darin auch ganz deutlich — Frau
Sudmann, Sie kdnnen gern ans Mikrofon gehen.
Ich warte noch auf das Prasidium.

(Glocke)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich (unterbre-
chend): Herr Kreuzmann, das Prasidium ist schon
da.

Thomas Kreuzmann CDU: Wunderbar. Ich warte-
te nur auf die Glocke.

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Aber
Frau Sudmann steht jetzt am Mikrofon und fragt,
ob sie eine Zwischenfrage stellen darf.

Thomas Kreuzmann CDU: Nein. Vielen Dank,
Herr Prasident.

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Dann
fahren Sie bitte fort.

Thomas Kreuzmann CDU (fortfahrend): Zum
Zweiten ist es seit heute vom I0OC aus auch ganz
klar — und das wird lhre und zum grof3en Teil auch
die Sorge des Rechnungshofs um die Finanzie-
rung entkraften —, dass 1,7 Milliarden US-Dollar
— und jeder, der schnell einen Wahrungsrechner
aufmacht, wird feststellen, dass das 1,5 Milliarden
Euro sind — in die Bewerberstadt flieRen.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN —
Mehmet Yildiz DIE LINKE: Und 20 Milliarden
Euro Schulden!)

Wenn ich in die Vergangenheit zurliickdenke, dann
gehen lhnen langsam die Argumente aus. Zu-
nachst haben Sie die Sorge um die Spaltung der
Stadt als Feigenblatt vor sich hergetragen. Seit-
dem eindeutig klar ist, dass es einen Drittelmix in
der Nachnutzung auf dem Kleinen Grasbrook ge-
ben wird,

(Heike Sudmann DIE LINKE: Was besteht
denn da fir ein Risiko, Herr Kreuzmann?
Sagen Sie das doch mal!)

tragen Sie das neue Feigenblatt der finanziellen
Sorge vor sich her. Herr Hackbusch, ich mochte
einmal so anfangen: In meiner wissenschaftlichen
Arbeit habe ich festgestellt, dass es das Prinzip
des hermeneutischen Zirkels gibt. Das klingt wis-
senschaftlich kompliziert, ist aber ganz einfach.
Man nimmt etwas groRes Ganzes, namlich den
Rechnungshofbericht, zieht sich ein Mosaikstein-
chen heraus, stellt es dar und verandert alles.

(Heike Sudmann DIE LINKE: Das machen
Sie gerade mit dem IOC-Vertrag!)

Ergebnis — das ist der zweite Schritt in der Herme-
neutik —: Man versteht das Herausgezogene nicht
mehr, aber man kann das Ganze auch nicht mehr
verstehen. Und das tun Sie, Herr Hackbusch, denn
der Rechnungshof zeigt nicht nur die Schwierigkei-
ten und Risiken auf, sondern gibt auch Hinweise
auf Losungen, wie der Senat damit umgehen soll-
te, um die Risiken zu minimieren und den Nutzen
fur die Stadt zu erh6éhen.

(Beifall bei der CDU, der SPD und den
GRUNEN)



862 Burgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg - 21. Wahlperiode - 14. Sitzung am 16. September 2015

(Thomas Kreuzmann)

Zum Dritten: Verschleiern kann man es gar nicht
nennen, denn Sie erwahnen ja erst einmal gar
nicht mehr, dass auch der Rechnungshof einen
Nutzen fir jegliche Form von Kandidatenstadt,
egal ob Hamburg oder eine andere Bewerberstadt,
sieht, der a) monetar messbar ist, aber auch b)
monetar nicht messbar ist.

(Heike Sudmann DIE LINKE: In den gefthl-
ten Bereichen!)

Man nennt das neudeutsch Soft Skills. Das sind
Dinge, von denen wir schon heute wissen, dass sie
sich positiv auf die Stadt auswirken kénnen. Wie
positiv es sich fiir die Stadt auswirkt, zeigte jlingst
die erste Bundesumfrage, bei der namlich 58 Pro-
zent der deutschen Bevdlkerung es Hamburg
goénnt

(Christiane Blémeke GRUNE: Er tberzieht!)

und Hamburg als Austragungsstadt der Olympi-
schen und Paralympischen Sommerspiele 2024
haben moéchte. Das sind Soft Skills, das sind mo-
netar heute noch tberhaupt nicht fassbare Dinge.

(Heike Sudmann DIE LINKE: Aber trotzdem
wissen Sie, dass es geht!)

Frau Timmermann hat angesprochen, dass wir ei-
ne infrastrukturelle und soziale Entwicklung in die
Stadt hineintragen, von der ich ausgehe, dass ich
sie gegebenenfalls nicht mehr erlebe.

(Glocke)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich (unterbre-
chend): |hre Redezeit ist abgelaufen, Herr Kreuz-
mann.

Thomas Kreuzmann CDU (fortfahrend): Aber die
Wahrscheinlichkeit besteht — so realistisch missen
wir sein —, dass die Jugend von heute Nutzniel3er
der Austragungsstadt Hamburg sein wird. Die Luft
ist weg.

(Beifall bei der CDU und der SPD — Heike
Sudmann DIE LINKE: Und die Schulden
wird sie auf jeden Fall haben!)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Als Letz-
te erhalt Frau Blomeke von der GRUNEN Fraktion
das Wort in der Aktuellen Stunde flir eine Minute.

Christiane Blomeke GRUNE: GroRzligig. — Herr
Prasident, meine Damen und Herren! Ich kann
nicht auf alles eingehen. Ich mdéchte zwei Dinge
sagen. Herr Hackbusch, selbstverstandlich neh-
men wir die Planung um Olympia, um den Finanz-
plan und all die Risiken, Chancen und Nutzen
ernst. Damit setzen sich die Regierungsfraktionen
ernsthaft auseinander.

(Vereinzelter Beifall bei den GRUNEN und
der SPD)

Einen Punkt moéchte ich ganz besonders erwah-
nen: Sie werfen dem IOC Intransparenz vor, Sie
gehen ein auf den Rechnungshofbericht, der sich
groRe Sorgen um das Thema Transparenz macht.
Ja, Herr Kreuzmann, Sie haben recht,

(Beifall bei Michael Westenberger CDU)

und ich méchte es an dieser Stelle auch noch ein-
mal sagen: Das I0C hat sich auf den Weg ge-
macht. Allen Unkenrufen zum Trotz ist heute der
Host-City-Vertrag, der Gastgebervertrag, auf das
Transparenzportal ins Netz gestellt worden.

(Mehmet Yildiz DIE LINKE: Schauen Sie in
den Vertrag, was da steht!)

Ich finde, das ist groRartig und ein guter Beweis fir
Transparenz, den wir und Sie nutzen sollten. Alle
Birgerinnen und Burger kdnnen jetzt nachlesen,
wie Chancen, Risiken und Planungen in dieser
Stadt vollzogen werden sollen. Das halte ich fur ei-
ne gute Sache. Wir werden inhaltlich bewerten, wie
dieser Host-City-Vertrag aussieht, und daflr brau-
chen wir noch Zeit. Aber in Richtung Transparenz
— das denke ich allen Unkenrufen aus der Links-
fraktion zum Trotz — ist das IOC einen grofRRen
Schritt gegangen.

(Beifall bei den GRUNEN, der SPD, verein-
zelter Beifall bei der CDU und bei Carl-Ed-
gar Jarchow FDP)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Damit ist
die Aktuelle Stunde beendet.

Ich rufe auf die Punkte 2 bis 6, Drucksachen 21/
631, 21/632, und 21/1466 bis 21/1468, Wahlen zu
verschiedenen Gremien.

[Unterrichtung durch die Prasidentin der Biir-
gerschaft:

Wahl eines ordentlichen Mitglieds und eines
stellvertretenden Mitglieds fiir die Hartefallkom-
mission

— Drs 21/631 -]

[Unterrichtung durch die Prasidentin der Biir-
gerschaft:

Wahl eines Mitglieds fiir den Beirat fiur politi-
sche Bildung

— Drs 21/632 -]

[Unterrichtung durch die Prasidentin der Biir-
gerschaft:

Wahl einer oder eines Deputierten der Justizbe-
horde

— Drs 21/1466 —]


http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/631
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/632
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/1466
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[Unterrichtung durch die Prasidentin der Biir-
gerschaft:

Wahl einer oder eines Deputierten der Behorde
fir Inneres und Sport

— Drs 21/1467 -]

[Unterrichtung durch die Prasidentin der Biir-
gerschaft:

Wahl einer oder eines Deputierten der Kultur-
behoérde

— Drs 21/1468 —]

Die Fraktionen haben vereinbart, dass die Wahlen
in einem Wahlgang durchgefiihrt werden kénnen.
Die funf Stimmzettel liegen Ihnen vor. Sie enthal-
ten wie gewohnt bei den Namen jeweils Felder fur
Zustimmung, Ablehnung und Enthaltung. Sie dur-
fen auf jedem Stimmzettel bei jedem der Namen
ein Kreuz machen, aber bitte nur eines. Mehrere
Kreuze beziehungsweise kein Kreuz bei einem der
Namen machen die Wahl dieses Kandidaten un-
glltig. Auch weitere Eintragungen oder Bemerkun-
gen wurden zur Ungultigkeit des gesamten Stimm-
zettels fuhren.

Bitte nehmen Sie nun Ihre Wahlentscheidung vor.

(Die Wahlhandlungen werden vorgenom-
men.)

Ich darf die Schriftfihrer bitten, mit dem Einsam-
meln der Stimmzettel zu beginnen.

Sind alle Stimmzettel abgegeben worden? — Das
ist der Fall, und ich schlieBe die Wahlhandlung.
Die Wahlergebnisse werden ermittelt. Ich werde
sie lhnen dann im Laufe der Sitzung bekannt ge-
ben.**

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 25, Druck-
sache 21/1462, Antrag der Fraktion DIE LINKE:
Burgerwillen umsetzen — Erhalt des Freibades
Ohlsdorf sicherstellen.

[Antrag der Fraktion DIE LINKE:

Biirgerwillen umsetzen — Erhalt des Freibades
Ohlsdorf sicherstellen

— Drs 21/1462 -]

[Antrag der CDU-Fraktion:
Demokratie stirken — Biirgerwillen beachten
— Drs 21/1576 -]

[Antrag der Fraktionen der SPD und der GRU-
NEN:

Neubau eines modernen Schwimm- und Frei-
zeitbades Ohlsdorf

— Drs 21/1597 -]

(Glocke)

**Die Wahlergebnisse sind auf Seite 872 f zu finden.

Die Sitzung ist nicht unterbrochen, sondern sie
wird fortgesetzt. Ich bitte um etwas mehr Ruhe im
Saal.

Zu dieser Drucksache, dem Antrag der Fraktion
DIE LINKE, liegt lhnen als Drucksache 21/1576 ein
Antrag der CDU-Fraktion sowie als Drucksache
21/1597 ein gemeinsamer Antrag der Fraktionen
der SPD und der GRUNEN vor.

Wird hierzu das Wort gewlinscht? — Herr Celik von
der Fraktion DIE LINKE, bitte.

Deniz Celik DIE LINKE:* Sehr geehrter Herr Prasi-
dent, sehr geehrte Damen und Herren! Die aktuel-
len Planungen zur SchlieBung des Freibads Ohls-
dorf sind ein weiterer Beleg daflir, dass dieser Se-
nat absolut keinen Wert auf Partizipation und Mit-
gestaltung durch seine Birgerinnen und Burger
legt.

(Beifall bei der LINKEN)

2009 hat sich eine uberwaltigende Mehrheit von
84,5 Prozent der Blrgerinnen und Burger in einem
Bulrgerentscheid gegen den Wohnungsbau auf ei-
nem Teilstick des Schwimmbads Ohlsdorf und fur
den Erhalt des Freibads ausgesprochen. Nun be-
absichtigen Baderland und der Senat, genau das
umzusetzen, was die Birgerinnen und Burger in
einem direktdemokratischen Verfahren mit Gber-
waltigender Mehrheit abgelehnt haben. Statt den
Birgerwillen ernst zu nehmen und eine ergebnisof-
fene Planung mit breiter Beteiligung zu initiieren,
wird mit einer Senatsanweisung nach Gutsherren-
art Uber die Képfe der Menschen hinweg entschie-
den. Diese kalte Evokation ist hdchst undemokra-
tisch, setzt sich Gber den Blrgerwillen hinweg und
missachtet den Burgerentscheid von 2009 aufs
Grobste.

(Beifall bei der LINKEN)

Es war in der letzten Regierungszeit von Birger-
meister Olaf Scholz ein undemokratischer Brauch,
dass umstrittene Bauvorhaben ohne echte Burger-
beteiligung durchgepeitscht wurden. Es zeichnet
sich ab, dass sich auch mit den GRUNEN in der
Regierung, die sich in Oppositionszeiten Burgerbe-
teiligung ganz grof} auf die Fahne schreiben, diese
Arroganz der Macht fortsetzt.

(Zurufe von den GRUNEN: Oh!)

Nach der Erteilung der Baugenehmigung fir die
héchst umstrittene Blrobebauung auf dem Gelan-
de des Zeise-Parkplatzes, ohne dass das Be-
zirksparlament und die Birgerinitiative beteiligt
wurden, wird nun auch im Falle des Freibads Ohls-
dorf das Bezirksparlament Hamburg-Nord bevor-
mundet und ergebnisoffene Biirgerbeteiligung ver-
hindert.

(Beifall bei der LINKEN)


http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/1467
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/1468
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/1462
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/1576
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/1597
HerrnUrs
Schreibmaschinentext
**Die Wahlergebnisse sind auf Seite 872 f zu finden.
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Am schadlichsten fiir die demokratische Kultur in
unserer Stadt aber ist, dass Sie sich Uber den de-
mokratisch legitimierten Buirgerwillen hinwegset-
zen. lhr Verhalten befordert die Parteienverdros-
senheit in unserer Stadt und flhrt dazu, dass Men-
schen sich frustriert von der Politik abwenden.

(Beifall bei der LINKEN und bei Nebahat
Gliglii fraktionslos)

Die Baderland Hamburg GmbH plant zur Finanzie-
rung der Sanierungsmalnahmen, einen erhebli-
chen Teil der Freiflachen an einen privaten Inves-
tor flir Wohnungsbau zu verkaufen. Dartiber gibt
es im Bezirk Hamburg-Nord verstandlicherweise
groBen Unmut bei den Blrgerinnen und Burgern.
Wenn der Charakter des Bads erhalten bleiben
soll, sind jedoch alle bisherigen Flachen fir die
Freibadnutzung erforderlich. Eine Verbesserung
der ganzjahrigen Nutzung, glnstige Eintrittspreise
auf dem bisherigen Niveau und ein hoher Freifla-
chenanteil sind wichtige Eckpunkte fiir ein erfolg-
reiches Konzept.

(Beifall bei der LINKEN)

"Eine Bebauung oder anderweitige mit dem
Badebetrieb konkurrierende Nutzung auf
dem bisherigen Freibadgeldnde sind damit
unvereinbar."

Liebe Kolleginnen und Kollegen von der SPD, viel-
leicht haben Sie bemerkt: Auch wenn ich hinter
diesen Ausflihrungen stehe, sind das nicht meine
Worte gewesen. Ich habe eben den Wortlaut Ihres
Antrags aus 2009 vorgelesen. Wenn Parteien in
der Opposition Forderungen aufstellen und in der
Regierung das Gegenteil praktizieren, dann fihrt
das zu Parteienverdrossenheit und beschadigt das
Vertrauen der Bevolkerung in die Parlamente.

(Beifall bei der LINKEN und bei Nebahat
Gliglii fraktionslos)

Ich bin sehr gespannt, wie Sie gleich der interes-
sierten Offentlichkeit lhren Sinneswandel begrun-
den wollen.

Das Freibad Ohlsdorf ist als ein Naherholungsge-
biet, als Freizeitstatte und Sportstatte ein wesentli-
cher Bestandteil der 6ffentlichen Daseinsvorsorge
im Bezirk Hamburg-Nord. Es leistet als zentrale
Anlaufstelle einen wichtigen Beitrag fur die soziale
und kulturelle Integration der Blrgerinnen und Bur-
ger. Fur viele Familien mit Kindern und fiir Jugend-
liche, die sich keinen Urlaub an der See leisten
kénnen, ist ein Besuch im Freibad ein Urlaubser-
satz. Es kommen jedes Jahr Tausende von jungen
Familien, mitunter auch viele Flichtlingsfamilien, in
unsere Stadt. Auch diese Menschen haben grof3en
Bedarf an niedrigschwelligen Freizeitangeboten.
Das wird in naher Zukunft die Besucherzahlen stei-
gen lassen.

In den vergangenen 25 Jahren wurden bereits das
Freibad Lattenkamp, das Bille-Bad, das Stadion-

bad und das Dulsbergbad geschlossen. Alle diese
Freibader hatten ein Schwimmer- und Nicht-
schwimmerbecken, Sprungtiirme, Rutschen,
Planschbecken und ausreichend Platz zum Spie-
len. Es ware sozialpolitisch unverantwortlich, wenn
nun auch das Freibad Ohlsdorf geschlossen und
das ohnehin geringe Angebot an Freibadern in un-
serer Stadt weiter reduziert werden wiirde. Des-
halb: Verzichten Sie auf den Verkauf der Teilfla-
che, und setzen Sie sich flr den Erhalt des Frei-
bads mit den Sprungtirmen ein, um die Freizeit-
moglichkeiten fir unsere Kinder, Jugendlichen und
Familien zu erhalten.

(Beifall bei der LINKEN und bei Nebahat
Gligli fraktionslos)

Die regierenden Fraktionen betonen immer wieder,
dass sie im Rahmen der Olympia-Bewerbung nicht
nur den Elitesport, sondern auch den Breitensport
fordern werden. Die Stadt Hamburg heil3t neuer-
dings Sportstadt Hamburg. Die DLRG hat vergan-
genes Jahr bekannt gegeben, dass Uber 10 Pro-
zent weniger Kinder schwimmen koénnen als noch
1980.

(Dorothee Martin SPD: Deswegen machen
wir das doch!)

Das Freibad Ohlsdorf mit zwei 50-Meter-Becken
fir Schwimmer und Nichtschwimmer bietet als er-
ganzendes Angebot zu den Hallenbadern gute
Voraussetzungen flir das Erlernen des Schwim-
mens an warmen Sommertagen. Gerade ange-
sichts der wachsenden Anzahl von Kindern, die
nicht schwimmen kénnen, sind die Plane des Se-
nats absolut kontraproduktiv.

(Beifall bei der LINKEN und bei Nebahat
Gliglii fraktionslos)

Entziehen Sie daher den Kindern nicht die Mdg-
lichkeit, wichtige Schwimmgrundlagen zu erwer-
ben. Beweisen Sie den Hamburgerinnen und Ham-
burgern, dass Sie es ernst meinen mit Ihrer Ab-
sichtserklarung, den Breitensport zu fordern, denn
sonst machen Sie sich unglaubwurdig.

Klar ist, dass sich sowohl das Freibad als auch das
Hallenbad durch die jahrelang unterlassene Sanie-
rung in einem maroden Zustand befinden und ein
Neubau erforderlich ist. Dartiber herrscht Konsens.
Die Burgerinitiative hat in Gesprachen mit der Ba-
derland Hamburg GmbH immer wieder die Bereit-
schaft signalisiert, auch schmerzhafte Kompromis-
se in Kauf zu nehmen, um eine Finanzierung der
Neubauten zu erméglichen.

(Dorothee Martin SPD: Wo denn? — Dirk
Kienscherf SPD: Welche denn?)

Aber es darf nicht sein, dass Einrichtungen der 6f-
fentlichen Daseinsvorsorge nach dem zu erwirt-
schaftenden Profit beurteilt werden. Es ware ge-
nauso inakzeptabel, Blcherhallen, Sportplatze
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oder Bildungseinrichtungen zu schlief3en, weil sie
keinen Profit erwirtschaften.

(Dirk Kienscherf SPD: Die machen doch
Verluste, Baderland!)

Die leichtfertige Verauferung offentlicher Grund-
stlicke zulasten eines vielseitigen qualitativen Frei-
zeitangebots ist nicht hinnehmbar.

(Beifall bei der LINKEN)

Das Ausspielen von verschiedenen sozialen Be-
darfen gegeneinander, also in diesem Fall Woh-
nungsbau gegen Freizeit- und Sportstatten, ist in-
akzeptabel und unsaglich. Wenn die Stadt in der
Lage ist, die Bewerbungskosten fiir die Olympi-
schen Spiele mit mindestens 30 Millionen Euro zu
finanzieren, wobei sich dieses Geld am Ende wohl-
moglich in Luft aufldsen wird, dann kann sie auch
den Neubau sowohl des Hallenbads als auch des
Freibads ohne Grundstlcksverkauf stemmen.

(Beifall bei der LINKEN)

Sehr geehrte Damen und Herren! Das Freibad
Ohlsdorf gehort zur offentlichen Daseinsvorsorge
und muss erhalten bleiben. Respektieren Sie den
Burgerwillen, und sichern Sie den Erhalt des Frei-
bads Ohlsdorf. — Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN und bei Nebahat
Gliglii fraktionslos)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Das Wort
erhalt als Nachste Dorothee Martin von der SPD-
Fraktion.

Dorothee Martin SPD:* Vielen Dank, Herr Prasi-
dent. — Meine sehr geehrten Damen und Herren,
liebe Kolleginnen und Kollegen! Der Stadtteil Ohls-
dorf bekommt ein neues Schwimmbad. Das Uber
30 Jahre alte und bei Weitem nicht mehr zeitgema-
Re Bad wird zu einem modernen Schwimmbad fiir
Freizeit-, Schul- und Sportvereinsnutzung umge-
baut. Es wird neugebaut und damit langfristig am
Standort gehalten und gesichert. Das ist eine gute
Nachricht.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Das, Herr Celik, ist genau das Ziel, an dem wir alle
lange gearbeitet haben, schon weit vor 2009. Sie
kdnnen es sich vielleicht nicht vorstellen, darum la-
de ich Sie ein, kommen Sie einmal mit mir auf den
Fuhisbittler Markt, nahe am Schwimmbad gele-
gen. Oder wir stellen uns gemeinsam vor das
Schwimmbad Ohlsdorf und zeigen dort die Plane.
Sie werden sehen, die Menschen sind begeistert.
Die Menschen fragen: Wann ist es endlich so weit?
Wann wird das umgesetzt?

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei den
GRUNEN)

Im Zuge des Schwimmbadneubaus entstehen zu-
dem durch den Verkauf eines sehr moderaten Teil-
stiicks der wirklich groRen Flache 120 Wohnungen
im bekannten Drittelmix, die wir weiterhin dringend
bendtigen. Auch das ist eine gute Nachricht fur
ganz Hamburg.

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei den
GRUNEN)

Eigentlich dachten wir bislang, dass Wohnungsbau
auch im Interesse der Links-Fraktion ist.

Meine Damen und Herren! Wir als SPD wollen,
dass Hamburgs Schwimmbader von Baderland
weiterhin als attraktive Sport- und Freizeitstatten
erhalten, saniert oder auch modernisiert werden.
Wir erwarten aber auch, dass diese Konzepte
nachhaltig und wirtschaftlich sind. Die Baderland
Hamburg GmbH hat in den vergangenen Jahren
sehr erfolgreich gewirtschaftet, ihr Defizit verringert
und steht im Vergleich zu anderen Béadergesell-
schaften in Deutschland sehr gut da.

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei den
GRUNEN)

Die Mitfinanzierung des Schwimmbadneubaus
Uber einen Teilverkauf des Freibadgelandes ist un-
verzichtbar — ich sage es noch einmal: unverzicht-
bar —, um die Belastung der 6ffentlichen Haushalte
zu begrenzen. Genau darum geht es.

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei den
GRUNEN)

Verehrte Kollegen der LINKEN! Wer vor dem Hin-
tergrund der Schuldenbremse weiterhin einfach
laut nach der Komplettfinanzierung aus dem
groRen Topf des Finanzsenators schreit, der hat
die Realitat noch nicht verstanden

(Heike Sudmann DIE LINKE: Wir reden Uber
Einnahmensteigerung!)

und handelt unverantwortlich.
(Beifall bei der SPD)

Es mag Ihnen nicht gefallen, aber keiner lhrer An-
trage der letzten Jahre, weder auf Bezirks- noch
auf Blrgerschaftsebene, hat irgendein tragfahiges
Konzept mit einer alternativen Finanzierung her-
vorgebracht. Sie fordern einfach nur Geld aus dem
groRen Topf. Die Stadt soll machen. Das ist kurz-
sichtig.

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei den
GRUNEN)

Sie waren es auch, die 2009 dafir gekampft ha-
ben, dass sich die Burgerinnen und Blrger eben
nicht fir die Vorlage der Bezirksversammlung ent-
scheiden. Sie haben dazu beigetragen, dass es
einen sehr, sehr langen Sanierungsstau gibt und
die Planungen fir das Bad jahrelang hinausgezo-
gert wurden.
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(Beifall bei René Gégge GRUNE)

Noch einmal ein Blick zurlick, um aufzuzeigen,
dass natlrlich auch Burgerbeteiligung stattgefun-
den hat. Was ist seit 2009 passiert? Im April 2009
gab es den Birgerentscheid. Danach wurden die
Planungen erst einmal gestoppt. Auf Initiative der
Bezirksversammlung trafen sich dann ab Juni 2010
Initiative, Bezirkspolitik, Verwaltung und Baderland
an mehreren runden Tischen und haben das Kon-
zept wirklich noch einmal komplett neu diskutiert,
auf den Kopf gestellt und alle méglichen Alternati-
ven flur bauliche Nutzungskonzepte geprift. Da-
nach haben sich in zahlreichen Arbeitsgruppen,
immer unter Beteiligung der Initiative, viele Men-
schen zusammengefunden und auch einen kom-
pletten Neubau diskutiert. Und schlieRlich wurde in
mehreren Informationsveranstaltungen die Offent-
lichkeit informiert und beteiligt, auch durch Befra-
gungen von Baderland. Hinzu kamen, Stichwort
Breitensport, zahlreiche Gesprache mit ortsansas-
sigen Vereinen und Verbanden, dem Hamburger
Schwimm-Club, dem Triathlon Verband, dem Be-
hinderten- und Rehabilitations-Sportverband Ham-
burg und anderen. Man sieht also, dass das vorlie-
gende Badkonzept und die vorgesehene Bebau-
ung nicht im Hinterzimmer entstanden sind, son-
dern das Ergebnis eines breiten Beteiligungs- und
Abstimmungsprozesses sind.

(Deniz Celik DIE LINKE: Mit wem denn?)

Diskussionsergebnisse und Winsche wurden in
die Planungen integriert. So wird es zum Beispiel
eine 50-Meter-Bahn geben, die es in den ur-
springlichen Planungen fiir den Blirgerentscheid
2009 nicht gegeben hat.

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei den
GRUNEN)

Ohlsdorf erhalt nun ein Schwimmbad, das eine
deutliche Aufwertung gegeniber dem bestehen-
den Bad darstellt, unter anderem aufgrund dieses
eben erwahnten 50-Meter-Beckens, das eine Ver-
doppelung der ganzjahrig nutzbaren Wasserflache
darstellt. Vorgesehen sind ein flexibel verwendba-
res Kursbecken, neue Indoor-Kinderspielplatze,
AuRenwasserspielplatze und eine Fassade, die
komplett nach auf3en zu einer 6 000 Quadratmeter
grolRen Liegeflache gedffnet werden kann. Die Ein-
trittspreise bleiben stabil auf dem Niveau der Re-
gionalbader, auch das ein sehr wichtiger Punkt fiir
uns.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Werte Kollegen der LINKEN! Wenn man sich vor
dem Hintergrund dieses Angebots die in Teilen
doch sehr vehemente und emotionale Diskussion
anschaut, fragt man sich schon, worum es eigent-
lich geht.

(Deniz Celik DIE LINKE: Um Daseinsvorsor-
ge und Burgerbeteiligung!)

Bei aller Sympathie fiir dieses Freibad und die Ta-
tigkeiten vor Ort, es kann nicht sein, dass aufgrund
eines 50-Meter-Au’enbeckens — Stichwort Ham-
burger Sommer — ein Schwimmbadkomplettneu-
bau, Uber den sich alle Hamburger Stadtteile freu-
en wurden, von lhnen komplett abgelehnt wird.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN —
Glocke)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich (unterbre-
chend): Frau Abgeordnete, gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage des Abgeordneten Dolzer?

Dorothee Martin SPD: Ich wirde sehr gern weiter-
sprechen; ich glaube, wir haben noch ein paar wei-
tere muntere Runden vor uns.

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Dann
machen Sie das.

(Martin Dolzer DIE LINKE: Das ist aber igno-
rant!)

Dorothee Martin SPD (fortfahrend): — Damit mis-
sen Sie leben im parlamentarischen Gebrauch.

(Beifall bei Dr. Andreas Dressel SPD und
Dr. Anjes Tjarks GRUNE)

Jetzt haben Sie mich aus dem Konzept gebracht. —
Es geht voran. Es geht vor allem voran, das war
ein schones Stichwort von lhnen, mit dem Breiten-
sport und dem Schwimmunterricht. Denn gerade
die Schulen und Schwimmvereine haben gesagt,
dass sie auf das besagte AuRenbecken, das flr
Sie unter anderem der Casus knacksus ist, ver-
zichten kénnen und viel lieber das flexibel nutzbare
ganzjahrige Angebot haben. Das entspricht genau
dem, was Sie in Ihrem Antrag geschrieben haben.
Dort steht namlich:

"[...] sportliche Angebote [missen] erweitert
und nicht verringert werden."

Exakt das machen wir mit diesem
Schwimmbadkonzept,

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

und dann sprechen Sie davon, dass wir den Brei-
tensport vernachlassigen. Das passt nicht zusam-
men. Ubrigens begriiRt auch der DLRG-Landes-
vorstand dieses Konzept sehr, Stichwort Schwim-
men und Sicherheit von Schwimmerinnen und
Schwimmern.

neuen

Noch ein Wort zur Naherholungsmdglichkeit, die
Sie in lThrem Antrag erwahnen. Ich habe es eben
schon gesagt: Eine 6 000 Quadratmeter grof3e Lie-
geflache gibt es nach wie vor. Sie kann in gewohn-
ter Weise genutzt werden. Der Erholungswert wird
in keiner Weise beeintrachtigt.
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(Dirk Kienscherf SPD: Und man kriegt kei-
nen Sonnenbrand mehr beim Schwimmen!)

Wie geht es nun weiter? Das Baugenehmigungs-
verfahren fir das neue Bad ist in Arbeit. Der Wei-
terbetrieb der aktuellen Schwimmbhalle ist bis zur
Fertigstellung des Neubaus gewabhrleistet, es wird
also keine Einschrankungen im Schwimmbetrieb
geben. Der Senat hat das Bezirksamt Hamburg-
Nord aufgefordert, das fir die geplante Wohnbe-
bauung erforderliche Baurecht herzustellen. Der
vorhabenbezogene Bebauungsplan Ohls-
dorf 28 bleibt damit im Bezirk und ist derzeit in Vor-
bereitung.

(Deniz Celik DIE LINKE: Das hatte der Be-
zirk auch allein machen kdnnen!)

Dieses Vorgehen des Senats ist Uibrigens véllig le-
gitim laut Bezirksverwaltungsgesetz, das 2006 un-
ter der CDU reformiert wurde und dies als Mdglich-
keit ausdricklich vorsieht. Nach sehr sorgfaltiger
Abwagung ist dies fur uns der absolut richtige
Schritt, um die dringend nétige Modernisierung des
Schwimmbads Ohlsdorf nun nach jahrelangen Dis-
kussionen endlich umsetzen zu kénnen.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Eine weitere Verzégerung, wenn wir die Diskussi-
on noch einmal komplett neu aufrollten, hatte mog-
licherweise die SchlieBung des Bads zur Folge,
und das kann niemand hier ernsthaft wollen.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Noch ein Wort in Richtung CDU. |hr Antrag tragt
den wunderbaren Titel "Demokratie starken".
Wenn in einem Hamburger Stadtteil nach langer
Diskussion ein neues Schwimmbad und 120 Woh-
nungen gebaut werden, dann ist das eine gute
Entwicklung, von der sehr viele Menschen profitie-
ren. Davon wird sicherlich nicht die Demokratie ge-
schwacht. Und erlauben Sie mir die Bemerkung:
Wir brauchen von lhnen, liebe CDU, bestimmt kei-
ne Nachbhilfe in Sachen Birgerbeteiligung.

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei den
GRUNEN - Cansu Ozdemir DIE LINKE:
Doch!)

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir haben heute
bereits zum dritten Mal in der Blrgerschaft tUber
das Schwimmbad Ohlsdorf gesprochen. Das zeigt
die grof’e Bedeutung von Schwimmbadern allge-
mein fir unsere Stadt. Die Diskussionen im Bezirk
und bei Baderland um dieses Schwimmbad gehen
nun fast zehn Jahre, eine sehr, sehr lange Zeit. Wir
denken, dass wirklich alle Anliegen sehr ernst ge-
nommen und sehr ernst gepruft wurden, auch
wenn es im Endeffekt nicht zu einem Kompromiss
mit der Initiative kam. Wir haben ein fir die Bevol-
kerung gutes und auch ein wirtschaftlich tragfahi-
ges Konzept vorliegen. Jetzt ist es an der Zeit,
dass es realisiert wird. Wir mdchten, wie in unse-
rem Antrag gefordert, weiterhin Uber die Umset-

zung informiert werden. Vielleicht diskutieren wir
noch einmal in diesem Hause darlber, und viel-
leicht lassen sich dann im Laufe der Zeit auch die
LINKEN, die Kritiker und die Gegner der Planung
davon Uberzeugen, dass das neue Schwimmbad
ein Gewinn fir den Stadtteil sein wird. — Vielen
Dank.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Das Wort
erhalt jetzt Richard Seelmaecker von der CDU-
Fraktion.

Richard Seelmaecker CDU: Vielen Dank. — Sehr
geehrter Herr Prasident, verehrte Kolleginnen und
Kollegen! Konsens besteht dartber, dass das Bad
auf jeden Fall renoviert werden muss. Konsens
besteht auch in Bezug auf die Wohnbebauung. Es
ist sicherlich eine richtige Mallnahme, das durch
eine entsprechende Bebauung mit zu subventio-
nieren. Dagegen ist gar nichts einzuwenden. Aber
jetzt kommt das grof3e Aber: das Verfahren. Sie
sagen schon "Oh"; ich werde Ihnen sagen, warum
das Verfahren nicht in Ordnung ist. Das Verfahren
ist deswegen nicht in Ordnung, weil der Senat es
an sich zieht, wenn ihm Volkes Wille nicht passt.
Das muss mir nicht passen — mir passt es ja inner-
lich, dass dort eine Wohnbebauung hinkommt, und
der Fraktion der CDU-Kollegen der Bezirksver-
sammlung Hamburg-Nord auch —, nur wenn ich es
an mich ziehe, dann muss ich es auch sauber und
ordentlich machen, und das ist hier nicht der Fall.
Denn was hat der Senat gemacht? Er macht eine
Weisung. Das heifl3t, er zwingt den Bezirk. Mach es
so, wie ich es will, hier sind die Vorgaben, friss
oder stirb. Vor Ort wird nichts mehr entschieden in
dem Sinne. Der Senat hat auf eine Schriftliche
Kleine Anfrage des Kollegen Duwe bezlglich der
Weisung geantwortet, das entsprache grundsatz-
lich der Verantwortung des Senats gegentiber der
Bulrgerschaft. Meine Damen und Herren! Bei aller
Wertschatzung fir Schwimmbader: Wir missen
hier nicht Gber ein einzelnes Schwimmbad spre-
chen. Das ist etwas, was originar in den Bezirk ge-
hort und dort entschieden werden muss.

(Beifall bei der CDU und der LINKEN)

Zu dem Argument, das habe so lange gedauert.
Ich sage nur: Langenhorn 73, Winterhude 42,
Ohlsdorf 28. Das ist jetzt das dritte Mal, Ubrigens
immer im Bezirk Hamburg-Nord. Wenn der Finanz-
senator heute hier ware, der auch Kreisvorsitzen-
der der SPD Hamburg-Nord ware

(Dr. Andreas Dressel SPD und Jan Quast
SPD: Ist er sogar!)

— Entschuldigung: ist —, dann wurde ich ihm das
gern einmal vorhalten. Er entscheidet offenbar
ganz knackig in dem Sinne, das kénne man alles
an sich ziehen. Das kann man machen. Aber, und
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da bin ich bei lhnen, Herr Tjarks, und bei Ihnen,
Herr Dressel, weil Sie immer gern darauf verwei-
sen, wie das letzte Wahlergebnis fir die CDU aus-
gefallen ist — in der Tat unerfreulich —, bei dieser
Art und Weise, mit der Sache umzugehen, wird |h-
nen das vor die FuRe fallen, das ist nur eine Frage
der Zeit. Das kann man so schnittig machen, das
gefallt aber den Menschen Uberhaupt nicht, denn
es ist nicht transparent, und es ist keine Blirgerbe-
teiligung. Da kdnnen wir sicher sein.

(Beifall bei der CDU)

Das fuhrt in der Tat — und ich hatte nicht gedacht,
dass ich das in meinem Leben noch einmal sagen
wirde, aber hier muss ich dem Kollegen Celik von
der LINKEN recht geben — zur Verdrossenheit der
Bilrgerinnen und Burger.

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei der
LINKEN)

Das haben wir gestern Ubrigens auch erlebt.
Gestern hatten wir eine Informationsveranstaltung
zum Thema Flichtlingsunterbringung in Kilein
Borstel. Dort wird den Birgerinnen und Blrgern
gesagt, diese Unterkunft sei fur voraussichtlich finf
Jahre geplant. In der Schriftlichen Kleinen Anfrage,
die ich gestellt und die der Senat gestern Abend
beantwortet hat, steht mindestens zehn Jahre.

(Dennis Thering CDU: Da wird getrickst und
getauscht!)

Solche Informationsversehen sind ganz schlecht,
weil es am Ende heildt: Wir werden betrogen. Wir
werden nicht ordentlich eingebunden. Da muss
man verdammt aufpassen. Nicht, dass das Absicht
war; das glaube ich nicht. Aber solche Irrtimer
muss man ausschlielen, das sorgt sonst bei den
Birgern fur einen sehr fahlen Beigeschmack.

(Beifall bei der CDU)

In gewisser Weise wurde uns das von der LINKEN
in die Burgerschaft hineingetragen. Das gehért ei-
gentlich in die Bezirksversammlung, und dort wur-
de ich es auch gern wieder haben. Dort soll es in
einem ordentlichen Verfahren zu Ende gebracht
werden.

(Zuruf von Heike Sudmann DIE LINKE)

— Ja, natirlich, aber Sie haben es hier Uber lhren
Antrag auf die Tagesordnung gebracht.

Der Senat wird aufgefordert, der Blrgerschaft Gber
die Umsetzung des Neubaus des Schwimmbads
zu berichten. Ich muss ganz ehrlich sagen, bei ei-
nigem, was richtig ist in der Prosa das Antrags der
SPD, aber das Papier kdnnen wir uns doch bitte
sparen. Da gehen wir einmal alle zusammen ba-
den, wenn das Ding fertig ist. — Danke sehr.

(Beifall bei der CDU und der LINKEN)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Als
Nachste erhalt das Wort nun Frau Sparr von der
GRUNEN Fraktion.

Ulrike Sparr GRUNE: Herr Prasident, meine Da-
men und Herren! Der Koalitionsantrag stellt die
Sachlage um das Schwimmbad Ohlsdorf dar und
fordert den Senat auf, zu berichten. Wie wir an-
hand dieser Debatte gesehen haben, ist das keine
schlechte Idee.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD —
Dr. Andreas Dressel SPD: Das stimmt!)

Die Diskussion um das Freibad Ohlsdorf begleitet
mich persénlich — Herrn Seelmaecker wahrschein-
lich auch — nun schon seit mehr als sechs Jahren,
und ich muss sagen, der Verlauf macht mich ei-
gentlich immer fassungsloser. Erst vor Kurzem, am
Rande eines umweltpolitischen Spaziergangs im
Alstertal, sagte mir eine freundliche und aufge-
schlossene altere Dame ganz empdrt, es sei un-
glaublich, was dort geschehe. Das alte, von Fritz
Schumacher geplante Eingangshaus an der Stra-
e Im Grinen Grunde solle verschwinden, das
Grundstick mit 240 Wohnungen bebaut werden,
und das Alstertal, insbesondere das kleine, vom
Alsterlauf umflossene Inselchen slidlich des Bads,
werde auch zerstort. Das habe ihr ein freundlicher
Herr aus dem Umfeld der Blrgerinitiative erzahilt.

(Dorothee Martin SPD: Hort, hort!)

Nichts davon ist wahr. Und nun lese ich den Antrag
der LINKEN, der ebenfalls vor Desinformation
strotzt.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Darum zu den Fakten. In der Tat, Baderland hat in
Ohlsdorf zu lange dem Verfall zugeschaut und hat-
te viel friher handeln missen. Erst unter der gri-
nen Umweltsenatorin Anja Hajduk kam Bewegung
in die Angelegenheit. Angesichts des groRen Sa-
nierungsstaus stellte sich dann bald heraus, dass
ein Neubau die vernilinftigere Losung ware. Den
dadurch absehbaren Verlust der groRen Auflen-
becken fanden wir GRUNE im Bezirk schmerzlich,
aber noch ertraglich, denn zwei davon braucht
man nun wirklich nicht, und die damaligen Planun-
gen sahen immerhin noch ein verkleinertes Aul3en-
becken vor. Der Verkauf eines Teilgrundstiicks war
und ist plausibel, nicht nur, um die immensen Bau-
kosten zu schultern — auch damals war die Ham-
burger Kassenlage schon angespannt —, sondern
auch, weil wir schon damals dringend mehr Woh-
nungsbau bendtigten.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Der Birgerentscheid hat dann zum Planungsstopp
gefuhrt. Seitdem wurden — anders, als der Antrag
der LINKEN suggeriert — sehr viele Gesprache mit
den Initiatoren gefihrt, und in Vereinen und Biir-
gerversammlungen wurde sondiert, wie es weiter-
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gehen koénnte. Es gibt hier auch keinen Sinnes-
wandel auf unserer Seite seit 2009, sondern man
muss sich einfach einmal den Zeitverlauf vor Au-
gen halten und das, was seitdem geschehen ist.
Mehrere Vorschldge vom Bezirk und von Béader-
land sind dabei vom Plenum der Initiative abge-
lehnt worden, wahrend besonders Sportvereine
und ihre Verbande, aber auch viele einzelne Bur-
gerinnen und Birger darauf drangten, endlich los-
zulegen.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Denn die zweijahrige Bindungsfrist fir solch einen
Birgerentscheid war nun lange abgelaufen. Inzwi-
schen haben Bedarfsanalysen ergeben, dass wir
dringend mehr ganzjahrig nutzbare Wasserflache
brauchen, gerade damit wieder mehr Kinder
schwimmen lernen kdnnen, auch die Fllchtlinge,
liebe Links-Fraktion. Und auch, damit altere Men-
schen, Personen mit Handicap und die Vereine ih-
re Schwimmzeiten haben kdnnen, ohne dabei den
normal laufenden Betrieb unterbrechen zu mus-
sen.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Dass wir das jetzt bekommen, ist die erste gute
Nachricht. Die zweite gute Nachricht ist, dass wir
eine im Sommer zu 6ffnende Halle bekommen mit
einem Uppig ausgestalteten AulRenbereich, der von
Liegewiese uber Kinderplanschzone und Beach-
volleyballfeld alles enthalt, was man an einem
schénen Sommertag von einem Schwimmbad er-
warten kann.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Und die dritte gute Nachricht ist, dass wir 120 neue
Wohnungen bekommen mit einem zeitgemafRen
Bau und Energiestandard, und davon werden
40 offentlich geférdert sein.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Das ist fir diesen Standort angemessen. Dagegen
anzureden war schon 2009 fragwiirdig und ist an-
gesichts der Situation, in der wir uns aktuell befin-
den, geradezu verantwortungslos.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Nun komme ich zur CDU, die fast ganz weggelau-
fen ist.

(Vizeprasidentin Antje Mdller Gbernimmt den
Vorsitz.)

Was haben lhnen eigentlich lhre Kollegen aus dem
Bezirk Hamburg-Nord erzahlt? Herr Seelmaecker,
Sie wissen das doch. Wie kommen Sie darauf, hier
wirden die Mitwirkungsrechte der demokratisch
gewahlten Volksvertreter in der Bezirksversamm-
lung mit der Brechstange umgangen? Abgesehen
davon, dass man mit der Brechstange nichts um-
gehen kann.

Das Bauvorhaben Schwimmbad Ohlsdorf ist mit
dem bisherigen Planrecht moéglich und wird auch
entsprechend den Vorschriffen HBauO und Be-
zirksverwaltungsgesetz ablaufen. Gerade dadurch,
dass der Senat den Bezirk aufgefordert hat zu pla-
nen, ist es doch Uberhaupt erst méglich geworden,
den neuen B-Plan Ohlsdorf 28 fir die Wohnbebau-
ung im Bezirk ablaufen zu lassen, und dies selbst-
verstandlich mit 6ffentlicher Beteiligung.

Und wieso fordern Sie dann im nachsten Atemzug,
der Senat hatte evozieren sollen? Damit ware doch
tatsachlich erst die Bezirksversammlung umgan-
gen worden.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Lesen Sie doch nachstes Mal vorher die einschla-
gigen Paragrafen im Bezirksverwaltungsgesetz,
HBauO und so weiter durch, bevor Sie uns wieder
mit so einem Antrag kommen. — Vielen Dank.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Vizeprasidentin Antje Moller: Meine Damen und
Herren! Das Wort bekommt nun Herr Dr. Duwe von
der FDP-Fraktion.

(Dirk Kienscherf SPD: In Harburg wirde
man sich Uber so etwas freuen!)

Dr. Kurt Duwe FDP: Meine sehr geehrten Damen
und Herren, Frau Prasidentin! Ich denke, dass wir
von dem demokratietheoretischen Ansatz einmal
wegkommen sollten. Naturlich ist die Beziehung
zwischen Bezirken und Senat eine Frage des Be-
zirksverwaltungsgesetzes, sie ist aber auch eine
Frage des politischen Stils. Und da misste man fur
den Zeitraum zwischen 2009 und 2015 einmal
schauen, was dort alles an Porzellan zerschlagen
worden ist beziehungsweise, warum es so lange
gedauert hat. Sechs Jahre sind namlich ein
bisschen sehr lange.

(Dorothee Martin SPD: Stimmt!)

Deshalb haben wir auch eine gewisse Sympathie
fur den CDU-Antrag. Wir sind natirlich nicht naiv
und glauben, dass dieser CDU-Antrag jetzt die
Mehrheit bekommt. Aber ich méchte lhnen unsere
generelle Haltung zu dem Verfahren darlegen, vor
allem zu der Mallnahme.

Wir haben in Hamburg sehr grundlegende und
groRe Aufgaben. Dazu gehdrt die Sanierung von
Infrastruktur, auch von Schwimmhallen. Dazu ge-
hort ebenfalls der Bau von bezahlbaren Wohnun-
gen. Ich denke, dass es in dieser Stadt grofiere
Probleme gibt, auch wenn ich fiir Freibader bin und
auch fur das Fahrradfahren. Wir missen fur den
Wohnungsbau mehr tun und wir sollten auch den
Erhalt der Infrastruktur, von Schwimmbadern und
anderen offentlichen Gebauden, in die Wege lei-
ten. Zwar mit Bauchschmerzen aus demokrati-
scher Sicht, aber trotzdem werden wir diesem An-
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trag der SPD und der GRUNEN zustimmen, weil
das jetzt endlich einmal passieren muss.

(Beifall bei der SPD)

Man muss auch einmal Entscheidungen treffen
kénnen, und sechs Jahre nach Beginn einer sol-
chen Geschichte muss dann auch Schluss sein.
Auch wenn man noch ein bisschen mehr Blrger-
beteiligung hatte haben kénnen. Aber irgendwann
ist Schluss. Gerade angesichts der Probleme in
dieser Stadt in puncto Wohnungsbau und Flicht-
linge und auch der Infrastruktur sollte man endlich
sagen, jetzt ist Schluss, wir handeln. — Vielen
Dank.

(Beifall bei der FDP und der SPD)

Vizeprasidentin Antje Moller: Nun bekommt Herr
Ehlebracht von der AfD-Fraktion das Wort.

Detlef Ehlebracht AfD:* Sehr geehrte Frau Prasi-
dentin, sehr geehrte Damen und Herren! Alle, die
wir hier sitzen, sind wir dafir, dass Wohnungen in
Hamburg gebaut werden, da besteht Konsens, gar
keine Frage. Das heif3t aber natlrlich nicht, dass
man das eine oder andere Projekt nicht kritisch
hinterfragen kann, insbesondere dann, wenn
Sportflachen oder Flachen, die der aktiven Freizeit-
gestaltung oder der Naherholung dienen, lberbaut
werden sollen. Sie sollen mit Hausern uberbaut
werden, was dann flir eine gewisse Zeit vorhalt
und irreversibel ist, und gehen damit der jetzigen,
eigentlichen Nutzung verloren. Auch ein Programm
zum Bau von 6 000 Wohnungen darf nicht alles
dirfen.

Der Antrag der LINKEN hat im ersten Teil den
Schwerpunkt der Missachtung des erfolgreichen
Burgerbegehrens 2009. Im zweiten Teil wird dann
suggeriert, man wirde Uber den ersatzlosen Abriss
des Schwimmbades reden, was vollig am Thema
vorbei ist. Wir reden Uber den Neubau und die Auf-
wertung eines Schwimmbades.

Ein Senat tut gut daran, ein erfolgreiches Burger-
begehren auch umzusetzen, selbst wenn ein Bur-
gerbegehren nicht verbindlich ist, so wie es jetzt
zum Glick die Volksentscheide sind. Allerdings will
ich eine Einschrankung machen und sagen, im Re-
gelfall sollte der Senat ein Biirgerbegehren auch
umsetzen. Immer dann, wenn das Gemeinwohl, al-
so der Vorteil und Nutzen einer Mehrheit von Bur-
gern, erkennbar Uber den durchaus berechtigten
Interessen einer kleinen Gruppe von Birgern
steht, dann sollte der Senat auch den Mut haben,
ein erfolgreiches Blirgerbegehren einmal nicht um-
zusetzen. Wir sehen in diesem Fall die Situation so
gegeben, dass der Senat zu Recht so entschieden
hat, wie er es jetzt getan hat.

Aber worum geht es eigentlich in der Sache? Das
geht aus diesem Antrag eigentlich nicht hervor. Es
geht, wie jetzt schon dargelegt, darum, 35 Prozent

der jetzigen Flache zu veraufern und dort Woh-
nungen zu bauen. Das ist gut. Dabei fallen zwei
AuBenschwimmbecken weg. Das ist schlecht. Der
Erlés dieses Verkaufs bringt 10 Millionen Euro, und
die werden zur Investition genutzt, um diesen
Standort aufzuwerten und dort einen Neubau zu
errichten. Das ist wiederum eine gute Sache. Es
geht hierbei um 25 Millionen Euro, und da sind
10 Millionen Euro ein gutes Stiick des finanziellen
Weges, der zurlickzulegen ist.

Wieso diese Vorgehensweise? Zum einen arbeitet
"Baderland" defizitdr, und das schon seit Jahren.
Der Fehlbetrag 2014 betrug 19,6 Millionen Euro.
Woran liegt es? Missmanagement? Absolut nicht.
Es geht hier nicht um Missmanagement. Es ist die
Einnahmenseite des "Béaderland”, die einfach ex-
trem witterungsabhangig, energieintensiv und sehr
schwer zu kalkulieren ist. Jetzt greift der Senat
nicht einfach ins Staatssackel und wirft die Euros
wie Kamellen unters Volk, sondern finanziert
10 Millionen Euro der Gesamtsumme durch den
Verkauf einer Teilflache des Schwimmbades, ohne
dabei die Existenz dieses Schwimmbades zu ge-
fahrden, sondern im Gegenteil, um dieses
Schwimmbad aufzuwerten. Die Attraktivitat wird
gesteigert. Ich finde, dieses Vorgehen ist nicht zu
beanstanden.

Die verbleibenden 15 Millionen Euro werden dann
wieder seitens der offentlichen Hand gegeben,
was ebenfalls richtig ist. Es ist ndmlich richtig,
durch staatliche Zuschisse Grundbedirfnisse zu
decken und der Fursorgepflicht, die es fir diesen
Bereich gibt, nachzukommen. Hier ist es das Be-
dirfnis, Kindern das Schwimmen beizubringen. Es
ist das Bedurfnis, dass Vereine Trainingszeiten
brauchen und Wettkdmpfe austragen mussen.
Oder es ist das Bedurfnis aktiver Menschen, die
Chance zu bekommen, eine der gesundesten
Sportarten Uberhaupt zu betreiben, das Schwim-
men. Fir all das ist es gut und richtig, dass der Se-
nat, die 6ffentliche Hand, hier die 15 Millionen Euro
noch zusatzlich in die Hand nimmt und diesen Bau
vorantreibt.

Ubrigens ist der Antrag in diesem Punkt sachlich
falsch, das klang eben schon an, denn der
Schwimmunterricht fir Kinder wird seitens der Ver-
eine und Schulen ausschlieRlich in Hallen betrie-
ben. Die Aulienschwimmbecken haben damit nicht
das Geringste zu tun.

Die Verkleinerung des Bades kann und soll natir-
lich nicht schongeredet werden, dennoch muss bei
der Beurteilung hier die Kirche im Dorf gelassen
werden. Wir haben schon diverse Vorteile gehort.
Aus einer 25-Meter-Bahn wird eine 50-Meter-Bahn.
Die Anzahl der Bahnen wird verdoppelt. Das bringt
fur die Vereine die Moglichkeit, mehr Trainingszei-
ten anzubieten. Die Trainingsbedingungen werden
deutlich verbessert. Ein Hubboden sorgt dafir,
dass unterschiedliche Aktivitdten zeitgleich ange-
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boten werden kdnnen. Das Becken kann geteilt
werden, Nutzungskonflikte entfallen dadurch. Das
sind Dinge, die sich manch einer fir sein Bad nur
wlinschen und sich alle zehn Finger danach lecken
wlrde, dass das bei ihm eingebaut werden wiirde.

Es werden zahlreiche Spielgerate eingebaut, ein
Volleyballfeld, 6 000 Quadratmeter Liegeflache
bleiben erhalten. Das sind alles Dinge, die die At-
traktivitdt der Gesamtanlage deutlich erhdhen. Das
alles hort sich nicht danach an, als ob es zuklnftig
keine Moglichkeit und keinen Spal® mehr machen
wird, in Ohlsdorf zum Schwimmen zu gehen.

Die neue Halle im "Inselpark Wilhelmsburg" zeigt
mit gut 153 000 Besuchern oder das "Festland" mit
gut 400 000 Besuchern im vergangenen Jahr, wel-
che Anziehungskraft eine Investition oder eine
Modernisierung im Baderbereich haben kann. Das
"Baderland" verfolgt die richtige Strategie dabei,
das vorhandene Angebot durch entsprechende
MaRnahmen attraktiv zu gestalten. Es wird nicht
Uber die SchlieBung oder die Erhéhung der Anzahl
von Badern nachgedacht, aber man sitzt auch
nicht einfach nur so da und wartet darauf, dass der
nachste Sommer mehr Sonnenscheintage bringt.
Das kann nicht das Mittel sein.

Wir sehen also nicht, warum das Bad in Ohlsdorf
nach dem Umbau nicht auch vom maroden Laden-
hiter zum attraktiven Verkaufsschlager werden
sollte. Wir lehnen daher den Antrag der LINKEN,
der sich inhaltlich zu wenig mit dem Vorhaben als
solches befasst, ab.

Ein Nachtrag noch zu dem Zusatzantrag der CDU,
der Meister der 180-Grad-Kehrtwendungen. Scha-
de, dass lhnen das Votum der Blrger erst jetzt so
wichtig ist und nicht schon unter Ole von Beust, als
der damalige Volksentscheid Uber die Krankenhau-
ser einfach in den Papierkorb geworfen wurde.

Zu dem Zusatzantrag der SPD und GRUNEN: Da
schlief®e ich mich Herrn Seelmaecker an, die Welt
ist um ein Stick bedrucktes Papier reicher gewor-
den. — Vielen Dank fiir die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der AfD)

Vizeprasidentin Antje Moéller: Herr Celik von der
Fraktion DIE LINKE, Sie bekommen das Wort.

Deniz Celik DIE LINKE:* Frau Martin oder Frau
Sparr, eine von Ihnen hat eben erwahnt, dass Des-
information betrieben werde und falsche Informa-
tionen weitergegeben wirden. Aber heute hat man
bemerkt, dass Sie auch Desinformation betreiben.

(Dorothee Martin SPD: Was?)

Zum Beispiel, indem Sie suggerieren, dass die
Wasserflache durch den Neubau des Hallenbades
wachsen werde. Das betrifft die ganzjahrige Nut-
zung. Genau das ist der Trick. Aber die Wasserfla-
che wird sich halbieren. Sie haben auch gesagt, es

wurden viele Gesprache mit der Birgerinitiative
gefihrt. Aber das, was Sie unter Burgerbeteiligung
verstehen, ist nur, Gesprache zu fihren und Infor-
mationsveranstaltungen zu machen, aber es geht
nicht um Mitentscheidung und Mitgestalten. Das ist
keine echte Burgerbeteiligung.

(Beifall bei der LINKEN)

Zum Wohnungsbau. Wir sind fir den Bau von So-
zialwohnungen. Sie sagen immer wieder, dass wir
gegen Wohnungsbauvorhaben seien, das sugge-
rieren Sie. Das ist schlicht die Unwahrheit.

(Beifall bei der LINKEN)

Ich habe in meiner Rede gesagt, dass Sie nicht
Wohnungsbau gegen andere soziale Belange in
dieser Stadt ausspielen kdnnen. Soziale Einrich-
tungen der offentlichen Daseinsvorsorge mussen
auch erhalten bleiben und ausgebaut werden.

(Beifall bei der LINKEN)

Ich habe Sie in meiner Rede auch gefragt, wie Sie
dazu stehen, dass jetzt ein erfolgreicher Burgerent-
scheid quasi von diesem Senat ignoriert wird, und
dazu habe ich keine Uberzeugenden Argumente
gehdrt. Wieso musste der Senat eine Bezirksange-
legenheit an sich ziehen?

(Dorothee Martin SPD: Hat er doch gar
nicht!)

Wir haben den Eindruck, dass Sie einfach vor der
demokratischen Willensbildung der Bevolkerung
Angst haben. Sie befirchten, dass die Bevdlke-
rung anders entscheiden koénnte. Sie wollten ein
erneutes Burgerbegehren verhindern, und deshalb
hat der Senat evoziert und die Sache an sich ge-
zogen. Das zeigt auch, dass dieser Senat wirklich
keinen Wert auf Blrgerbeteiligung legt.

(Beifall bei der LINKEN)

Sie verweisen immer auf die Schuldenbremse. Wir,
die Links-Fraktion, sind gegen die Schuldenbrem-
se und wir werden uns immer daflir einsetzen,
dass die Schuldenbremse aufgehoben wird.

(Beifall bei der LINKEN)

Aber wenn Sie schon immer die Schuldenbremse
erwahnen, dann sollten Sie auch lhren Prinzipien
treu bleiben. Ich moéchte kurz aus einem Bericht
des Rechnungshofs zitieren.

"Weder darf die verfassungsrechtlich veran-
kerte Schuldenbremse umgangen werden,
noch dirfen haushaltswirksame Entschei-
dungen ohne Vorliegen der dazu notwendi-
gen Voraussetzungen getroffen werden."

Was aus gutem Grund im Kleinen gilt, darf fur das
Grol3e erst recht nicht zur Disposition stehen. Aber
genau das machen Sie. Bei sozialen Einrichtungen
in den Quartieren und in den Stadtteilen verweisen
Sie immer auf die Schuldenbremse und rechtferti-
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gen die Kirzungspolitik oder beschlieen, wie hier
beim Freibad Ohlsdorf, die SchlieBung. Wenn es
aber um groRe Leuchtturmprojekte wie die Olympi-
schen Spiele oder die Elbphilharmonie geht, dann
vergessen Sie die Schuldenbremse. Dafiir werden
schnell einmal Millionen ausgegeben und, wie bei
der HSH Nordbank, auch Milliarden bewegt, inner-
halb von kirzester Zeit. Und das ist scheinheilig.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasidentin Antje Moller: Das Wort bekommt
nun Frau Sparr von der GRUNEN Fraktion.

Ulrike Sparr GRUNE: Ich mache es kurz. Die
Wasserflache ist ganzjahrig nutzbar und darum
besser geeignet flir Vereine, fir das Schwimmen-
lernen und auch fiir andere Freizeitaktivitaten. Zu
der GroRe haben Frau Martin und ich, glaube ich,
gar nichts gesagt in dieser Debatte.

(Beifall bei der SPD)

Zum Thema Wohnungen versus o6ffentliche Da-
seinsvorsorge. Das muss nicht von vornherein ein
Widerspruch sein, aber es wird in lhrer Fraktion
gern so genutzt. Sie weichen immer dann vor
Wohnungsbau zuriick, wenn da irgendwo schon ei-
ne Wohnung steht.

(Zurufe von Deniz Celik, Heike Sudmann
und Mehmet Yildiz, alle DIE LINKE)

— Ach, Herr Celik, kommen Sie doch mal runter.

Ihre Fraktion, auch in der Bezirksversammlung
Hamburg-Nord, steht immer dann auf der Matte,
wenn irgendwo gebaut werden soll, wo in der
Nachbarschaft schon ein Haus steht. Das kann es
nicht sein. Und so verhalt es sich auch hier.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD — Zu-
ruf von Heike Sudmann DIE LINKE)

Sie sagen, der Blrgerentscheid werde ignoriert.
Der Senat hat jetzt nach sechs Jahren gehandelt,
und ich denke, damit hat er tatsachlich einmal sei-
nen Job gemacht. Der Birgerentscheid ist gelau-
fen, es hat wirklich sehr ernsthafte Gesprache und
Einigungsversuche gegeben. Das hat nicht zu dem
gewinschten Erfolg gefihrt, und dann muss ein
Senat auch einmal sagen, es ist nun gut so.

— Nein, ich mdchte keine Zwischenfrage. Ich den-
ke, wir haben uns schon alles gesagt, was zu dem
Thema zu sagen ist. — Vielen Dank.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD — Zu-
ruf von einer Zuhorertriblne: Wir Burger wol-
len ein Freibad! — Glocke)

Vizeprasidentin Antje Méller: Meine Damen und
Herren auf der Tribine! Darf ich Sie darauf hinwei-
sen, dass lhnen AuRerungen nicht gestattet sind.

(Zuruf von einer Zuhorertribiine: Birgerwille
wird hier ...7?)

Das qilt auch fur Sie als zweite Person.

Ich sehe nun keine Wortmeldungen mehr zu dieser
Debatte. Damit kommen wir zur Abstimmung. Wir
beginnen mit dem Antrag der Fraktion DIE LINKE
aus Drucksache 21/1462.

Wer mochte diesen annehmen? — Die Gegenpro-
be. — Enthaltungen? — Damit ist dieser Antrag ab-
gelehnt.

Wir kommen dann zum CDU-Antrag aus Drucksa-
che 21/1576.

Wer méchte diesem zustimmen? — Die Gegenpro-
be. — Enthaltungen? — Auch dieser Antrag ist ab-
gelehnt.

SchlieBlich nun zum gemeinsamen Antrag der
Fraktionen der SPD und der GRUNEN aus Druck-
sache 21/1597.

Wer mdchte diesen beschlielten? — Die Gegenpro-
be. — Enthaltungen? — Damit ist dieser Antrag be-
schlossen.

Bevor wir zum nachsten Tagesordnungspunkt
kommen, mochte ich lhnen die Ergebnisse der
durchgefiihrten Wahlen mitteilen.

Bei der Wahl eines ordentlichen Mitglieds und ei-
nes stellvertretenden Mitglieds fiir die Hartefall-
kommission sind 110 Stimmzettel abgegeben wor-
den. Herr Dr. Bernd Baumann erhielt 22 Ja-Stim-
men, 68 Nein-Stimmen, 18 Enthaltungen, 2 Stim-
men waren ungultig. Damit ist Herr Dr. Baumann
nicht gewahlt worden. Herr Detlef Ehlebracht er-
hielt 40 Ja-Stimmen, 47 Nein-Stimmen, 19 Enthal-
tungen, und es gab hier 4 ungultige Stimmen. Da-
mit ist Herr Ehlebracht nicht gewahlt worden. Da-
mit werden diese Wahlen in unserer nachsten Sit-
zung erneut auf die Tagesordnung gesetzt.

Bei der Wahl eines Mitglieds fir den Beirat fur poli-
tische Bildung sind 109 Stimmzettel abgegeben
worden. Alle 109 Stimmen waren gliltig. Herr Pro-
fessor Dr. Jorn Kruse erhielt 68 Ja-Stimmen,
29 Nein-Stimmen, es gab 12 Enthaltungen. Damit
ist Herr Professor Kruse gewahit.

Bei der Wahl einer oder eines Deputierten der
Justizbehérde sind 110 Stimmzettel abgegeben
worden. Es gab keine unglltigen Stimmen. Herr
Justus Burgdorf erhielt 28 Ja-Stimmen, 51 Nein-
Stimmen, es gab 31 Enthaltungen. Damit ist Herr
Burgdorf nicht gewahlt worden. Auch diese Wahl
werden wir in der ndchsten Sitzung erneut auf die
Tagesordnung setzen.

Bei der Wahl einer oder eines Deputierten der Kul-
turbehoérde sind 110 Stimmzettel abgegeben wor-
den. Es gab eine unglltige Stimme, damit also
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109 gultige Stimmen. Es gab 28 Ja-Stimmen fir
Frau Angelika Glander, 44 Nein-Stimmen und
37 Enthaltungen. Damit ist Frau Glander nicht ge-
wahlt worden. Auch diese Wahl werden wir in un-
serer nachsten Sitzung erneut auf die Tagesord-
nung setzen.

Bei der Wahl einer oder eines Deputierten der Be-
hérde fir Inneres und Sport sind 110 Stimmzettel
abgegeben worden. Hier gab es keine ungiltige
Stimme. Herr Thorsten Janzen erhielt 28 Ja-Stim-
men, 48 Nein-Stimmen, es gab 34 Enthaltungen.
Damit ist Herr Janzen nicht gewahlt worden. Auch
diese Wahl werden wir in unserer nachsten Sit-
zung erneut auf die Tagesordnung setzen.

Wir kommen nun zum Tagesordnungspunkt 7c,
Drucksache 21/904, Grofe Anfrage der FDP-Frak-
tion: Die Entwicklung des bundesweiten Zentralabi-
turs.

[GroRe Anfrage der FDP-Fraktion:

Die Entwicklung des bundesweiten Zentralabi-
turs

— Drs 21/904 -]

Wer winscht dazu das Wort? — Frau von Treuen-
fels von der FDP-Fraktion bekommt es.

Anna-Elisabeth von Treuenfels FDP:* Sehr ge-
ehrte Frau Prasidentin, meine Damen und Herren!
Hamburgs Abiturienten stehen in eineinhalb Jah-
ren vor einem Riesenproblem. Das ist das erste
Kernergebnis unserer Gro3en Anfrage zum Zen-
tralabitur 2017. Und dieses Riesenproblem wird
von Senator Rabe entweder nicht gesehen oder
verleugnet, beides gleich schlimm. Das ist das
zweite sehr erschreckende Ergebnis unserer
GroRen Anfrage. Deshalb sind wir in groRer Sorge
um die vielen Hamburger Schiiler, die in den kom-
menden Jahren in Hamburg Abitur machen wollen.

Grundlage dieses Riesenproblems ist ein bekann-
tes Dilemma. Das Hamburger Abitur gilt als Ham-
burger Abitur light, denn schon eine geringe Lese-
kompetenz reicht aus, um viele Aufgaben zu I6sen.
Prasentationen ersetzen miindliche Wissenspri-
fungen und dergleichen mehr. Das Ergebnis ist er-
schutternd. Was hier unter "Sehr gut" lauft, reicht
in Bayern oder Sachsen gerade flur ein "Befriedi-
gend". Die Vergleichsarbeiten in den zehnten Klas-
sen haben das gerade erst wieder bestatigt. In den
Kernfachern Deutsch und Mathematik haben die
Schiler, die Ubrigens 2017 als Erste das Zentral-
abitur machen missen, katastrophal abgeschnit-
ten. Gleichzeitig aber machen immer mehr Ham-
burger Schiler ein immer besseres Abitur. Da fragt
man sich, wie das zustande kommen kann. Und es
zeigt naturlich, dass hier etwas beim abverlangten
Niveau nicht stimmt. Das sinkt namlich einfach ste-

tig. Dabei freuen sich natlirlich manche Schdler,
weil es manches einfacher macht, aber spatestens
an den Universitaten kommt dann das bdse Erwa-
chen.

Viele Studenten berichten, dass sie in Hamburg
ein gutes Abitur gemacht haben, aber im ersten
Semester sowohl in Deutschland als auch im Aus-
land plétzlich Gberhaupt nicht mehr der Konkurrenz
standhalten konnten. Und warum? Weil sie an un-
seren Schulen nicht verninftig vorbereitet worden
sind. So verbaut lhre Schulpolitik, Herr Senator
Rabe, vielen Kindern den weiteren Lebensweg.
Das kann so nicht weitergehen.

(Beifall bei der FDP)

Dabei reden Sie doch immer von Bildungsgerech-
tigkeit. Das Gegenteil ist jedoch hier der Fall. In
Wahrheit bestimmen doch Einkommen, Bildungs-
grad oder Wohnort vielfach den Bildungserfolg.
Denn was die Schule nicht leistet, wird nicht in je-
dem Elternhaus kompensiert, wie wir wissen. Und
das ist dann ein zutiefst ungerechtes, ganz und gar
nicht sozialdemokratisches Stlick Schulpolitik.

(Beifall bei der FDP und bei Karin Prien
CDU)

Weil Sie bisher an der Umsetzung einer vielfach
avisierten Qualitatssteigerung scheitern, droht das
nachste Riesenproblem: Das gro3 angekiindigte,
bundesweite Zentralabitur. Das kdénnte fir Ham-
burg ein grofl3er Etikettenschwindel werden. Sowie-
so schreiben ja nicht alle Schiler dieselben Aufga-
ben am selben Tag. Geplant ist nur, dass es fur
gerade einmal vier Facher einen gemeinsamen
Aufgabenpool gibt. Aus diesem konnen sich die
einzelnen Bundeslander bedienen, sie missen es
aber nicht, wie in der Grof3en Anfrage zu lesen ist.
Was kénnte also geschehen?

Hamburg konnte sich fiir ein Fach eine Abiturauf-
gabe aus dem Pool auswahlen, alle anderen Auf-
gaben werden auf magerem Hamburger Niveau
weitergeschrieben. Senator Rabe kann dann be-
haupten, dass Hamburg die Teilnahme an einem
Bundeszentralabitur hervorragend gemanagt hat.
In Wahrheit bleibt aber das alte Abitur light beste-
hen. Das ware eine brandgefahrliche Augenwi-
scherei. Davor hat im Ubrigen auch die Bundesdi-
rektorenkonferenz der Gymnasien schon im letzten
Herbst gewarnt. Wir sind also nicht allein mit dieser
Sorge.

Was muss also passieren? Wir fordern, dass aus
der Kann-Regel eine Muss-Regel wird. Hamburg
muss sich in einem ersten Schritt dazu verpflich-
ten, fur alle Facher und alle Priifungen ausschliel3-
lich Aufgaben aus dem Bundespool zu nehmen.
Darlber hinaus sollte Hamburg in der Kultusminis-
terkonferenz dafir werben, dass alle Bundeslander
so vorgehen.
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In einem zweiten Schritt sollte Hamburg in der
KMK einen konkreten und verbindlichen Zeitplan
fur die Aufgabensammlung aller Facher durchset-
zen. In der Grolien Anfrage heil’t es nur lapidar,
ab 2016 werde fur drei weitere Facher daran gear-
beitet. Das reicht nicht.

(Beifall bei der FDP und bei Dr. Jérn Kruse
AfD)

Herr Rabe, Sie haben als KMK-Prasident 2012 das
Zentralabitur angeschoben. Jetzt sollten Sie dar-
aus ein echtes Zentralabitur machen, mit einem
umfangreichen Malnahmenpaket versehen. Wir
werden dazu in den kommenden Sitzungen kon-
krete Antréage vorlegen. Vorab drei Punkte, die mir
sehr wichtig erscheinen.

Erstens: Endlich neue Bildungsplane. Die Vermitt-
lung von Wissen und Kompetenzen muss wieder in
ein ausgewogenes Verhaltnis kommen.

Zweitens: Die Prasentationsprifung im Abitur ge-
hort abgeschafft und die klassische miindliche Prii-
fung wieder eingefliihrt. Prasentationsprifungen
sind doch schon deshalb ungerecht, weil manche
Schdler in zwei Wochen Vorbereitungszeit viel Hil-
fe haben, sogar professionelle, andere aber gar
nicht. In Bayern beispielsweise, aber auch in ande-
ren Bundeslandern, muss jeder Schiiler die klassi-
sche muindliche Abiturprifung machen, nach
30 Minuten Vorbereitungszeit. Das ist Chancenge-
rechtigkeit richtig verstanden.

Drittens: Hamburg muss die externe Zweitkorrektur
endlich wieder regular einflhren. Schlichte Bewer-
tungshinweise, wie sie in der GroRen Anfrage ste-
hen, lassen viel zu viel Spielraum fiir eine Niveau-
absenkung.

Also: Wenn Sie, Herr Rabe, nicht sofort umsteu-
ern, endlich fir mehr Leistung und Qualitat sorgen
und Mindeststandards im Hamburger Zentralabitur
sichern, dann gibt es bald nur noch eine Wahl zwi-
schen Pest und Cholera. Entweder Sie bedienen
sich namlich aus dem Aufgabenpool, dann werden
Hamburgs Abiturienten mangels Vorbereitung
Schiffbruch erleiden, das kann hier keiner wollen.
Oder Sie bedienen sich nicht und verschenken
weiterhin gute Noten, und dann werden unsere
Schiler an den Universitaten oder spater in der
Praxis aufwachen, ibrigens ein béses Aufwachen.
Beides darf nicht geschehen, deswegen steuern
Sie bitte um. — Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP, vereinzelt bei der AfD
und bei Karin Prien CDU)

Vizeprasidentin Antje Moller: Nun bekommt Frau
Duden von der SPD-Fraktion das Wort.

Barbara Duden SPD:* Sehr geehrte Frau Prasi-
dentin, sehr geehrte Mitglieder der Hamburgischen
Burgerschaft! Das, was Frau von Treuenfels vorge-

stellt hat, ist natirlich so etwas wie schwarze Wol-
ken Uber Hamburgs Schiilern. Und ich werde im-
mer besonders hellhérig, wenn gerade in diesen
Zeiten Bayern der Trendsetter ist. Da muss man
immer ein bisschen aufpassen. Da muss man sich
auch einmal die Abiturzahlen in Bayern und in
Hamburg anschauen.

(Zurufe von der CDU und von Katja Suding
FDP)

— Ich erkenne daran, dass jetzt einige Leute so
aufgeregt sind, dass es vielleicht doch den richti-
gen Punkt getroffen hat.

(Zurufe)

— Wenn es Sie so sehr stort, dass ich jetzt rede,
dann konnten Sie entweder hinausgehen oder zu-
hdéren. Aber ich versuche es weiter mit der Frage,
ob wir es den Hamburger Abiturienten zu leicht
machen.

Die nachste Frage: Hat das Hamburger Abitur kei-
nen Wert mehr? Diese Bedenken hort man alljahr-
lich, wenn im Sommer die Abiturzahlen bekannt
gegeben werden, und das im Ubrigen nicht erst
seit funf, sechs oder sieben Jahren. Viele von uns
werden in dem Sommer, in dem sie ihr Abitur ge-
macht haben, in der Zeitung gelesen haben, das
habe in Hamburg alles keinen Wert und nur die
Bremer seien noch schlechter. Belegt worden ist
das niemals.

(Beifall bei Uwe Giffei SPD)

9 300 Schilerinnen und Schuler haben im Sommer
2015 das Abitur bestanden, und die FDP sagt, das
sei ein Abitur light. Sie warnt in diesem Zusam-
menhang vor einem Akademisierungswahn und
steigert sich in die Formulierung:

"Wir glauben aber nicht, dass der Trend zu
jahrlich immer mehr Abiturienten mit immer
besseren Notendurchschnitten in Hamburg
vernUnftig ist."

Das verstehe wer will. Das ist von dem, was wir in
der Schulpolitik machen, meilenweit entfernt.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN —
Karin Prien CDU: Das stimmt!)

Vielleicht zeigt diese Formulierung auch sehr au-
genfallig auf, worin die Unterschiede in unserer Art,
Schulpolitik zu machen, bestehen. Die Befirch-
tung, dass Hamburgs Abitur immer schwacher
wird, wird Steffi von Berg gleich in ihrem Redebei-
trag ausfiihrlicher beleuchten und vermutlich viele
der Legenden, die sich darum ranken, widerlegen.

Die GrolRe Anfrage der FDP-Fraktion macht aber
auch deutlich, dass sich seit 2012, als mit der Um-
setzung und Implementierung der Bildungsstan-
dards begonnen wurde, in Hamburg unglaublich
viel getan hat. Es gibt viele Beispiele dafur, ich will
nur eines nennen, namlich die Ausweitung von
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4 auf 27 Facher in den Abiturpriifungen. 2017 wer-
den nach KMK-Beschluss gleich schwere Aufga-
ben in zentralen Fachern gestellt. Das Abitur wird
an einem Tag abgelegt, mit exakt denselben Auf-
gaben. Mindestens elf Bundeslander nehmen dar-
an teil, und es liegt bei der FDP, in der KMK
— wenn Sie denn dort noch jemanden haben, der
fir Sie redet, das habe ich nicht recherchiert —
auch die anderen Bundeslander dazu aufzufor-
dern, sich zu beteiligen. Dann kdnnten wir vielleicht
sagen, dass es 2018 alle Bundeslander sind.

Hamburg ist in den Vorbereitungen fiir das Zen-
tralabitur gut aufgestellt. Viele der FDP-Forderun-
gen, die Frau von Treuenfels gestellt hat, sind ent-
weder auf dem Weg oder muissten, wie gesagt,
vielleicht auch von lhnen offensiv in der KMK dis-
kutiert werden. Es gibt eine Qualitatsoffensive im
Fach Mathematik. Als heutiges Ergebnis: 92 Pro-
zent aller Schulklassen und Lerngruppen an Gym-
nasien und Stadtteilschulen bekommen Unterricht
von ausgebildeten Mathematiklehrern. Das war fri-
her anders. 95 Prozent aller Schulklassen der wei-
terfihrenden Schulen haben vier Stunden Mathe-
matikunterricht. Auch das war schon einmal an-
ders. In Englisch, wo es bereits zentrale Aufgaben-
teile gibt, liegen die Hamburger Ergebnisse Uber
dem Bundesdurchschnitt. Und ein Wort zur Ver-
besserung des Rechtschreibunterrichts: Es gibt
jahrliche Tests in den Klassen 1 bis 10. Auch das
wird Auswirkungen auf die Qualitat des Abiturs ha-
ben.

(Anna-Elisabeth von Treuenfels FDP: Na,
das hoffen wir!)

Im Dezember 2014 hat die Schulbehérde eine Om-
budsstelle fir besondere Begabungen eingerichtet,
das will ich hier noch einmal benennen, weil es von
Ihnen allzu oft heilt, wir wirden die Gruppe der
besonders Begabten total aus dem Auge verlieren.

(Anna-Elisabeth von Treuenfels FDP: Das
hat ja auch lange genug gedauert, bis Sie
das gemacht haben!)

Der Senat hat sich in den Koalitionsverhandlungen
ausdricklich zu zentralen Abschlussprifungen auf
Bundesebene bekannt. Die sehr ausfiihrliche Be-
antwortung der Grof’en Anfrage lasst Uberhaupt
keinen anderen Schluss zu. Hamburgs Schilerin-
nen und Schuler sind flr das Zentralabitur gut ge-
ristet. Sie sind konkurrenzfahig, auch im Wettbe-
werb um Studienplatze und Ausbildungsplatze. Ich
denke, das alles tragt dazu bei, dass Hamburgs
Abiturienten, ohne dass sie sozusagen schwarze
Wolken Uber ihren Képfen hangen haben, 2017 mit
grolRem Selbstbewusstsein das Zentralabitur be-
stehen werden. — Danke schon.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Vizeprasidentin Antje Moéller: Das Wort bekommt
nun Frau Prien von der CDU-Fraktion.

Karin Prien CDU:* Frau Prasidentin, meine sehr
geehrten Damen und Herren! Erst einmal vielen
Dank, Frau von Treuenfels, fiir die Grof3e Anfrage.
Ich glaube, es ist wichtig, dass wir uns damit be-
schaftigen. Ich hatte mir allerdings angesichts der
Tatsache, dass Senator Rabe sich als KMK-Prasi-
dent um dieses Thema gekimmert hat, eine etwas
umfassendere Beantwortung der Anfrage ge-
wulnscht; die Berufung auf das Verfassungsge-
richtsurteil in diesem Zusammenhang fanden wir
nicht sehr schoén.

Zentralabitur ist in diesem Zusammenhang ein Eu-
phemismus, um nicht zu sagen eine Mogel-
packung, denn wir haben kein Zentralabitur. Auch
2017 werden wir kein Zentralabitur haben. Tat-
sachlich ist es so, dass sehr viele Eltern und samt-
liche Wirtschaftsverbande seit vielen, vielen Jahren
die bessere Vergleichbarkeit von Abschlussleistun-
gen und Prufungen fordern und dass das naturlich
bei der zunehmenden Mobilitdt der Menschen in
unserem Land auch zwingend erforderlich ist. Aber
immer da, wo vernlnftige Schritte im Hinblick auf
eine bessere Vergleichbarkeit gemacht werden,
haben natirlich immer wieder einzelne Bundeslan-
der — und das sind im Allgemeinen genau die, die
besonders schlecht aussehen im bundesweiten
Ranking — erhebliche Bedenken, das dann auch
konsequent umzusetzen. Und so ist es jetzt leider
im Zusammenhang mit den neuen Regelungen
zum sogenannten Zentralabitur eben auch.

Ich kénnte Ihnen die eine oder andere Wahrneh-
mung aus der Offentlichkeit darlegen. So hiel3 es
zum Beispiel im Juli im "Spiegel™:

"Sind Schiler in Niedersachsen dimmer als
in Thiringen?"

Das fragt man sich natrlich, wenn die Abiturnoten
in dem einen Land im Durchschnitt eine halbe Note
schlechter ausfallen als in dem anderen. Aber
noch viel schoéner, Frau Duden, fand ich den Be-
richt der ideologisch unverdachtigen "taz", die die
wunderbare Geschichte von Dennis und Marie er-
zahlt hat. Die "taz" hat einmal nachgefragt, was die
gleichen Prifungsnoten fiir den Abiturschnitt der
Schilerinnen und Schiler in unterschiedlichen
Bundeslandern bedeuten. Das muss man sich ein-
mal auf der Zunge zergehen lassen: Wahrend
Dennis in Hamburg einen Einserschnitt bekame,
hatte er in anderen Bundeslandern grof3e Miihe,
das Abitur Uberhaupt zu bestehen, und wirde in
wiederum anderen Bundeslandern allenfalls mit ei-
nem knappen Zweierschnitt aus der Prifung her-
ausgehen. So, meine Damen und Herren, sieht es
um die Vergleichbarkeit der Abiturpriifungen aus,
und das wird sich auch durch das sogenannte
Zentralabitur nicht andern. Das ist, wie gesagt, ei-
ne Mogelpackung.

Ich will Ihnen gern einmal vortragen, was Herr Mei-
dinger vom Deutschen Philologenverband jlingst
dazu gesagt hat: unterschiedliche Einbringungs-
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pflichten, eine differenzierte Anzahl von Priifungs-
fachern und auseinanderdriftende Bewertungsge-
wichtungen. Mathematik und Deutsch sind mal ver-
bindlich als schriftliches Prufungsfach, mal nicht. In
dem einen Land gibt es Leistungskurse, im ande-
ren nicht, und Uberall jeweils eigene Systeme, wie
stark die Abiturpriifung berhaupt von Bedeutung
ist. In dem einen Bundesland, so auch in Ham-
burg, geht es namlich nur um 20 Prozent des End-
ergebnisses, im anderen Bundesland sind es
40 Prozent. Da liegt es natirlich nahe, dass ein
zentraler Aufgabenpool, der nicht einmal verpflich-
tend ist, wie Sie ausgefihrt haben, Frau von Treu-
enfels, nicht viel bringen wird. Insofern gibt es auch
Uberhaupt keinen Grund, sich auszuruhen auf den
jetzigen Regelungen, sondern es ist tatsachlich, da
stimme ich lhnen ausdrucklich zu, Frau von Treu-
enfels, dringend erforderlich, dieses System wei-
terzuentwickeln.

Aus unserer Sicht ware es das nachste Ziel, an die
Angleichung der Priifungsordnungen fir die Ober-
stufe in allen Bundeslandern heranzugehen. Wer
es wirklich ernst meint mit einem Zentralabitur in
Deutschland, der muss auch die Gewichtungen
und Einbringungsregelungen vereinheitlichen. Das
wird die Herkulesaufgabe sein. Ich hoffe, dass
Hamburg sich an diesem Prozess beteiligen wird.
Wir werden uns jedenfalls, gern auch mit lhnen zu-
sammen, Frau von Treuenfels, an Vorschlagen be-
teiligen, die diesen Prozess weiter voranbringen. —
Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU)

Vizeprisidentin Antje Méller: Von der GRUNEN
Fraktion bekommt nun Frau Dr. von Berg das
Wort.

Dr. Stefanie von Berg GRUNE:* Frau Prasidentin,
meine Damen und Herren! Ich habe mir die Lyrik
Ihrer GroRen Anfrage sehr aufmerksam durchgele-
sen, Frau von Treuenfels. Ahnlich wie bei Frau Du-
den hat sie auch bei mir den Eindruck von schwar-
zen Wolken hinterlassen: Es bestehe die Gefahr,
dass das Niveau sinke, Hamburg habe ein
schlechtes Niveau, Fachleute wirden das bestati-
gen. Sie unterstellen uns immer, ideologisch zu
sein. Als ich das gelesen habe, lag mir der Ver-
dacht aber wirklich sehr nahe, dass die wahren
Ideologen auf dieser Seite sitzen. Sie unterstellen,
Hamburg mache ein schlechtes Abitur und das Ni-
veau sinke hier.

(Anna-Elisabeth von Treuenfels FDP: Das
hat Gberhaupt nichts mit Ideologie zu tun!)

Ihre Unterstellungen sind Uberhaupt nicht belegt,
im Gegenteil, sie sind namlich ganz einfach zu wi-
derlegen. Vielleicht sollten Sie sich einfach einmal
diese wunderbare Studie durchlesen, nicht nur se-
lektiv und ideologisch, sondern tatsachlich auch
einmal, was in der Zusammenfassung steht.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

In dieser Studie ist ndmlich der Jahrgang 2005 mit
den Jahrgadngen 2011 und 2012 verglichen wor-
den. Ich zitiere einmal, was dort zum Beispiel auf
Seite 76 steht:

"Bemerkenswert ist [...], dass die Testbes-
ten des KESS-Jahrgangs in allen untersuch-
ten Kompetenzbereichen insgesamt hdhere
Lernstédnde verzeichnen als die Testbesten
des LAU-Jahrgangs — ein Hinweis darauf,
dass unter den Rahmenbedingungen des
G8 die Leistungsspitze erfolgreich gefordert
werden konnte."

AuRerdem ist auf Seite 77 zu lesen, dass die Abi-
turquote um 67 Prozent gestiegen und dass dieser
Anstieg insbesondere bei Schiilerinnen und Schi-
lern aus bildungsfernen Elternhdusern zu beob-
achten ist.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Das heiRt: Wir haben mehr Bildungsbeteiligung.
Wir haben hdhere Leistungsspitzen. Wir haben ei-
ne gestiegene Abiturquote. Wir haben mehr Bil-
dungsgerechtigkeit. Meine Damen und Herren,
was ist daran bitte schon schlecht? Sagen Sie mir
das. Warum kreiden Sie das an?

(Anna-Elisabeth von Treuenfels FDP: Well
es eine Mogelpackung ist!)

Das ist nicht zu verstehen.

(Anna-Elisabeth von Treuenfels FDP: Doch,
das ist zu verstehen!)

Sie sehen in der KESS-Studie, dass die Kompe-
tenzen in vielen Bereichen sogar besser sind als
2005;

(Anna-Elisabeth von Treuenfels FDP: Und
was sind die Vergleichsarbeiten? Dazu sa-
gen Sie lieber gar nichts!)

in anderen Bereichen muss man gucken. Warum
ist es schlecht, bei unserer stark veranderten
Schilerinnen- und Schiilerschaft, bei der stark ver-
anderten Gesellschaft, wenn wir es sogar schaffen,
die Abiturquote auszuweiten?

Meine Damen und Herren! Das ist die richtige Bil-
dungspolitik. Wir sind auf dem richtigen Weg,

(Anna-Elisabeth von Treuenfels FDP: Das
ist ja ganz was Neues!)

und wir miussen alle unsere Anstrengungen daran
setzen, genau so weiterzugehen, und das macht
unsere Regierung.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Und wenn Sie immer mit lhrem Vergleich mit den
anderen Bundeslandern kommen, muss ich lhnen
sagen, dann schauen Sie sich doch einmal die Be-
volkerung dort an. Sachsen hat einen Anteil von
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Kindern mit Migrationshintergrund von 2 Prozent.
Wir haben 45 Prozent. Schauen Sie einmal, was
fur eine Abiturquote Sachsen trotz dieser Zusam-
mensetzung hat. Die haben 29,4 Prozent. Wir ha-
ben 53 Prozent. 53 Prozent der Schilerinnen und
Schiler schaffen es durch unsere Schulen, durch
unsere Anstrengungen, den hdéchsten Bildungsab-
schluss in der Schule zu erreichen. Das ist ein Bil-
dungsversprechen, meine Damen und Herren. Das
ist genau das, was unser Ziel ist.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Wo sind denn die Spitzennoten, die Sie aus dem
"Spiegel" zitiert haben? Die sind doch nicht in
Hamburg, das stimmt doch nicht. Die sind in ganz
anderen Bundeslandern.

(Karin Prien CDU: Habe ich nicht zitiert!)

Es ist also Uberhaupt kein Abitur light. Sie reden
hier etwas kaputt, was wir mit allen Anstrengungen
versuchen, zu erreichen. Daran hat die CDU (Ubri-
gens einmal mitgewirkt. Die SPD hat mit den GRU-
NEN gemeinsam diesen Faden aufgenommen,
und es ist richtig, dass wir diesen Weg weiterge-
hen. Das Zentralabitur wird einen wichtigen Beitrag
dazu leisten.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Es ist richtig, man muss genau hinschauen. Man
muss sich die Ergebnisse auch genauer anschau-
en.

(Anna-Elisabeth von Treuenfels FDP: Im-
merhin!)

Es ist richtig, es geht nur schrittweise, weil man al-
le Bundeslander mitnehmen muss. Es ist richtig,
man muss in einigen Bereichen auch noch nachar-
beiten, ich denke, vor allen Dingen in Mathematik
und in den Naturwissenschaften. Aber, meine Da-
men und Herren, lassen Sie uns das Hamburger
Abitur nicht kaputtreden. Lassen Sie uns das bil-
dungspolitische Ziel, das wir haben, namlich mehr
Bildungsgerechtigkeit und héhere Leistungsspitzen
zu erreichen, nicht kaputtreden. — Vielen Dank.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Vizeprasidentin Antje Moller: Von der Fraktion
DIE LINKE bekommt nun Herr Dolzer das Wort.

Martin Dolzer DIE LINKE:* Liebe Hamburgerinnen
und Hamburger, liebe Kolleginnen und Kollegen,
Frau Prasidentin!

(Gerhard Lein SPD: Gute Reihenfolge!)
— Ja, nicht wahr? Erst der Blrger, das ist immer
richtig.

(Heike Sudmann DIE LINKE: Und die Burge-
rinnen, meinten Sie! — Vereinzelter Beifall
bei allen Fraktionen)

— Du hast recht, liebe Heike: zuerst die Blirgerin-
nen, dann die Blrger und dann die anderen.

Die Zielrichtung der Anfrage und die Ausflihrungen
von Frau von Treuenfels fiihren unserer Meinung
nach in mehrfacher Hinsicht in eine ziemlich
falsche Richtung. Eine weitere undurchdachte und
schnelle Zentralisierung des Abiturs, insbesondere
unter dem Kriterium der Konkurrenz zu den ver-
meintlichen Vorreitern Bayern und Sachsen, ist
aus unserer Sicht nicht wiinschenswert.

(Michael Kruse FDP: Zentralisierung finden
Sie doch sonst immer gut!)

In Flachenldndern und Stadtstaaten gibt es gravie-
rende regionale Unterschiede bei Bedarfen an For-
derung und Bildungsgestaltung, und das nicht zu
beriicksichtigen, wird die Bildung an den Schulen
nicht qualitativ verbessern.

(Beifall bei der LINKEN)

Es war schon zu meiner Schulzeit so, und es ist
auch heute noch so, es ist nicht anders geworden:
In Bayern wird in der Schule tendenziell weit mehr
auswendig gelernt und, Sie haben es schon sehr
gut beschrieben, abfragbares Wissen gepaukt, das
dann aber auch relativ schnell wieder vergessen
wird. Studien setzen immer Kriterien an, und die
Studien, die Sie zitieren, setzen gerade solche Kri-
terien an, die so ein Wissen ins Zentrum stellen. In
Hamburg und Schleswig-Holstein zum Beispiel
werden tendenziell weit mehr, wenn auch noch im-
mer viel zu wenig, analytische Methoden gelehrt
und insbesondere auch soziale Kompetenz, Tole-
ranz und emotionale Intelligenz geschult. Diese
wichtigen Fahigkeiten sind aber nicht so leicht in
mathematischen Zahlen auszudriicken. Das soll
aber nicht heiRen, dass sie in den Erwagungen,
wie wir Bildung gestalten wollen, nicht bertcksich-
tigt werden sollten. Hier missen wir umdenken.

(Beifall bei der LINKEN)

Klaus Bullan von der GEW sagte sehr richtig, ein
Schulranking sei — ich zitiere —:

"[...] 'vollig Uberflissig und sinnlos. Es ist
Uberhaupt nicht geeignet, die soziale Wirk-
lichkeit einer Schule abzubilden." Aufgrund
ihrer unterschiedlichen Ausgangsbedingun-
gen — Schilerklientel, Lehrer[Innen]versor-
gung,”

—das "Innen" habe ich hinzugefligt —

"Gebaude — seien Schulen nicht so schlicht
miteinander vergleichbar [...]."

Wenn wir das jetzt einmal Ubertragen auf die Ran-
kings, die bundesweit zum Vergleich der Lander
stattfinden, dann ist es dort genauso. Wir haben
vollig unterschiedliche Ausgangsbedingungen. Wir
haben unterschiedliche Lagen, und die missen wir
analysieren und daraufhin sehen, wie wir die Bil-
dung verbessern. Da, finde ich, gehen sowohl die
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Studien, die das sehr kurzfristig und nicht ganzheit-
lich denken, als auch Sie mit Ihrer Anfrage und Ih-
rem Anliegen nicht in die richtige Richtung.

(Beifall bei der LINKEN)

Wenn wir uns eine auch nur etwas differenziertere
Betrachtungsweise anschauen, wie zum Beispiel
die Studie "Bildung auf einen Blick" der OECD
— eine meiner Lieblingsstudien, weil sie unter-
schiedliche Aspekte beleuchtet und dann aus der
Gesamtanalyse ein ganzheitliches Bild ent-
wickelt —, werden wir feststellen, dass wir ganz an-
dere Probleme haben. Diese Probleme haben wir
in Hamburg, aber auch bundesweit; Sie sind schon
ein Stick weit darauf eingegangen, Frau von Berg.
Ja, die Bildungsgerechtigkeit hat etwas zugenom-
men. Aber es ist in Hamburg und bundesweit im-
mer noch ein grofes Manko, dass die Chancen-
gleichheit in der Bildung nicht da ist und Bildung
immer noch abhangig vom Wohnort

(Anna-Elisabeth von Treuenfels FDP: Ja,
eben!)

und der sozialen Herkunft zuganglich ist. Das gilt
auch fir die Abschlisse. Das missen wir andern.

(Beifall bei der LINKEN)

Deshalb bedarf es vollig anderer MaRnahmen, als
der, die Sie aufgebracht haben.

(Anna-Elisabeth von Treuenfels FDP: Was
denn?)

Ich zeige einmal eine Perspektive auf: In den skan-
dinavischen Landern ist die Bildung, und zwar die
Schulbildung und auch die héhere Bildung, so gut
ausfinanziert,

(Anna-Elisabeth von Treuenfels FDP: Ohne
Schulden?)

dass Forderprogramme aufgelegt und genlgend
Lehrerinnen und Lehrer eingestellt sind, sodass
Unterschiede in der Sozialisation, der Herkunft und
der finanziellen Starke der Menschen ausgeglichen
werden. — Herr Kruse, schon, dass Sie das lacher-
lich finden. Ich weil}, auch aus der gestrigen Dis-
kussion, dass Sie einen elitareren Ansatz haben.
Den teile ich bei Weitem nicht. Ich denke — und
das sagt auch die OECD -, es ist das Wichtigste,
dass soziale Gleichheit in der Bildung hergestellt
wird,

(Beifall bei der LINKEN)

und eine weitere Zentralisierung des Abiturs mit
dem Holzhammer wird nicht dazu fihren.

Es ware ein schones Ziel, mit Hamburg dorthin zu
kommen, wo wir in Skandinavien, trotz leichter Ein-
schrankungen, schon lange sind. Das umzusetzen,
dazu fehlt leider bei Rot-Griin der Wille. Es fehlt
der Wille, etwas an der starrkdpfigen Haltung zur
Schuldenbremse zu dndern. Die SPD-Linke hat es
schon vorgemacht: Vielleicht misste man einmal

Vermdgensteuern erheben, vielleicht misste man
Erbschaftsteuern erheben. Ja, man muss umden-
ken. Anstatt in Olympia und Leuchtturmprojekte zu
investieren, missen wir mehr in die Schulen in-
vestieren. Ansonsten kann ich mich in Teilen Frau
von Berg anschlief3en. — Danke.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasidentin Antje Moéller: Herr Dr. Kruse von
der AfD bekommt das Wort.

Dr. Jorn Kruse AfD:* Frau Prasidentin, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen in der Birgerschaft! Ver-
gleichbarkeit von Bildungsabschlissen ist ein zen-
trales, wichtiges Problem. Ich selbst weil3, wovon
ich spreche. Wenn man Volkswirtschaft studiert
und hat eine Drei in Kbéln oder Munster, dann ist
das in aller Regel sehr viel mehr wert als eine Eins
oder Zwei von sehr vielen anderen Universitaten in
Deutschland. Das ist in diesem Fall vielleicht nicht
ganz so schlimm wie in der Schule, weil die Arbeit-
geber haufig wissen, wo ein Abschluss etwas wert
ist und wo er relativ locker vergeben wird. Das ist
in der Schule anders. Hier ist es so, dass haufig
Zugange verschafft werden durch numerische No-
tenvergleiche. Deshalb ist das Zentralabitur eine
eminent wichtige Angelegenheit, und ich bin Frau
von Treuenfels dankbar, dass sie eine, wie ich fin-
de, sehr gute, ausgefeilte Anfrage gestellt hat. Vie-
les von dem, was Sie oder auch Frau Prien in der
Diskussion gesagt haben, kann ich unmittelbar un-
terschreiben. Ich finde sogar in weiten Teilen die
Antwort des Senats ganz gut, weil man daran
merkt, dass sie sich Mihe geben, im Detail klarzu-
machen, wie sie es tun. Nur finde ich die politi-
schen Schlussfolgerungen etwas kurz gesprungen,
denn wir haben das Zentralabitur nicht einmal fur
fast alle Facher wirklich in Planung, und wir haben
auch nicht in Planung, generell das Abitur als Zen-
tralabitur zu gestalten. Das sollte unbedingt ge-
macht werden.

Nun habe ich eben die Anfrage und vor allen Din-
gen ihre Beantwortung gelobt. Das gilt nur bis Sei-
te 6. Auf Seite 7 wird es, darauf mochte ich hinwei-
sen, eine Katastrophe. Die FDP fragt an dieser
Stelle, ob man stichprobenartig Klausuraufgaben
in anderen Bundeslandern habe korrigieren las-
sen. Das finde ich extrem vorsichtig formuliert. Der
Senat antwortet, nein, das werde nicht gemacht,
weil dadurch die Bearbeitungszeiten der Lehrer
weiter verklrzt wirden. Das ist wirklich lacherlich.
Die Bearbeitungszeit wirde doch nur um die Zeit
verkurzt, die es braucht, um eine Abiturarbeit von
Hamburg nach Leipzig oder von Bremen nach
Nurnberg zu schicken, oder, alternativ gesprochen,
so lange, wie eine Sekretarin braucht, um die Ar-
beit einzuscannen und riberzumailen. Es ist abso-
lut 1acherlich, mit dem Zeitargument zu operieren,
und es ist klar ersichtlich, dass der Senat das ge-
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macht hat, um auf irgendeine Weise ein legitimes
Anliegen abzubugeiln.

Eigentlich sollten wir grundséatzlich immer anonymi-
sierte Priifungen haben, die nicht im gleichen Bun-
desland korrigiert werden, sondern in allen Bun-
deslandern, verteilt nach einem stochastischen
Verfahren, sodass man wirklich eine adaquate,
bundesweit vergleichbare Bewertung hat. Denn es
ist natlrlich immer so, dass ich, wenn ich als Leh-
rer meine eigenen Schiler bewerte, mit schlechten
Noten auch ein wenig mich selbst und das Land, in
dem ich operiere, schlecht bewerte. Hinter den Be-
wertungen steckt dann gar keine betriigerische Ab-
sicht, sondern das ist ganz nattrlich. Das ist immer
ein Problem, wenn solche Vergleiche vorgenom-
men werden, und ich glaube, das kann man ver-
meiden, indem man es bundesweit macht. Ich wir-
de erst dann glauben, dass Hamburg im Bundes-
vergleich konkurrenzfahig ist, wenn bei bundeswei-
ten Prifungsvorgaben und Durchsichtkategorien
herauskommt, dass die Hamburger konkurrenzfa-
hig — und ich hoffe sogar, Uberdurchschnittlich —
sind. Aber, wie gesagt, darauf kommt es noch an.

(Beifall bei der AfD)

Als Letztes komme ich zu einem Punkt, wo ich ein
klein wenig Wasser in den Wein giel3e, den ich
selbst produziert habe: Man kann mit zentralen
Priafungen nicht alle Fahigkeiten gleichermalien
gut abprufen. Ich meine nicht nur Teaching to the
Test, das ist immer ein Problem, ich meine, dass
man auf diese Weise natirlich vorrangig Fakten-
wissen prift und nicht das, was mit dem klassi-
schen deutschen Bildungsideal gemeint ist, einem
Bildungsideal Ubrigens, das als Erfolgsmodell um
die Welt gegangen ist. Das klassische Humboldt-
sche Bildungsideal in der Schule heif3t: Wir wollen
nicht nur Fakten beibringen, wir wollen die Leute
auch zu muandigen, kritikfahigen Birgern erziehen.
Das sollte die Schule in jedem Fall auch tun. Wir
sollten nicht, wie viele andere Lander, nur die Fak-
tenkenntnis abprifen und daraus am Ende eine
Note machen, die Uber den weiteren Bildungsgang
entscheidet. Aber das kdnnte man relativ einfach
machen, indem man auf dem Abiturzeugnis aus-
weist: Folgende Noten sind entstanden aus zentra-
len, bundesweit einheitlichen Fragestellungen und
Bewertungen, und folgende Noten sind von Leh-
rern vergeben worden, die die Schiiler langere Zeit
kennen und eine andere Kategorie abprifen, nam-
lich den Schiiler als Bildungsburger oder kritikfahi-
gen Birger. Man kann also beide Kategorien im
Abiturzeugnis nebeneinanderstellen, aber man
sollte auf jeden Fall mit dem Zentralabitur so weit
vorangehen wie irgend moglich. Deshalb wird mei-
ne Fraktion dem Antrag der FDP-Fraktion zustim-
men.

(Beifall bei der AfD)

Vizeprasidentin Antje Moller: Das Wort bekommt
nun Senator Rabe.

Senator Ties Rabe:* Frau Prasidentin, meine sehr
verehrten Damen und Herren! Wenn wir gemein-
sam das Schulsystem verbessern wollen, dann
missen wir in der Tat kritisch und genau hinsehen,
aber wir sollten auch in der Kritik objektiv und ehr-
lich bleiben. Dazu zahlt, Geriichten und Vorurteilen
zumindest zu misstrauen, statt sie zu wiederholen.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Uber das Hamburger Abitur wird seit sehr langer
Zeit herablassend gesprochen. Das war schon so,
als ich in Schleswig-Holstein zur Schule ging, und
das ist mittlerweile Uber 40 Jahre her. Diese Ge-
richte halten sich hartnackig, obwohl sich in einem
halben Jahrhundert eigentlich nie jemand bemdiht
hat, wirklich einmal zu Uberprifen, ob sie stimmen.
Vor Kurzem erschien — ich freue mich, dass eben
darauf hingewiesen wurde — ein Vergleich der Abi-
turnoten der Bundeslander. Und siehe da, die an-
geblich nachgeworfenen, supereinfachen Spitzen-
noten gab es in ganz anderen Bundeslandern.
Hamburgs Abiturnoten waren vergleichsweise
streng und lagen im unteren Mittelfeld. Das ist ein
Hinweis, dass wir vorsichtig sein sollten mit unse-
ren Vorurteilen.

Genauso ist es mit einem anderen Gerucht, und
zwar diesem: Schule wird angeblich jedes Jahr
leichter — ein Vorwurf Gbrigens, der uralt ist. Das
wissen wir alle. Sophokles hat ihn schon erhoben,
und in der Weimarer Republik hat man das Schul-
system in Grund und Boden geredet, weil man
sagte, es sei zu Kaisers Zeiten viel besser gewe-
sen. Auch hier haben wir eigentlich keine Beweise
dafir — jedenfalls keine, die redliche Schulpolitiker
anfihren sollten —, dass es immer leichter wird und
man alles nachgeworfen bekommt.

Ich bin meiner Kollegin Frau von Berg ausgespro-
chen dankbar dafiir, dass Sie noch einmal auf die-
se Studie hingewiesen hat. Die ist nicht ganz trivi-
al, auch wenn sie in der Offentlichkeit eine Zeitlang
sehr temperamentvoll diskutiert wurde. 2005 wurde
allen Hamburger Abiturienten ein wissenschattli-
cher Test vorgelegt, den sie mehrere Stunden lang
— ich meine, es waren finf Stunden — ausflllen
mussten. Dieser Test wurde anschlielRend unter
Verschluss gehalten, sieben Jahre lang. Dann wur-
de er sieben Jahre spater noch einmal den Abituri-
enten vorgelegt, und es wurde genau geschaut,
wie gut diese denn nun eigentlich sind. Das Ergeb-
nis war spannend: Die Kompetenzen, die von die-
sem universitaren Test festgestellt worden sind,
waren exakt die Gleichen. Der Durchschnitt ist der
Gleiche geblieben. Aber eine Sache war sehr un-
terschiedlich: Beim zweiten Testdurchlauf haben
anderthalbmal mehr Schilerinnen und Schiler mit-
geschrieben. Es sind also ganz viele Schulerinnen
und Schiler dazugekommen, und trotzdem haben
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sie dieses Niveau erreicht. Das hat bei Bildungs-
wissenschaftlern, die die Sache ernsthaft verfol-
gen, fur groRe Aufmerksamkeit gesorgt. Daran
konnte man sehen — eigentlich ein klarer Beweis —:
In guten Schulen werden mehr Schiler klug. Des-
halb bedeuten mehr Abiturienten keineswegs auto-
matisch einen Niveauverlust, es kann sein — dieser
Test zeigt es uns sogar —, dass die Schilerinnen
und Schiler wirklich tlichtiger geworden sind. Auch
das sollten wir bei unseren vielen Vorurteilen be-
ricksichtigen, bevor wir zu den wichtigen
Schlussfolgerungen kommen.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Aber auch, wenn wir vorsichtig sein und genau hin-
schauen sollten, bin ich mit Ihnen einer Meinung:
Das Abitur ist der héchste deutsche Bildungsab-
schluss, es ist Bildungsversprechen. Viele Men-
schen streben es an und wollen es unbedingt er-
reichen. Deswegen haben wir die Verpflichtung,
daflir zu sorgen, dass dieses Bildungsversprechen
eingehalten wird. Ich will lhnen ganz offen sagen:
Ich will in Hamburg kein leichteres Abitur als in den
anderen Bundeslandern, ich will, dass unser Abitur
millimetergenau so schwer oder leicht ist wie in
Schleswig-Holstein, Sachsen oder Bayern. Denn
dieses Bildungsversprechen, das mit dem Abitur
verbunden ist, wollen und missen wir auch in
Hamburg einhalten. Das, glaube ich, eint uns in
dieser Debatte.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN —
Anna-Elisabeth von Treuenfels FDP: Ja,
sehr gut!)

Deshalb haben wir uns auf den Weg gemacht und
drei Schritte umgesetzt, um hier voranzukommen.

Der erste Schritt ist, dass wir versuchen, erst ein-
mal in Hamburg gleiche MaRstabe einzufihren. In
der KMK wird haufig tber den Wunsch nach einem
Zentralabitur geredet, und Fachleute schmunzeln,
weil man den vielen Kritikern eigentlich sagen
musste: lhr habt recht, es wird vermutlich Unter-
schiede geben, aber diese Unterschiede sind
manchmal in ein und demselben Bundesland viel
groRer als zwischen den Bundeslandern. Wer ga-
rantiert denn wirklich, dass das Abitur in Augsburg
und Nurnberg oder in Hamburg-Eppendorf und
Hamburg-Eidelstedt das gleiche ist? Diese Unter-
schiede sind genauso ungerecht, und deswegen
haben wir — es wurde darauf hingewiesen — vor ei-
nigen Jahren gesagt, das Zentralabitur in Hamburg
musse erst einmal gleich sein, und wir haben es
erweitert von den urspriinglichen Kernfachern auf
27 Schulfacher, denn unser Ziel ist klar: Hamburgs
Eltern und Schuler sollen sich darauf verlassen,
dass das Abitur Uberall ein gutes Abitur ist, in Wil-
helmsburg genauso wie in Wellingsbittel und am
Gymnasium genauso wie an der Stadtteilschule.
Wir wollen, dass die Blrgerinnen und Blrger wis-
sen, die beste Schule liegt um die Ecke, und da
muss man nicht durch die ganze Stadt fahren, son-

dern wir haben Uberall ein Bildungsversprechen,
und das wollen wir einhalten, meine Damen und
Herren.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Der nachste Schritt war die Angleichung des Ham-
burger Abiturs an bundesweite Mal3stédbe. Den ers-
ten Schritt Ubrigens, das will ich neidlos zugeste-
hen, habe gar nicht ich gemacht, sondern Bil-
dungssenator Wersich. Wer sich nicht erinnert, er
war tatsachlich vier Monate Schulsenator, und er
ist damals einer Vereinbarung von sechs Bundes-
landern beigetreten mit dem Ziel, dass diese sechs
Lander ein gemeinsames Abitur machen. Das wa-
ren damals Ubrigens alles CDU-regierte Lander.
Doch nach dem Regierungswechsel habe ich ge-
sagt, dass ich das richtig finde, und wir haben die-
sen Kurs fortgesetzt. Dabei ist es auch gelungen,
viele SPD-Kollegen zu lberzeugen, denn heute
haben diese sechs CDU-Lander, die damit gestar-
tet sind, in vier Fallen eine SPD-Regierung, und ich
glaube, das ist vielleicht auch ein Hinweis darauf,
dass dieser Regierungswechsel zeigt, wem die
Menschen in Sachen Bildungspolitik durchaus Zu-
trauen entgegenbringen.

Ich meine, dieses Abitur ist aber ein richtiger
Schritt, und anders als Frau von Treuenfels es
deutlich macht, haben wir es schon einmal ge-
schrieben. lhre schwarzen Wolken haben sich da
nicht bestatigt, sondern die Schilerinnen und
Schiler haben es gut bestanden, und sie haben
auch den zentralen Teil, den wir mit Sachsen, Bay-
ern und Niedersachsen gleich hatten, ordentlich
absolviert. Deswegen sollten wir hier nicht bange
sein und sagen, dass wir das nicht machen kén-
nen, sondern dass wir weitere Schritte unterneh-
men wollen. Diese Schritte sind dann letztlich die
dritte Stufe, und hier geht es um das bundesein-
heitliche Abitur. Ich bin froh dariber, dass Sie dar-
auf hingewiesen haben, dass es tatsachlich — zwar
nicht ausschliellich, aber auch erheblich — meine
Anstrengung gewesen ist, die dazu gefiihrt hat,
diesen bundesweiten Aufgabenpool einzufihren.
Dort sollen nur Aufgaben hineinkommen, die ei-
nem bundesweiten Lernstand entsprechen, und
sie werden von Wissenschaftlern und Schulexper-
ten getestet, nicht von Hamburgern, sondern von
einer Kommission, die sich das genau anschaut.
2017 sollen die Bundeslander diesen Aufgaben-
pool dann zur Grundlage machen.

Das, meine Damen und Herren, ist ein bedeuten-
der Schritt, und ich glaube sogar, einer der bedeu-
tendsten Schritte der Kultusministerkonferenz
Uberhaupt, wenn es darum geht, landereinheitliche
Anforderungen durchzusetzen. Nie zuvor wurden
so umfassend echte Prifungsaufgaben ausge-
tauscht. Der mutige Schritt der KMK wird nicht klei-
ner dadurch, dass Sie auf die vielen — ich raume
es ein — Hintertlren hinweisen. Die gibt es, und ich
will sie auch ehrlich nennen. Die Lander kdnnen
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mitmachen, aber sie missen nicht mitmachen. Es
stimmt, sie kdnnen sich aus dem Pool das Passen-
de aussuchen, wenn sie denn wollen. Es stimmt
auch, dass sie diese Aufgaben sogar noch einmal
geringflgig nachmodifizieren kdnnen, und ich rau-
me auch ein, dass diese Poollésung zunachst nur
die Kernfacher im schriftlichen Abitur betrifft. Viele
andere Elemente des Abiturs sind nicht geregelt.
Aber ich sage lhnen auch: Kluge Politiker wissen,
wer alles auf einmal will, der bekommt gar nichts.
Entscheidend ist, dass man Prozesse anstofdt, Din-
ge in Bewegung setzt und diese Bewegung dann
auch wachsam in die richtige Richtung lenkt.

(Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg
Ubernimmt den Vorsitz.)

Und dass wir die richtige Richtung eingeschlagen
haben, zeigt sich schon jetzt, denn viele der Hinter-
tirchen werden nicht ge6ffnet werden. Es zeichnet
sich schon jetzt ab — es wurde darauf hingewie-
sen —, dass elf Bundeslander, vielleicht sogar noch
mehr, an ein und demselben Tag in demselben
Fach dieselben Aufgaben ziehen — dieselben und
nicht irgendwelche anderen. Vielleicht werden es
sogar noch mehr, und daran merkt man, dass hier
eine Bewegung im Gange ist, die, so glaube ich,
noch lange nicht zu Ende ist und die in die richtige
Richtung geht. Dass dieser Schritt schon beim ers-
ten Mal gelingen konnte, zeigt, dass die vielen
Wenn und Aber sich gar nicht realisieren und wir
zuversichtlich sein sollten, dass dieser Prozess
vernunftig weitergeflhrt werden kann.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Ich komme zum Schluss. Wer nun leichtfertig for-
dert, dass wir viel mehr machen muissten und das
viel schneller und die Gemeinsamkeiten Gbermor-
gen kommen mussten, der Ubersieht zwei Dinge:
erstens die Vielfalt von 16 Bundeslandern und
2500 Oberstufen in Deutschland. Jeder Kultusmi-
nister ist klug beraten, sich genau anzuschauen, in
welchem Tempo wir hier vorgehen, denn diese
Vielfalt der letzten 70 Jahre kdnnen wir nicht mit ei-
nem Federstrich mal eben in einem Jahr andern.
Da hangen viele, viele Schilerinnen und Schiiler in
diesem System, und das ist der zweite Punkt:
Schulpolitik ist immer eine Operation am offenen
Herzen. Wenn da auch nur ein Fehler passiert,
dann sind 200 000 Abiturarbeiten 2017 mit ganz
schwierigen Noten behaftet, und was machen wir
dann? Deswegen sage ich klipp und klar: Mit der
Schulpolitik spielt man nicht herum, hier geht Sorg-
falt vor Geschwindigkeit. So handeln wir, und das
ist der richtige Weg. — Vielen Dank fir die Auf-
merksamkeit.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank, Herr Senator. — Das Wort hat Frau von
Treuenfels von der FDP-Fraktion.

Anna-Elisabeth von Treuenfels FDP:* Sehr ver-
ehrter Herr Prasident, meine Damen und Herren!
Ich bin erstaunt, Herr Rabe, und ich werde Sie na-
turlich auf lhr Versprechen festnageln. Ich freue
mich sogar daruber, das will ich neidlos sagen,
dass wir fast gleich zu denken scheinen. Wenn Sie
das auch wirklich einhalten mégen und die Hinter-
turchen, die es gibt und die keiner verkennen
kann, definitiv nicht 6ffnen, dann ware das fir mich
eine sehr groRe Freude und firr die Abiturienten
vor allen Dingen das Bildungsversprechen, das Sie
ihnen hier kredenzen.

Dennoch mdchte ich noch einmal etwas zu meinen
Vorrednern sagen. Zu Frau von Berg — nein, dazu
sage ich einfach mal nichts, weil mir das ehrlich
gesagt zu verquer war. Ich méchte mich auf Frau
Duden beziehen. Sie sagen, wir malen schwarze
Wolken an den Himmel. So kann man die Oppositi-
on natlrlich immer ein bisschen totmachen. Wir
dirfen nicht kritisch sein, das héren wir &fter von
der SPD, dann wiirde das alles zu kritisch sein, wir
wirden die Schulen, die Lehrer und alles andere
so wahnsinnig schlechtreden, und das wiirde dann
alles ganz problematisch sein. Das haben wir
schon immer so erlebt. Wir machen das deswe-
gen, weil wir uns wirklich Sorgen machen und weil
ich definitiv sehr viele Studenten kenne, die mir ge-
nau das erzahlt haben. Das habe ich nun auch
selbst gehort. Die sa’en namlich in der Universitat
und konnten im Mathekurs einfach nicht mehr mit-
halten. Das haben sie bestimmt nicht deswegen
gesagt, weil sie hier so unglaublich gut ausgebildet
worden sind. Wenn wir hier eine Riesenmasse von
Abiturienten heranziehen, die alle ein super Abi
haben, dann hért sich das richtig gut an, aber
wenn die nachher in der Universitat sitzen, Frau
Duden, und das nicht kénnen, dann tragen wir alle
ein Stick Verantwortung dafir. Das ist keine
schwarze Wolke, das ist eine Warnung, und die
Warnung geht an uns alle. Daran muissen wir ar-
beiten, und da gibt es bestimmte MaRnahmen, die
durchgezogen werden mussen. Und wenn Sie,
Herr Rabe, diese MalRnahmen, einfach mehr Qua-
litatsoffensiven, wirklich durchziehen, dann freuen
wir uns, aber tun Sie es bitte auch. Verstehen Sie
das als Warnung und nicht als Schlechtgerede
oder Zweifel an der Bildungspolitik. Tun Sie es ein-
fach, und dann kann es sein, dass es noch einmal
gutgeht.

Zweitens: Das Thema Bildungsgerechtigkeit ist so
ein schwammiges Thema, Uber das alle gern re-
den. Jeder versteht, wie man sieht, etwas anderes
darunter. Bildungsgerecht kann man es bestimmt
nicht nennen, wenn man sich das Beispiel dieser
Prasentationen anschaut. Haben Sie Kinder in die-
sem Alter, wissen Sie eigentlich, wie durch Prasen-
tationen mindliche Prifungen ersetzt werden?
Wissen Sie, was dann in solchen Vororten zum
Beispiel passiert? Daflir wird einfach professionelle
Hilfe eingeholt. Finden Sie das bildungsgerecht?
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Meinen Sie wirklich, es kann bildungsgerecht sein,
wenn Kinder aus anderen Stadtteilen — ich mochte
jetzt das Wort bildungsfern vermeiden — sich das
nicht leisten kdnnen? Wie blind sind Sie eigentlich,
glauben Sie das wirklich? Das ist natlrlich nicht
der Fall. Allein dieses kleine Beispiel zeigt schon,
Bildungsgerechtigkeit ist eine Sache, die sollte
man wirklich ernst nehmen und nicht nur davon
sprechen. Und wenn wir davon sprechen und Sie
sagen, wir waren irgendwie elitar, dann ist das ein-
fach nur billig, und darauf gehe ich gar nicht mehr
ein. — Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP, bei Karin Prien CDU
und Dr. J6rn Kruse AfD)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank, Frau von Treuenfels. — Mir liegen nun keine
weiteren Wortmeldungen vor.

Dann stelle ich fest, dass wir von der Drucksache
21/904 Kenntnis genommen haben.

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 20, Drucksa-
che 21/1453, Antrag der AfD-Fraktion: Keine ver-
deckten Steuererhdéhungen fir den Birger: Solida-
ritatszuschlag planmafig abschaffen!

[Antrag der AfD-Fraktion:

Keine verdeckten Steuererh6hungen fiir den
Burger: Solidaritatszuschlag planmaRig ab-
schaffen!

— Drs 21/1453 -]

Wer winscht das Wort? — Herr Dr. Wolf von der
AfD-Fraktion, Sie haben es.

Dr. Alexander Wolf AfD:* Sehr geehrtes Prasidi-
um, sehr geehrte Kollegen, verehrte Gaste auf den
Rangen! Wir beklagen in diesem Hohen Hause im-
mer wieder mangelnde Wahlbeteiligung. Derent-
wegen gibt es nun sogar einen eigenen Aus-
schuss, der sich um die Steigerung der Attraktivitat
der Birgerschaft und damit der Politiker kiimmern
soll. Einer der wesentlichen Faktoren fir diese Ent-
wicklung ist aber die mangelnde Glaubwirdigkeit
der Politiker. Es mag dahingestellt sein, ob dieses
Geflihl, dieses Urteil in groRen Teilen des Volkes
immer gerecht ist — in diesem Fall, im Fall des Soli-
daritdtszuschlages, ist es allerdings nachweislich.
Eingefuhrt wurde er, um die schrottreifen Hinterlas-
senschaften des Sozialismus auf deutschem Bo-
den zu lindern, welche die SED, die Vorgangerpar-
tei unserer LINKEN hier, zu verantworten hat. Ein-
geflhrt wurde er also, um die deutsche Einheit als
zeitlich begrenzte Aufgabe gemeinsam und solida-
risch anzugehen. Zwar hatte Altkanzler Helmut
Kohl den Deutschen zuvor versprochen, dass die
deutsche Einheit ohne Steuererhéhungen zu finan-
zieren sei, doch hatte sich wohl selbst ein burgerli-

cher Politiker wie Helmut Kohl nicht vorstellen kon-
nen, was 40 Jahre Sozialismus kosten konnen.

Nun sind wir 25 Jahre weiter. Stra3en und Brlicken
sind gebaut, Hauser saniert, Unternehmen in die
Marktwirtschaft Gberfihrt, Fahrradwege und Alleen
angelegt. Manches Unniitze und viel Richtiges
wurde getan. Seit Jahren aber sind die Ausgaben
fur den Aufbau Ost beziehungsweise den Solidar-
pakt deutlich geringer als die aus dem Soli gene-
rierten Einnahmen. Mit insgesamt rund 338 Milliar-
den Euro - ich wiederhole, 338 Milliarden Euro —
wird der Steuerzahler zwischen 1990 und 2019, so
das vereinbarte Ziel und Ende des Solis, zur Kasse
gebeten worden sein. Von den Versprechungen,
dass dieser Zuschlag auf die Einkommensteuer
nur zeitweise erhoben werden soll, ist allerdings
nicht mehr viel da. Was noch da ist, ist der Soli.

Das erinnert an die Schaumweinsteuer, besser be-
kannt als Sektsteuer. Die Sektsteuer wurde 1902
vom Reichstag zur Finanzierung der kaiserlichen
Kriegsflotte eingefiihrt, erhoben wird sie indes bis
heute — ein bekanntes Beispiel, und man kdnnte
einige andere anflhren, fir Abgaben, die zu einem
bestimmten Zweck eingefuihrt worden sind, aber
nach Wegfall des Zwecks dennoch beibehalten
werden. Soll aus dem Soli wirklich eine zweite
Sektsteuer werden? Sollen mit dem Soli erneut
— und ich formuliere das jetzt so — Biirger ge-
tduscht werden? Eine neue Masche sind die wohl-
feil klingenden Ersatzbegriindungen der Politiker,
um sich die Abgabe weiterhin zu sichern, sei es
Soli West, sei es Infrastrukturabgabe oder, ganz
neu, Flichtlings-Soli. Das macht die Sache nicht
besser. Gegen eine jede derartige Umwidmung
spreche ich mich mit aller Entschiedenheit aus.
Wenn die Politik der offenen Grenzen, um es sach-
lich und ohne alle Scharfe zu formulieren, Milliar-
den kostet, dann sollen die Politiker das auch ihren
Wahlern klar sagen.

(Beifall bei der AfD)

Was aber nicht geht, ist, durch eine Umwidmung
des Solis Derartiges zu kaschieren. Das ist eine
neue Steuer, quasi durch die Hintertir, und das ist
unaufrichtig.

(Beifall bei der AfD)

Meine Damen und Herren, die Steuereinnahmen
sprudeln — fast kénnte man sagen, wie verrickt.
Gleichzeitig ist gerade die leistungs- und aufstiegs-
willige Mitte unserer Gesellschaft steuerlich Gber
die MaRen belastet. Gerade wer als Meister, als
Vorarbeiter oder als Abteilungsleiter mehr Verant-
wortung Ubernimmt, sieht nur noch einen Bruchteil
seiner Lohnerhdhung netto auf seinem Konto,
wenn Uberhaupt. Halten wir als Politiker Wort, tun
wir etwas fir die Glaubwirdigkeit der Politik, ma-
chen wir das ordnungspolitisch Richtige und schaf-
fen wir den Soli ab. — Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)
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Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank, Herr Wolf. — Das Wort hat Herr Quast von
der SPD-Fraktion.

Jan Quast SPD:* Herr Prasident, meine Damen
und Herren! Ich mdchte mich auf drei Anmerkun-
gen beschranken. Erstens: Die Bundesregierung
und die Landerregierungen verhandeln gerade die
Bund-Lander-Finanzbeziehungen, wie sie sich ab
2020 gestalten sollen, neu. Eine Rolle dabei spielt
auch der Solidaritatszuschlag. Insofern halte ich es
nicht fir notwendig, dass wir jetzt hier dazu eine
Position fassen.

Zweitens: Die Schuldenbremse gilt nach wie vor.
Gleichzeitig stehen die Lander und der Bund in
den nachsten Jahren vor groRen Herausforderun-
gen. Ich nenne nur Investitionsnotwendigkeiten in
Bildung, Infrastruktur und anderes. Auch das The-
ma Flichtlinge wird uns noch lange begleiten. Und
es gilt, dass wir die Schulden abbauen wollen, weil
die Zinsentwicklung, so wie sie sich heute darstellt,
kiinftig auch mehr Anforderungen an uns stellen
wird.

Drittens: Steuersenkungen auf Basis von Progno-
sen zu beschliel3en, halte ich fir kurzsichtig und
gefahrlich. Die Prognosen mogen fur die nahere
Zukunft zutreffen, was aber 2020 der Fall sein
wird, auch angesichts der Konjunkturentwicklung,
steht vollkommen in den Sternen. Deswegen leh-
nen wir den Antrag ab.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank, Herr Quast. — Das Wort hat Herr Kleibauer
von der CDU-Fraktion.

Thilo Kleibauer CDU:* Herr Prasident, meine Da-
men und Herren! Wir haben auch an dieser Stelle
schon einmal Uber den Solidaritatszuschlag disku-
tiert, insofern muss man das in der Tat nicht ganz
ausgiebig machen. Sicherlich ist der Solidaritatszu-
schlag nicht das, was jeden Steuerzahler so er-
freut, und auch wir sind grundsatzlich dafiir, dass
es nach 2019 eine Abbauperspektive gibt, wobei
es unredlich ware zu sagen, das gebe es in einer
Stufe und in einem schnellen Schritt. Ich mdchte
zwei Punkte anmerken, die Herr Quast in anderen
Worten vielleicht auch ausgefuhrt hat. Erstens ist
es gerade in dieser Zeit wirklich sehr bemerkens-
wert, wenn uns jemand einen Antrag vorlegt, der fi-
nanziert werden soll mit der Steuerschatzung fir
das Jahr 2019. Wir alle kennen die Steuerschat-
zungen. Daraus kann man fiurs laufende und firs
nachste Jahr vielleicht etwas Genaueres ableiten,
fur die drei Jahre danach ist es eine einfache Fort-
schreibung nach oben, und in der Regel kommt
dazwischen noch einmal eine tiefe Konjunkturdelle.
Also ist es vollig unsolide, von Steuermehreinnah-

men im Jahr 2019 auszugehen und dazu jetzt ein-
mal eben Beschliisse zu fassen.

Zweitens, und auch da muss ich Herrn Quast zu-
stimmen, gibt es Gesprache Uber die Bund-Lan-
der-Finanzbeziehungen. Es gibt im Ubrigen mo-
mentan auch Gesprache ber andere Steuerarten,
Stichwort Erbschaftsteuer, das haben wir auch
schon diskutiert. Auch das muss man natdrlich im
Zusammenhang sehen, und auch da macht es kei-
nen Sinn, hier Einzelteile herauszupicken. Gerade
wir als Stadtstaat missen doch ein grofRes Interes-
se daran haben, dass das Thema Landerfinanz-
ausgleich und Bund-Lander-Finanzbeziehungen
vernlinftig geregelt wird. Da haben wir in der Ver-
gangenheit als Stadtstaat gute Lésungen gefun-
den, und das sollten wir auch dieses Mal tun und
da die Interessen Hamburgs wahren. — Herzlichen
Dank.

(Beifall bei der CDU)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank, Herr Kleibauer. — Das Wort hat Herr Mdiller
von der GRUNEN Fraktion.

Farid Miiller GRUNE:* Herr Prasident, meine Da-
men und Herren! Herr Kleibauer, da sind wir heute
einmal einer Meinung. Ich finde auch, dass der Pe-
titumspunkt 1 des Antrags, in dem der Senat auf-
gefordert wird, sich auf Bundesebene fir die er-
satzlose Abschaffung des Solidaritatszuschlags
parallel zum Auslaufen des Solidarpakts Il einzu-
setzen, auf keinen Fall unsere Mehrheit erhalt. Die
Begriindung dafir ist ganz einfach und schlicht: Es
ist hier schon mehrmals gesagt worden, dass die
Bund-Lander-Finanzbeziehungen momentan neu
geordnet werden. Der Solidaritatszuschlag ist eine
Bundessteuer, und ich glaube, wir haben alle ein
Interesse als Lander und als Kommunen — wir sind
ja beides —, dass wir erst einmal abwarten, was da-
bei herauskommt. Und wie sich der Solidaritatszu-
schlag dann entwickelt, werden wir mit dem Bund
gemeinsam besprechen. Eines ist aber doch klar:
Die Finanzbedurfnisse der Lander haben sich in
den vergangenen Monaten schlagartig verandert.
Deswegen ist es nicht im Interesse von Hamburg,
den Senat so etwas auf Bundesebene bewegen zu
lassen. Das ist die Meinung meiner Fraktion und
ich hoffe, auch der Mehrheit des Hauses. — Danke.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank, Herr Mdller. — Das Wort hat Herr Hackbusch
von der Fraktion DIE LINKE.

Norbert Hackbusch DIE LINKE:* Herr Prasident,
meine Damen und Herren! Die Aufgaben, die wir
momentan in dieser Stadt und diesem Gemeinwe-
sen zu erfullen haben, wachsen kraftig an. Das
sieht jeder, der die Situation hier gegenwartig be-



884 Burgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg - 21. Wahlperiode - 14. Sitzung am 16. September 2015

(Norbert Hackbusch)

trachtet. Ich sehe im Augenblick keine Mdglichkei-
ten, grofle Steuererleichterungen beschlielen zu
kénnen, und ich halte solche Forderungen, wie Sie
sie jetzt ausgefihrt haben, auch in der Form fir
wohlfeil. Wir brauchen mehr Geld, um bestimmte
Aufgaben in dieser Gesellschaft gegenwartig zu 16-
sen. DIE LINKE hat dafir etliche Vorschlage ge-
macht. Herr Kleibauer hat ein Moment davon
schon angesprochen, die Frage der Erbschaftsteu-
er. Wir meinen auch, dass das Vermdgen in dieser
Stadt und in diesem Land insgesamt starker heran-
gezogen werden sollte. Das ist die richtige Rich-
tung, um das zu diskutieren, und nicht dieser Vor-
schlag. — Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank, Herr Hackbusch. — Das Wort hat Frau Su-
ding von der FDP-Fraktion.

Katja Suding FDP: Herr Prasident, sehr geehrte
Damen und Herren! Liebe Kollegen von der AfD,
was Sie hier heute fordern und zur Debatte ange-
meldet haben, haben wir ziemlich genau in der
Form schon vor einigen Monaten beantragt. Es ist
nicht besonders originell, wenn Sie das heute noch
einmal tun, aber es macht Ihre Forderung natrlich
nicht falsch. Die Fakten ganz kurz: Wir haben eine
historisch gute Haushaltssituation. Wir haben sehr
hohe Steuereinnahmen, in diesem Jahr (ber
40 Milliarden Euro mehr als prognostiziert. Wir ha-
ben sehr niedrige Zinsen, das entlastet den Haus-
halt um circa 23 Milliarden Euro, belastet aber die
Sparer natirlich auf der anderen Seite, und daher
wird es Zeit, wenigstens den Soli abzuschaffen.
Man kann auch gar nicht oft genug daran erinnern,
dass es das Versprechen der gesamten deutschen
Politik war, den Solidaritatszuschlag gekoppelt an
den Aufbau Ost zu erheben, und das heil’t, wenn
der Solidarpakt endet, dann muss auch der Soli
auslaufen. Jetzt heiRt es eben, Wort halten, Soli
abschaffen, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der FDP und der AfD)

Wir muissen aber flurchten, und das haben auch
die Redebeitrage hier gezeigt, dass es anders
kommt. Die Bundesregierung will den Soli langsam
und nur schrittweise senken und dann auch erst im
Jahr 2019/2020 damit beginnen. Das heil’t nichts
anderes, als dass von dem Versprechen, das ins-
besondere die Union gegeben hat, keine Steuern
zu erhdhen, nichts mehr Ubrig bleiben wird. Das
Ruckrudern beim Abbau der kalten Progression
war damals schon der erste Bruch dieses Verspre-
chens, und jetzt kommt eben der nachste, die Bei-
behaltung des Solis Uber das Ende des Solidar-
pakts hinaus.

Meine Damen und Herren, ich sage |Ihnen aber
auch sehr klar, wenn eine Entlastung vereinbart ist,
aber dann vertagt wird, dann ist das nichts ande-

res als eine Steuererhéhung. CDU und CSU bilden
mittlerweile mit der SPD, den GRUNEN und den
LINKEN ein Kartell der Steuererhoher.

(Beifall bei der FDP und der AfD)

Als FDP-Fraktion haben wir bereits im Februar
einen konkreten Vorschlag gemacht, wie der Soli
stufenweise abgebaut werden kann. Ab 2016, so
haben wir vorgeschlagen, sollen zuerst die Bezie-
her kleiner Einkommen profitieren, die bei einem
Bruttojahreseinkommen von unter 50 000 Euro
den Soli nicht mehr zahlen missen. Im Jahr 2017
sinkt der Satz von 5,5 Prozent auf 2,5 Prozent, und
2020 kann der Zuschlag dann ganz entfallen. Die
Birger wurden damit um 16 Milliarden Euro entla-
stet werden, und das ist aus unserer Sicht der rich-
tige Weg. — Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
AfD)

Vizepréasident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank, Frau Suding. — Mir liegen nun keine weite-
ren Wortmeldungen vor, dann kommen wir zur Ab-
stimmung.

Wer méchte dem Antrag der AfD-Fraktion aus der
Drucksache 21/1453 seine Zustimmung geben? —
Gegenprobe. — Enthaltungen? — Das ist mehrheit-
lich abgelehnt worden.

Ich rufe dann auf den Tagesordnungspunkt 15b,
Drucksache 21/1536, gemeinsamer Bericht des
Haushaltsausschusses und des Ausschusses fur
Soziales, Arbeit und Integration: Mehrbedarf fiir In-
vestitionen im Zusammenhang mit dem Kapazi-
tatsausbau der offentlichen Unterbringung, Nach-
bewilligungsantrag zum Haushaltsplan 2015/2016
gemal Paragraf 35 Landeshaushaltsordnung so-
wie nachtragliche Genehmigung von Uberplanma-
Rigen Kosten und Auszahlungen gemafR Para-
graf 39 LHO und: Nachbewilligung nach Para-
graf 35 LHO zum Haushalt 2015 und 2016, hier:
Anpassung der Unterbringungskapazitaten sowie
der finanziellen und personellen Ressourcen an
die gestiegenen Zahlen von Flichtlingen.

[Gemeinsamer Bericht des Haushaltsausschus-
ses und des Ausschusses fiir Soziales, Arbeit
und Integration uber die Drucksachen 21/999
und 21/1395:

Mehrbedarf fiir Investitionen im Zusammen-
hang mit dem Kapazititsausbau der o6ffentli-
chen Unterbringung, Nachbewilligungsantrag
zum Haushaltsplan 2015/2016 gemaR § 35 Lan-
deshaushaltsordnung sowie nachtrégliche Ge-
nehmigung von liberplanmaBigen Kosten und
Auszahlungen gemaB § 39 Landeshaushalts-
ordnung (Senatsantrag) und

Haushaltsjahre 2015 und 2016, Nachbewilli-
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gung nach § 35 LHO zum Haushalt 2015 und
2016, hier: Anpassung der Unterbringungska-
pazititen sowie der finanziellen und personel-
len Ressourcen an die gestiegenen Zahlen von
Fliichtlingen (Senatsantrag)

— Drs 21/1536 -]

[Antrag der CDU-Fraktion:

Herausforderungen der Fliichtlingshilfe — Senat
muss MaBnahmen zur Begrenzung des Zuzugs
beschlieBen und darf den Wirtschafts- und Lo-
gistikstandort Hamburg nicht gefiahrden

— Drs 21/1588 -]

[Antrag der Fraktionen der SPD und der GRU-
NEN:

Mehrbedarfe zur Unterbringung und Integration
von Fliichtlingen

— Drs 21/1596 -]

Hierzu liegt Ihnen als Drucksache 21/1588 ein An-
trag der CDU-Fraktion sowie als Drucksache 21/
1596 ein gemeinsamer Antrag der Fraktionen der
SPD und der GRUNEN vor.

Wer winscht das Wort? — Frau Bekeris von der
SPD-Fraktion wiinscht es und hat es.

Ksenija Bekeris SPD:* Sehr geehrter Herr Prasi-
dent, sehr geehrte Damen und Herren! Weltweit
sind circa 60 Millionen Menschen auf der Flucht.
Wenn wir in Hamburg Tausende aufnehmen, dir-
fen wir nicht vergessen, dass bei uns nur ein klei-
ner Teil dieser Flichtlingsbewegung ankommt.
Aber wir haben Verantwortung fir sie, und wir stel-
len uns ihr.

(Beifall bei der SPD und bei Phyliss Demirel
GRUNE)

Heute haben wir den Beschluss Uber die vorliegen-
de Mehrbedarfsdrucksache abzustimmen. Dabei
stimmt es mich hoffnungsvoll, dass wir Demokra-
tinnen und Demokraten im Parlament bei allen
Meinungsverschiedenheiten im Detail zusammen-
stehen und im Haushaltsausschuss ohne Gegen-
stimmen Ubereingekommen sind, den Behdrden
der Stadt das zur Verfligung zu stellen, was sie fur
ihre Arbeit zurzeit brauchen.

(Beifall bei der SPD und bei Phyliss Demirel
GRUNE)

Es stimmt mich auch hoffnungsvoll, wenn ich in der
aktuellen "Zeit" lese, dass ein junger Mann in die
Messehallen gegangen ist, um freiwillig seine
Fremdsprachenkenntnisse anzubieten, und dass
er, weil seine Sprachen in diesem Moment nicht
bendtigt wurden, in der Kleiderkammer mithilft. Das
zeigt, dass Hamburg anpackt mit allem, was die
Stadt hat, mit den Handen, mit dem Know-how der
Menschen und mit Spenden — mit vielen kleinen
Spenden, auch von Hamburgerinnen und Hambur-

gern —, aber eben auch mit Mitteln aus dem Haus-
halt der Stadt.

(Beifall bei der SPD)

Das gehort alles zusammen. Es gehdrt zusammen,
weil es eben nicht reicht, dass wir Container auf-
stellen und Decken verteilen. Dazu missen wir
den neu eintreffenden Menschen helfen, anzukom-
men und einen Alltag bei uns zu finden. Dafur
miussen ihre Kinder Platze in den Schulen finden,
und sie mussen selbst Deutsch lernen. Wer im
Heimatland einen Beruf gelernt hat, muss
schnellstmoglich versuchen, seine Qualifikation
hier anerkennen zu lassen und das neu zu lernen,
was ihm noch fehlt, um schnell in Arbeit zu kom-
men. Darum ist es gut, dass Senator Scheele mit
dem Projekt W.I.R genau in diese Richtung eine
wichtige Weichenstellung vorgenommen hat.

(Beifall bei der SPD)

Auch im Bereich Gesundheitsversorgung werden
Mittel bendtigt, um die Gewahrleistung der medizi-
nischen Eingangsuntersuchungen der arztlichen
Versorgung abzusichern. Hamburg ist hier mit der
Gesundheitskarte gemeinsam mit Bremen wegwei-
send fur das ganze Land. Wir haben bei den Bera-
tungen gehort, welche Anstrengungen die Behdr-
den auch gemeinsam mit Ehrenamtlichen in die-
sem Bereich unternehmen, und das ist bundesweit
vorbildlich.

(Beifall bei der SPD)

Der Senat hat klug auf die grof’en finanziellen
Mehrbedarfe reagiert und wirklich jede Ecke des
Haushalts auf Liquiditatsreserven hin Uberpruft.
Die enormen finanziellen Bedarfe kénnen auf die-
se Weise erfillt werden, ohne dass es an irgendei-
ner Stelle zu Leistungseinschrankungen kommt.

(Beifall bei der SPD und bei Farid Miiller
GRUNE)

Allerdings erwarten wir auch, dass der Bund tat-
sachlich strukturell und dauerhaft fir eine Entlas-
tung sorgt. Das wird sich am 24. September zei-
gen, und da ist unsere Fraktion diejenige, die
Druck macht, aber da schaue ich auch zur CDU.
Obwohl der Haushalt der Stadt diesen Kraftakt
stemmt, ist die Hilfe der Zivilgesellschaft und so
vieler Freiwilliger unverzichtbar. Wir dirfen auch
nicht vergessen, dass die Freiwilligen wirklich
GroRartiges leisten, das kann man gar nicht oft ge-
nug hervorheben.

(Beifall bei der SPD und bei Karin Prien
CDU, Dr. Kurt Duwe und Michael Kruse, bei-
de FDP)

Der eine oder andere wird auch mit Geschehnis-
sen konfrontiert werden, die Menschen auf der
Flucht erlebt haben und ihnen dann erzahlen.
Dann ist es wichtig, dass sie das Gefuhl haben
und wissen, dass sie nicht allein gelassen werden,
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sondern dass die ganze Stadt mit ihrer Hilfe, die
sie leistet, hinter ihnen steht.

(Beifall bei der SPD)

Wenn wir uns die Berichterstattung mit den Bildern
von den Menschen anschauen, die hier zu Ful}
auch teilweise Uber die Autobahn gehen, dann
mag man das Gefuhl haben, dass die Welt aus
den Fugen geraten ist. Und das ist auch so. Wenn
wir nach Syrien, Afghanistan, Eritrea und an viele
andere Stellen der Welt schauen, dann ist die Welt
dort fiir die Menschen aus den Fugen geraten, und
wir selbst missen auch ehrlich uns gegeniber
sein, dass unser Wohlstand und unsere Sicherheit
in Europa auch etwas mit diesen Konflikten auf der
Welt zu tun haben.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Deshalb ist es wichtig, dass wir unsere Verantwor-
tung hier Ubernehmen und die Herausforderung
stemmen. Ich weil}, wir kbnnen das, wenn alle wei-
ter mithelfen, und ich bin mir auch sicher, dass die
Hamburgerinnen und Hamburger das wollen.

Meine Damen und Herren, wir haben die Auf-
stockung der Haushaltsmittel fur die Flichtlingshil-
fe gemeinsam griindlich beraten. Wir waren uns
weitestgehend einig, dass die beantragten Finanz-
mittel in Hohe von lber einer halben Milliarde Euro
fur dieses und nachstes Jahr sowohl in der bean-
tragten Form als auch in der Héhe angesichts der
Herausforderung angemessen sind.

Zu dem Zusatzantrag der CDU mochte ich jetzt nur
Folgendes sagen: Mich wundert schon, dass Sie
offenbar nicht der Versuchung widerstehen konn-
ten, lhre Forderungen doch noch mit einigen pole-
mischen Seitenhieben zu versehen, die mit der
Herausforderung, vor der wir stehen, nun wirklich
gar nichts zu tun haben. Wir werden lhren Antrag
deshalb ablehnen.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Ich bitte Sie, der einstimmigen Empfehlung des
Haushaltsausschusses zu folgen und die bean-
tragten Mittel zur Verfigung zu stellen. — Herzli-
chen Dank.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank, Frau Bekeris. — Das Wort hat Frau Prien von
der CDU-Fraktion.

Karin Prien CDU:* Herr Prasident, meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren! Die Bilder, die uns zur
Stunde von der ungarischen Grenze erreichen,
sind unertraglich, und ich darf im Namen meiner
Fraktion sagen, dass das keine Politik ist, die in
Europa beispielgebend sein darf.

(Beifall bei der CDU und der SPD)

Dennoch missen wir heute das tun, was Udo Di
Fabio in der "Frankfurter Allgemeinen Zeitung" die-
sen Montag zu Recht gefordert hat. Wir mussen
trotz allen Mitgeflihls eine niichterne und sachliche
Debatte fihren. Frau Bekeris, wir als Union haben
in den Jahrzehnten der Bundesrepublik die Debat-
ten Uber Asyl und Zuwanderung immer verantwort-
lich gefiihrt.

(Kazim Abaci SPD: Das kann ja anders wer-
den!)

Unter Konrad Adenauer sind rund 12 Millionen Hei-
matvertriebene in die deutsche Gesellschaft inte-
griert worden. Adenauer und Kohl sind die Vater
der europdischen Binnenmigration, und auch die
Aufnahme der Boatpeople hat ein CDU-Politiker,
Ernst Albrecht, vorangebracht. Wir haben auch im-
mer die Risiken der Zuwanderung, vor allem der
Zuwanderung in Parallelgesellschaften, betont.
Hier und heute werden wir dieser Verantwortung
gerecht werden. Das heifdt aber nicht, dass wir |h-
nen fir alles, was Sie tun, einen Blankoscheck
ausstellen. Das wirde aus meiner Sicht einem de-
mokratischen Miteinander nicht gerecht werden.

Wir haben monatelang auf Ihre Mehrbedarfsdruck-
sache gewartet. Sie war urspriinglich sehr viel 1an-
ger; urspringlich waren konkrete Bedarfe in der
Drucksache beschrieben. Als wir sie dann endlich
bekamen, waren wir doch ein wenig konsterniert
Uber die Ddrftigkeit, insbesondere was die Be-
schreibung des Malnahmenkatalogs angeht. Ja,
Frau Bekeris, wir haben im Haushalts- und im So-
zialausschuss beraten. Es waren aber relativ kurze
Beratungen, weil es nicht so schrecklich viel zu be-
raten gab. Am Ende des Tages kann ich nur wie-
derholen, was ich im Haushaltsausschuss gesagt
habe: Sie hatten in die gleiche Drucksache schrei-
ben konnen, Sie brauchten 300 Millionen Euro
mehr oder 800 Millionen Euro mehr. Es hatte gar
keinen Unterschied gemacht, Sie hatten sie mit der
gleichen Begriindung vorlegen kénnen.

(Beifall bei der CDU)

Das macht es fiir uns auch so schwierig und, ich
will es gleich vorweg sagen, es macht es fur uns
unmoglich, dieser Drucksache zuzustimmen.

Ich will kurz sagen, warum wir das nicht kénnen,
gerade im Hinblick auf die humanitaren Mal3nah-
men, die — Sie haben es beschrieben — dringend
erforderlich sind. Wir haben im Augenblick nicht
den Eindruck, dass es lhnen gelungen ist, Herr Se-
nator Scheele — und ich weil3, wie sehr Sie sich be-
muhen —, Strukturen in der Stadt zu schaffen, die
uns in die Lage versetzten, mit dieser Herausforde-
rung der humanitaren Unterbringung wirklich ange-
messen umzugehen.

(Zuruf von Wolfgang Rose SPD)

Wir haben nicht den Eindruck, dass die Lenkungs-
gruppe in einer Weise aufgestellt ist, dass sie in
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der Lage ware, die notwendigen Flachen in der
notwendigen Zeit zu beschaffen. Und wir haben
auch nicht den Eindruck, dass Sie endlich die Not-
wendigkeit ernst ndhmen, die gro3en Hilfsorgani-
sationen und die Trager der freien Wohlfahrtspfle-
ge starker in die Pflicht zu nehmen.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Stimmt doch gar
nicht!)

Sie stehen bereit, auch in gréRerem Umfang als
bisher einzelne Unterkiinfte zu betreiben. Diesen
Ansatz, namlich zu glauben, die Stadt kénne und
musse das alles selbst kontrollieren und bewalti-
gen, finden wir falsch. Sie missen mehr Verant-
wortung auf mehr Schultern verteilen, und wir kon-
nen Sie nur dringend dazu auffordern, dies endlich
anzugehen.

(Beifall bei der CDU)

Daruber hinaus haben wir noch weitere erhebliche
Bedenken gegen lhre Drucksache. Es gibt ndmlich
einen anderen wichtigen Teil, den die Fllchtlings-
politik leisten muss, und zwar, die Anreize fiir Men-
schen, die in Deutschland voraussichtlich keinen
Fluchtlingsstatus und kein Asyl erhalten werden,
zu reduzieren. Und dazu gehért eben auch, ehrlich
zu sagen, dass bestimmte Gruppen, insbesondere
Menschen aus Landern, die in der Klassifikation
bereits sichere Herkunftsstaaten sind oder die es
aus unserer Sicht werden missen, bei uns nicht
werden bleiben kénnen. Deshalb missen wir sie
recht deutlich darauf aufmerksam machen, dass
sie gar nicht erst kommen sollen, und wenn sie
kommen, missen wir ihnen deutlich machen, dass
sie schnell wieder in ihre Heimatlander zurtickkeh-
ren mudssen.

(Beifall bei der CDU und bei Dr. Ludwig
Flocken AfD)

Diesen Ansatz, Herr Dressel, kbnnten Sie ohne
Weiteres unterstiitzen, indem Sie im Bundesrat der
Klassifizierung etwa des Kosovo, Albaniens oder
Montenegros als sichere Herkunftslander zustim-
men. Dazu fordern wir Sie auf. Sie sind dazu als
rot-griine Koalition nach wie vor nicht bereit. Solan-
ge Sie nicht bereit sind, in dieser Frage konse-
quent zu handeln, handeln Sie nicht gut und nicht
verantwortungsvoll fir unsere Stadt.

(Beifall bei der CDU)

Daruber hinaus sind wir der Auffassung, dass Sie
auch in Hamburg selbst fiir diese Gruppe von
Flichtlingen, die keine Bleibeperspektive haben,
eine gesonderte Erstaufnahmeeinrichtung schaffen
sollten, damit dort die schnellere Bearbeitung der
Asylantrage und eine abschlielende rechtliche Be-
arbeitung dieser Antrage mdglich ist.

Meine Damen und Herren! Wir missen das Signal
nach aulen senden, dass wir bereit sind, konse-
quent den Menschen zu helfen, die wirklich in Not
sind, dass andererseits aber diejenigen, die es

nicht sind, sondern mit dem Wunsch nach einem
besseren Leben zu uns kommen, nicht bei uns
bleiben konnen.

(Beifall bei der CDU und der AfD)

Herr Dressel, ich finde es immer wieder sif3, wie
gendusslich Sie uns die 15,9 Prozent vorhalten. Soll
ich IThnen die 13 Prozent aus Sachsen vorhalten,
die Sie heute kassiert haben, Ubrigens genauso
viel wie die AfD? Und fiir die NPD gab es noch
5 Prozent obendrauf.

(Kazim Abaci SPD: Das hat mit unserem
Thema nichts zu tun! — Dr. Andreas Dressel
SPD: Sachsen ist ein Sonderfall!)

— Sachsen ist schwierig, aber nehmen Sie bitte zur
Kenntnis, dass die Gefahr, dass Rechtspopulisten
und Rechtsradikale in unserem Land Boden gewin-
nen, nicht an den Haaren herbeigezogen ist.

(Beifall bei der CDU)

Glauben Sie denn wirklich, dass wir in Deutschland
das moralisch Uberlegene Volk in Europa sind? So
ist es nicht, meine Damen und Herren. Und des-
halb ist es zwingend ...

(Zurufe)

— Ach, aber Sie haben ein Konzept? Na, wunder-
bar. Und weil Sie ein Konzept haben, miissen wir
die Menschen jetzt den Winter Gber in beheizten
Zelten unterbringen.

(Jan Quast SPD: Das ist billig!)

Was das Konzept betrifft, finde ich, sollten Sie sich
ein bisschen zurlckhalten.

(Beifall bei der CDU)

Sofern Sie diesem Hause konkrete Vorschlage un-
terbreiten, die uns sinnvoll erscheinen, etwa im Zu-
sammenhang mit dem Flichtlingsforum und der
Freiwilligenhilfe — das ist Teil der MalRnahmen, die
in der Drucksache vorgeschlagen werden —, wer-
den wir diese selbstverstandlich weiter unterstit-
zen; Blankoschecks werden Sie von uns nicht er-
halten.

(Beifall bei der CDU)

Ich will noch zwei Satze zum Thema Finanzierung
sagen. Wir halten es fir einen Kardinalfehler, die
Finanzierung dieses in der GréRenordnung unbe-
strittenen Mehrbedarfs zu einem erheblichen Teil
Uber den Haushalt der Wirtschafts- und Verkehrs-
behorde finanzieren zu wollen. Wir missen doch
gerade die Leistungsfahigkeit unserer hamburgi-
schen Wirtschaft erhalten, um diese Mehrausga-
ben — und die 500 Millionen Euro werden nicht die
letzten gewesen sein — ...

(Farid Miiller GRUNE: Sie wissen, dass es
S0 nicht ist!)
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(Karin Prien)

— Doch, ich weil}, dass es so ist. Sonst hatten Sie
in der Mehrbedarfsdrucksache die entsprechenden
Ausgaben fur 2017 und 2018 ausgewiesen. Das
steht in den Tabellen aber nicht.

(Dr. Andreas Dressel SPD: 17/18 ist der
nachste Haushalt!)

— Das weilf} ich.

Sie behaupten das ins Blaue hinein, aber es ist
nicht wahr, und ich finde es, ehrlich gesagt, eine
ziemliche Unverschamtheit, Herr Muller, wenn Sie
behaupten, wir wirden wirtschaftliche Interessen
gegen die der Flichtlinge ausspielen.

(Beifall bei der CDU)

Das ist nicht der Fall, sondern wir missen alle ein
Interesse daran haben, die wirtschaftliche Leis-
tungskraft unserer Stadt zu erhalten, damit wir die
immensen Aufgaben und die Folgekosten, die an-
gesichts dieser Herausforderung auf uns zukom-
men, gemeinsam wuppen kénnen. Dazu sind wir
nach wie vor bereit. Aber das gemeinsame An-ei-
nem-Strang-Ziehen kann sich nicht darin erschdp-
fen, dass wir Ihnen regelmaRig Blankoschecks er-
teilen. Wenn Sie mit uns gemeinsam Flichtlings-
politik in Hamburg machen wollen, dann mussen
Sie sich auch mit uns gemeinsam an einen Tisch
setzen. Wir sind dann gern bereit, mit lhnen zu-
sammen Uber die notwendigen Malinahmen zu be-
raten. Blankoschecks werden Sie von uns nicht be-
kommen. — Danke schoén.

(Beifall bei der CDU)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank, F_rau Prien. — Das Wort hat Frau Moller von
der GRUNEN Fraktion.

Antje Modller GRUNE: Herr Prasident, meine Da-
men und Herren! Wie fihrt man eine Debatte zu
dieser Mehrbedarfsdrucksache? Man kann das mit
Blick auf die Menschen tun, tber die wir reden, die
Gefliichteten, die bei uns angekommen sind. Man
kann sehr deutlich die Notwendigkeiten beschrei-
ben, denen der Senat und die Behdérden gegen-
Uberstehen. Man kann den groRartigen Einsatz der
Menschen beschreiben, die freiwillig sehr viel tun,
den Einsatz der Betriebe, der Initiativen, grof3er
Teile dieser Gesellschaft, die helfen und sich seit
zwei Wochen Tag und Nacht um die Angekomme-
nen kiimmern. Und man kann natirlich auch das
tun, was Sie getan haben, Frau Prien. Man kann
sagen, dass Bilder, die den Einsatz von Tranengas
gegen Flichtlinge zeigen, unertraglich sind — das
haben alle beklatscht —, und dann mit einer Legen-
denbildung anfangen. Aber das sollten wir sein las-
sen.

(Beifall bei den GRUNEN, der SPD und bei
Nebahat Giiglii fraktionslos)

Denn das, was den europaischen Weg in der
Flichtlings- und Asylpolitik maRgeblich bestimmt
hat, ist natlrlich bundesrepublikanische Politik ge-
wesen, und daran hat die CDU einen Anteil. Alle,
die wir in der Bundesrepublik in den letzten
20, 25 Jahren gemeinsam Politik gemacht haben,
haben einen Anteil daran. Wir sind aber hier und
heute in der Situation, ganz konkret Menschen, die
hier sind, helfen zu mussen. Das realisieren wir.
Daflir geben wir dem Senat das Geld.

(Beifall bei den GRUNEN, der SPD und bei
Nebahat Gliglii fraktionslos)

Die Drucksache ist so konkret, wie sie es im Mo-
ment sein kann. Natlrlich kdnnte es konkreter
sein, und es wird auch immer konkreter werden.
Das wird nicht unsere letzte Debatte sein. Wir wer-
den uns immer wieder zu konkreten Flachen- und
Hilfsanforderungen verhalten missen. Deshalb ist
das eine gute und die Situation konkret genug dar-
stellende Arbeitsgrundlage, und die ist wichtig. Sie
zu erstellen, hat lange gedauert, aber es musste
auch so lange dauern, damit sie anwendbar und
handelbar ist.

(Vereinzelter Beifall bei den GRUNEN und
Beifall bei der SPD)

Zu lhrem Forderungskatalog im Hinblick auf den
Bund, verehrte Kollegin. Sie sollten das mit lhren
Fraktionen diskutieren. Dass Rot-Griin sich damit
auseinandersetzt, Rot-Griin in Hamburg sich malR3-
geblich einbringt, zustimmt, sich streitet und Kom-
promisse sucht, durften Sie wissen, es ist unnétig,
uns in Ihrem Antrag noch einmal darauf hinzuwei-
sen. Deswegen, Frau Bekeris hat es schon gesagt,
gibt es eine Ablehnung lhres Antrags. Er passt
auch nicht zu der tatsachlichen Notwendigkeit,
Uber die wir heute reden, denn dabei geht es ganz
konkret um die Situation in Hamburg.

Wir haben, ich will es einmal sehr klar sagen, vier
Aufgaben: Es kommen Menschen an, sie missen
aufgenommen werden, sie muissen betreut wer-
den, sie brauchen Perspektiven in dieser Stadt. Al-
le Elemente, die sich um diese vier Themen ran-
ken, sind in der Mehrbedarfsdrucksache enthalten
und missen weiterentwickelt werden. Frau Bekeris
hat viele Beispiele genannt, die ich jetzt nicht alle
noch einmal aufzéhle. Wir steigen ganz konkret in
verschiedene Dinge ein, die gar nicht alle in dieser
Drucksache stehen — missen sie auch gar nicht,
weil wir sie an anderer Stelle schon diskutiert ha-
ben und immer wieder diskutieren werden. Wir
werden sie im Flichtlingsforum diskutieren, und wir
werden sie anhand einzelner Antrage, Arbeits-
marktantrage und anderer, immer weiter diskutie-
ren.

(Glocke)
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Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg (unter-
brechend): Frau Abgeordnete, gestatten Sie eine
Zwischenfrage des Abgeordneten Warnholz?

Antje Méller GRUNE: Ja.

Zwischenfrage von Karl-Heinz Warnholz CDU:
Frau Mdller, Sie haben eben vier Punkte aufge-
zahlt. Soweit kann ich persdnlich lhnen folgen.
Aber wir bei der CDU haben noch einen flinften
Punkt. Koénnten Sie sich vorstellen, dass Sie die-
sem auch folgen kénnen? Es muss solide finan-
Ziert werden.

Antje Moller GRUNE (fortfahrend): Es ist solide fi-
nanziert, Herr Warnholz.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Und wenn es nicht solide finanziert ist, dann wer-
den wir uns wieder damit befassen, das ist doch
ganz klar. Das ist unser Job als Parlamentarier.

Das groRRe Ziel dabei ist doch eines, das wir schon
seit Monaten umzusetzen versuchen, was aber
durch die Entwicklung der Situation in den letzten
14 Tagen einerseits noch viel schwieriger zu errei-
chen, andererseits aber umso dringlicher gewor-
den ist. Das grofe Ziel ist, dass alle, ob auf der
Seite der Behorde, auf der Seite der Politik oder
auf Seiten der Freiwilligen, herauskommen aus
dem Notfallmodus, der uns jeden Abend, jede
Nacht, jeden Morgen erwartet, weil es wieder
einen Zug mit Flichtlingen gegeben hat, die genau
die gleiche Unterstiitzung und Hilfe brauchen, die
wir denjenigen gegeben haben, die am Tag oder in
der Woche zuvor gekommen sind. Diese Drucksa-
che ist eine gute Grundlage, um aus diesem Not-
fallmodus herauszukommen — wie grof3 der Notfall
jeden Tag ist, muss man nicht dazuschreiben —,
das wird sich in der Flexibilitdt zeigen, mit der wir
die Behorde jetzt ausstatten.

Ich mag mir einfach auch nicht immer wieder anho-
ren missen, dass Sie jede Debatte noch einmal
dazu nutzen zu sagen: Und dann gibt es aber wel-
che, die haben ganz sicher einen Anspruch, und
andere nicht.

(Beifall bei den GRUNEN und vereinzelt bei
der SPD - Karin Prien CDU: Aber so ist es
nun mal! — Zuruf von André Trepoll CDU)

Wir reden hier und heute Uber diejenigen, die
schon hier sind, darliber, was sie an Unterstitzung
brauchen und was wir tun kénnen. Das ist hier und
heute die absolute Notwendigkeit. Daflir ist diese
Drucksache die richtige und eine gute Grundlage.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Vizeprésident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank, Frau Moller. — Das Wort hat Frau Ozdemir
von der Fraktion DIE LINKE.

Cansu Ozdemir DIE LINKE:* Sehr geehrter Herr
Prasident, meine Damen und Herren! Es ist ein
Fortschritt, dass nun mehr Mittel zur Verfiigung ge-
stellt werden. Aber problematisch an dieser Druck-
sache ist, dass sie keinerlei Auskinfte daruber
gibt, ob diese 570 Millionen Euro angesichts der
steigenden Flichtlingszahlen ausreichen werden.

(Jan Quast SPD: Was meinen Sie denn?)

Es handelt sich, das kann man sagen, lediglich um
eine Einschatzung des Senats,

(Zurufe von der SPD)

aber wenn Sie sich die Situation in Ungarn, in
Osterreich anschauen, dann kann man doch deut-
lich sehen, dass diese Summe nicht ausreichen
wird, weil noch mehr Menschen hierherkommen
werden.

(Beifall bei der LINKEN)

Eines ist klar, diese Drucksache ist intransparent,
und wir sind nicht die einzigen, die das sagen. Es
ist Uberhaupt nicht erkennbar, wofir die Gelder im
Einzelnen verwendet werden. Senator Tschent-
scher konnte auf der Pressekonferenz noch nicht
einmal sagen, welches der grolite Posten sein
wird, er konnte nur raten — vielleicht die HzE, viel-
leicht auch ein anderer Posten. Sie hatten als Se-
nat aber die Aufgabe, die Bedarfe vorausschauend
festzustellen und transparent darzustellen, und das
haben Sie nicht getan. Das zeigt wiederum, wie
chaotisch Sie die Situation verwalten und dass hin-
ter dieser FlUchtlingspolitik wieder einmal kein
Konzept steckt.

(Beifall bei der LINKEN)

Ich kann mir vorstellen, dass der Senat sich nach
einem Jahr wieder hier hinstellt und sagt, er habe
nicht vorhersehen kdénnen, wie viele Flichtlinge
kommen werden, obwohl heute schon deutlich ist,
dass die Zahlen sich immer weiter erhéhen wer-
den.

(Zurufe von der SPD)

Schauen wir uns die Situation an, wir konnen doch
einschatzen, wie sich das entwickeln wird. Mein
Gott, das konnten wir schon 2011 sehen.

(Glocke)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg (unter-
brechend): Meine Damen und Herren! Es redet zu-
néachst einmal nur Frau Ozdemir, aber ich frage
Sie, ob Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten
Schwieger zulassen.

Cansu Ozdemir DIE LINKE: Gern.

Zwischenfrage von Jens-Peter Schwieger SPD:
Frau Ozdemir, kdbnnen Sie mir sagen, wie viele
Flichtlinge kommen werden?
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Cansu Ozdemir DIE LINKE (fortfahrend): Das
kann ich lhnen nicht sagen.

(Zurufe von der SPD)
Ich kann lhnen keine konkrete Zahl nennen.

(Jens-Peter Schwieger SPD: Aber das ver-
langen Sie von uns!)

Aber der Senat muss sich darauf einstellen, dass
es eine hohere Zahl sein wird. Schauen Sie sich
die Flichtlinge an, die jeden Tag am Hauptbahn-
hof ankommen, daran wird es doch schon deutlich.
Schauen Sie sich die Situation auf der Welt an. Ein
Blick nach Syrien, ein Blick nach Irak, ein Blick in
die Tirkei zeigt doch, dass sich die Zahlen noch
einmal steigern werden. Darauf missen Sie sich
einstellen

(Beifall bei der LINKEN)

und nicht jedes Mal so tun, als seien Sie von der
Situation véllig Uberrascht worden.

Wir sind alle sehr beeindruckt von der Hilfsbereit-
schaft und der Solidaritat in dieser Stadt; das se-
hen wir tagtaglich. Aber wir haben die Situation,
dass viele Ehrenamtliche schon staatliche Aufga-
ben Ubernehmen, und nicht das tun, was Ehren-
amtliche eigentlich tun sollten, ndmlich zusatzliche
Aufgaben Ubernehmen. Hier setzen Sie wieder ein-
mal das Ehrenamt mit hauptamtlichen Téatigkeiten
gleich, und das kénnen Sie nicht weiterhin so ma-
chen. Denn wenn Sie jetzt wegschauen ...

(Farid Miiller GRUNE: Wir schauen doch
nicht weg!)

— Doch, Sie schauen weg.

(Hansjérg Schmidt SPD: Das ist eine Unver-
schamtheit!)

Sehen Sie sich doch die Situation am Hauptbahn-
hof an. Dort stehen Ehrenamtliche, die bis zu
12 Stunden am Tag arbeiten, und niemand hilft
mit. Das sind staatliche Aufgaben. Das wird alles
durch Spenden finanziert, und wenn Sie so weiter-
machen, dann kénnen diese Strukturen zusam-
menbrechen.

Wissen Sie Uberhaupt, was das fir die Stimmung
in dieser Stadt bedeutet? Nein? Dann machen Sie
sich anscheinend keine Gedanken. Oder haben
Sie sich schon einmal Gedanken dariiber gemacht,
Raume am Hauptbahnhof zur Verfligung zu stel-
len, weil Menschen dort ankommen, weil sie frieren
und einen warmen Unterschlupf brauchen? Nein,
das haben sie anscheinend nicht.

(Kazim Abaci SPD: Doch!)
— Nein.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Ist heute alles
beim NDR nachzulesen!)

Klar ist, dass in allen gesellschaftlichen Bereichen
umgesteuert werden muss, von der Schule Uber
die Kita bis hin zum Thema Wohnen.

(Farid Miiller GRUNE: Steht alles in der
Drucksache!)

Hier stellt sich fir uns die Frage, wie Sie eigentlich
langfristig mit Ihrem Drittelmix die Integration von
Flichtlingen in gesicherte Wohnverhaltnisse schaf-
fen mochten. Wie wollen Sie das in den nachsten
finf bis zehn Jahren hinbekommen?

Eines mochte ich Ihnen mit auf den Weg geben:
Es gibt viel Bereitschaft in der Stadt. Sie sollten
zum Beispiel auf Privatvermieter zugehen. Ich bin
von Menschen angesprochen worden, die gesagt
haben, ich habe Wohnraum, den ich gern an
Flichtlinge vermieten méchte.

(Jan Quast SPD: Dann vermitteln Sie mall)

Hier ist Potenzial. Sie missen nur die Initiative er-
greifen und auf diese Menschen zugehen.

(Beifall bei der LINKEN)
Davon haben wir leider bis jetzt nichts gesehen.

Sie mussen auch auf die Wohlfahrtsverbande und
die Migrantenselbstorganisationen zugehen und
mit ihnen auf Augenhdhe sprechen. Auch das hat
noch nicht stattgefunden.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Das haben wir
doch gerade in der letzten Sitzung bespro-
chen und mit euch beschlossen!)

— Auf Augenhdhe eben nicht, Herr Dressel.

(Beifall bei der LINKEN — Dr. Andreas Dres-
sel SPD: In der letzten Sitzung haben wir
das hier beschlossen!)

Wir werden uns enthalten, weil wir die in der
Drucksache aufgefiihrte Art der Finanzierung nicht
mittragen kénnen. In den Bereichen Arbeitsmarkt,
RISE und Hilfe zur Pflege gibt es Umschichtungen,
die wir nicht akzeptieren kénnen. Deshalb haben
wir alternativ den Antrag gestellt, das Finanzrah-
mengesetz zu andern und auf die Steuermehrein-
nahmen und Haushaltsliberschisse zuzugreifen.
Denn wenn wir von einer gesamtgesellschaftlichen
Aufgabe sprechen, dann bedeutet das, dass auch
die Allgemeinheit die Kosten tragen muss, und
eben nicht diejenigen, bei denen man nicht kirzen
sollte. Und so muss man es auch sagen.

(Beifall bei der LINKEN)

Ein letzter Satz noch zur CDU, weil ich gestern so
erschuttert war Uber Nikolaus Haufler. Es waren
nicht Sie als Fraktion, die ihn in die Sendung ge-
schickt haben, aber Ihr Antrag — dem wir nicht zu-
stimmen werden — hat deutlich gemacht, dass lhre
Position fast die gleiche ist. Darauf, die Abschiebe-
haft zu starken, muss man erst einmal kommen.
Ich war, ehrlich gesagt, so baff, dass ich erst ein-
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(Cansu Ozdemir)

mal in einer Bibel nachgeschaut habe, was laut ihr
Fluchtursachen sind:

(Dirk Nockemann AfD: Sie sollten mal ins
Gesetz gucken und nicht in die Bibel!)

Armut, Krieg, Verfolgung, Hunger. Und dann
spricht man von christlicher Nachstenliebe. Schau-
en Sie sich die Solidaritat innerhalb der Gesell-
schaft an, das ist Nachstenliebe, die in die Praxis
umgesetzt wird, und schneiden Sie sich eine
Scheibe davon ab.

(Beifall bei der LINKEN und bei Phyliss De-
mirel GRUNE und Nebahat Giiglii fraktions-
los)

Vizeprésident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank, Frau Ozdemir. — Das Wort hat Frau Suding
von der FDP-Fraktion.

Herr Senator, begehren Sie sofort das Wort? Das
Recht hatten Sie laut Verfassung. — Nein? — Dann
bitte, Frau Suding.

Katja Suding FDP: Herr Prasident, sehr geehrte
Damen und Herren! Wir stehen vor einer gewalti-
gen politischen Herausforderung. Die Zahl der
Fluchtlinge, die nach Deutschland kommen, steigt
stetig. Wohl mehr als 800 000, vielleicht 1 Million
strdbmen in diesem Jahr in unser Land, viele Tau-
send davon auch nach Hamburg, und es ist nicht
zu erwarten, dass sich Krieg und Unterdrickung,
Hungersnéte und Perspektiviosigkeit in den Hei-
matlandern bald verflichtigen. Wir missen also
auch 2016 und daruber hinaus mit dem Anhalten
dieses Zustroms rechnen. Alles andere ware un-
realistisch.

Wir meinen, Hamburg ist stark genug, um eine hu-
manitare Herausforderung dieser GréRenordnung
zu bewaltigen.

(Beifall bei der FDP)

Daflir muss der Senat aber endlich entschlossen
handeln und auch auf Bundesebene, wenn nicht
sogar auf europaischer Ebene fir die richtigen
Weichenstellungen sorgen.

Wir haben uns als Fraktion sehr intensiv mit den
vom Senat vorgelegten Drucksachen beschéftigt,
die heute zur Debatte angemeldet sind. Wir kritisie-
ren nicht in erster Linie, dass der Senat uns vor
dem Hintergrund erheblicher Unsicherheiten heute
noch nicht detailliert sagen kann, wo und wie ge-
nau die zusatzlichen Millionen ausgegeben wer-
den. Was uns aber besorgt, sind wesentliche Teile
der geplanten Gegenfinanzierung, und zwar insbe-
sondere die Absenkung der geplanten Zinsaufwen-
dungen. Das sind 100 Millionen Euro in diesem
Jahr und sogar 140 Millionen Euro im nachsten
Jahr, und das sind wahrlich keine Peanuts. Ich
mochte dazu in Erinnerung rufen, dass der Zinstitel
zur Finanzierung der Flichtlingsunterbringung be-

reits im vergangenen Jahr um 100 Millionen Euro
abgesenkt wurde, von 931 Millionen Euro auf
830 Millionen Euro, und in den letzten Haushalts-
beratungen wurde der Titel dann noch weiter ab-
gesenkt. Jetzt senkt der Senat den Zinstitel erneut
ab, und zwar auf 629 Millionen Euro in 2015. Das
sind ganze 300 Millionen Euro weniger als ur-
springlich fir das vergangene Jahr geplant. Damit,
und das ist besorgniserregend, liegen die geplan-
ten Zinsausgaben sogar noch 70 Millionen Euro
unterhalb der Ausgaben, die 2014 tatsachlich an-
gefallen sind, wie wir dem vorlaufigen kameralen
Abschluss fir das Haushaltsjahr 2014 entnehmen
kénnen. Damit ignoriert der Senat die von ihm
selbst thematisierten Risiken steigender Zinsen
und handelt grob fahrlassig.

(Beifall bei der FDP)

Denn selbst, wenn die Zinsen nur moderat um
1 oder 2 Prozentpunkte ansteigen, dann kostet uns
das kurzfristig in nur zwei Jahren zwischen 65 und
130 Millionen Euro. Diese Zahlen habe ich mir
nicht ausgedacht, sie stammen aus der Antwort
des Senats auf unsere Anfrage in der vorherigen
Legislaturperiode, welche Auswirkung die Anhe-
bung des Zinsniveaus auf die Zinsausgaben der
Stadt habe. Das ist nachzulesen in der Drucksache
20/1474. Daher ist es fahrlassig, die Mehrbedarfe
fur die zu uns kommenden Fliichtlinge so wesent-
lich aus diesem Zinstitel zu finanzieren.

Meine Damen und Herren! Als konstruktive Oppo-
sition machen wir [hnen einen konkreten Alternativ-
vorschlag. Nehmen Sie unsere Antrdge aus den
letzten Haushaltsberatungen und streichen Sie un-
sinnige Projekte.

(Jan Quast SPD: Mit Antragen?)

Allein damit lassen sich 448 Millionen Euro einspa-
ren.

(Beifall bei der FDP)

Wir haben diese Vorschlage in den letzten Haus-
haltsberatungen gemacht, weil es unser Ziel ist,
auch in schwierigen Situationen wie dieser Ausga-
bensteigerungen zu verhindern. Natirlich begru-
Ben wir, dass sich der Senat nun einige unserer
Vorschlage zu eigen macht, auch wenn es bedau-
erlich ist, dass es nur einige wenige sind und dass
so viel Zeit verstreichen und erst eine Notsituation
eintreten musste, bevor der Senat entsprechend
handelt.

Ich mochte drei Vorschlage des Senats nennen,
die wir fur richtig halten, beziehungsweise von de-
nen wir meinen, dass sie in die es richtige Rich-
tung weisen. Das ist erstens die Umschichtung von
11 Millionen Euro aus dem Busbeschleunigungs-
programm. Allerdings gehen unsere Vorschlage
natdrlich weit dartber hinaus; bei dem unsinnigen
Busbeschleunigungsprogramm hatten insgesamt
bis zu 260 Millionen Euro eingespart werden kon-
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(Katja Suding)

nen. Zweitens finden wir die Erhéhung der Ansatze
der Erlése der Justizbehorde richtig. Das hat die
FDP bereits mit einem entsprechenden Haushalts-
antrag im vergangenen Jahr deutlich gemacht. Es
ist vernunftig, die zusatzlichen 10 Millionen Euro
nun auf diese Weise zu verwenden. Und drittens
freuen wir uns, dass der Senat unsere Forderung
aufgenommen hat und die Zuschiisse an die HGV
fur Beteiligungen der Stadt um 24 Millionen Euro
jahrlich in den Jahren 2015 und 2016 verringern
und zur Deckung der Flichtlingskosten verwenden
will. Was wir aber vermissen, ist die Auseinander-
setzung des Senats mit der Frage, wie die langst
Uberfallige Aufgabenkritik und damit der lange an-
gekundigte, notwendige Personalabbau in der
Kernverwaltung endlich vorankommen soll. Gerade
vor dem Hintergrund der jetzigen Haushaltssituati-
on ist das aktueller denn je, und die beharrliche
Weigerung des Senats, auf diesen Feldern tatig zu
werden,

(Dr. Andreas Dressel SPD: Wir brauchen
doch jetzt Personal!)

gefahrdet die Handlungsfahigkeit der Stadt und
macht uns sehr grol3e Sorgen.

(Beifall bei der FDP)

Bei allem Optimismus und angesichts der groRarti-
gen Hilfsbereitschaft zahlloser Hamburgerinnen
und Hamburger ist klar, dass die Unterbringung
der vielen Fliichtlinge schon jetzt, aber erst recht in
den kalten Wintermonaten eine gigantische He-
rausforderung sein wird.

(Vizeprasidentin Barbara Duden Ubernimmt
den Vorsitz.)

Schon jetzt stehen oft nur véllig unzureichende
Notunterkiinfte und Zelte zur Verfigung, und nicht
selten entsteht der Eindruck der Uberforderung.
Die Aufgabe des Senats erschopft sich daher
langst nicht darin, sich um die Flichtlinge zu kiim-
mern, die in Hamburg ankommen, er muss sich auf
Bundesebene stark machen, um die Herausforde-
rung in Hamburg beherrschbar zu machen. Frau
Moller, ich habe mich ein bisschen gewundert,
dass Sie den Zusammenhang nicht verstehen zwi-
schen der GroRRe der Herausforderung, die wir in
Hamburg jeden Tag ganz konkret haben, und den
Entscheidungen, die auf Bundesebene in diesen
Fragen getroffen werden. Deswegen hier einige
unserer zentralen Forderungen an den Senat.

Erstes: Asylverfahren mussen beschleunigt wer-
den und der Bund muss die finanzielle Verantwor-
tung fir die Fllichtlingsaufnahme lbernehmen. Es
ist doch so, dass der Bund Uber das Aufenthalts-
recht entscheidet. Der Bund hat die Behorde, die
den Stempel auf den Asylantrag macht. Also muss
der Bund auch die Kosten fir die Unterbringung
wahrend dieser Phase Ubernehmen.

(Glocke)

Vizeprasidentin Barbara Duden (unterbrechend):
Frau Suding, gestatten Sie eine Zwischenfrage der
Abgeordneten Moller?

Katja Suding FDP: Bitte, Frau Mdller.

Zwischenbemerkung von Antje Mdller GRUNE:
Frau Suding, ich habe den Zusammenhang ver-
standen. Ich habe nur die CDU darauf hingewie-
sen, dass sie Rot-Griin in Hamburg nicht daran er-
innern muss, wir arbeiten selbst daran. Das war
der feine Unterschied.

Katja Suding FDP (fortfahrend): Wenn das so ist,
beruhigt mich das sehr, Frau Mdller.

Kommen wir zurtick zu der Forderung, dass der
Bund die Kosten fir die Unterbringung Uberneh-
men soll. Dann hatte Innenminister de Maiziére
auch einen Anreiz, die Verfahren zu beschleuni-
gen. Er bezahlt die Unterkinfte nicht, aber er stellt
1 600 Leute beim Zoll ein, um den Mindestlohn in
einer Backerei zu kontrollieren, wahrend beim
Asylverfahren die Leute fehlen, um den Antrags-
stau zu bearbeiten. So geht es nicht.

(Beifall bei der FDP und bei Dr. Jérn Kruse
AfD — Dr. Andreas Dressel SPD: Der Min-
destlohn ist ziemlich hilfreich in der jetzigen
Situation!)

— Es geht um die Kontrolle, Herr Dressel. Es sind
1 600 Leute; erzahlen Sie einmal, ob die dort gut
aufgehoben sind.

Das Fluchtlingspaket des Bundes, das vor andert-
halb Wochen beschlossen wurde, und dass Ham-
burg Mehreinnahmen von etwa 75 Millionen Euro
zuweist, ist — da sind wir uns wohl alle einig — nur
ein Tropfen auf dem hei3en Stein.

(Beifall bei der FDP)

Die SPD-Ministerprasidentin aus NRW, Frau Kraft,
hat es bereits lautstark kritisiert, und auch aus dem
Senat héren wir sehr verhaltene, wenn nicht sogar
kritische Tone und das zu Recht. Wer sal} denn
aber mit am Tisch, als dieses Paket beschlossen
wurde? Raten Sie einmal: Es war Blirgermeister
Scholz. Ich erwarte von ihm als Birgermeister,
dass er sich mit viel mehr Nachdruck fir die Inter-
essen Hamburgs einsetzt, auch und gerade in Ber-
lin.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Hallo! Geht's

noch!)
— Er hat dem Paket zugestimmt.

(Beifall bei der FDP — Dr. Andreas Dressel
SPD: Wir sind doch noch mitten im Ge-
sprach! Von euch war doch keiner dabei ge-
wesen!)
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Der zweite Punkt: Der Bund muss den Stau von
250 000 Asylantragen in den Griff bekommen. Die
Asylantrage aus dem Irak, aus Syrien oder aus Eri-
trea werden zu 99,5 Prozent positiv beschieden,
aber die Leute bleiben trotzdem monatelang in den
Aufnahmeeinrichtungen, auch in Hamburg, bis das
endlich geschieht. Und deshalb unser Vorschlag
einer pauschalen Anerkennung der bisherigen An-
trage von Menschen aus diesen Landern. Nach ei-
ner Sicherheits- und ldentitatsprifung muss der
Stempel auf den Antrag. Dann kénnen die Leute,
von denen viele hochqualifiziert sind, endlich arbei-
ten. Sie warten nur darauf.

(Beifall bei der FDP)

Drittens: Damit die Zahl der Fliichtlinge nicht weiter
derart rasant steigt, missen wir ziigig von der un-
geordneten zu einer geordneten Zuwanderung
kommen. Die Lander des Westbalkans sind als si-
chere Herkunftslander einzustufen, fir diese Lan-
der mussen wir die Visapflicht wieder einflhren.

Der Birgermeister sieht das genauso wie wir, und
deswegen sage ich, der grine Anbau in seinem
Senat darf diese richtige Erkenntnis nicht blockie-
ren. Wir erwarten vom Senat eine Zustimmung in
dieser Frage im Bundesrat.

(Beifall bei der FDP und bei Karin Prien
CDU)

Viertens: Gleichzeitig mussen wir ein Einwande-
rungsgesetz schaffen, mit dem sich qualifizierte
Menschen um eine Arbeitserlaubnis in Deutsch-
land bewerben kénnen. Deutschland ist langst ein
Einwanderungsland, nehmen wir doch die Realitat
zur Kenntnis. Ich bitte Sie noch einmal, Herr Biir-
germeister, machen Sie auch in dieser Frage end-
lich Dampf in Berlin.

Meine Damen und Herren! Als FDP-Fraktion sehen
wir die Verantwortung, die die ganze Stadt in die-
ser aullergewohnlichen Situation tragt, und wir
wollen unseren Teil dazu tun. Das haben wir im-
mer betont, und das gilt auch weiterhin. Unsere
Kritik an der Flichtlingspolitik des Senats habe ich
Ihnen erlautert. Wir haben gro3e Bedenken, was
die Soliditdt der Gegenfinanzierung der erhebli-
chen Mehrbedarfe angeht. Daher haben wir unse-
re eigenen Vorschlage noch einmal ins Leben ge-
rufen.

Wir fordern vom Senat, insbesondere vom Blrger-
meister und stellvertretendem SPD-Vorsitzenden,
deutlich mehr Einsatz fir ein Umsteuern in der
Flichtlingspolitik der Bundesregierung. Wir werden
den beiden vorliegenden Drucksachen daher nicht
zustimmen kénnen und uns der Stimme enthalten.

Die Vorschlage, die uns die CDU mit ihrem Zusatz-
antrag vorgelegt hat, Uberzeugen uns nur teilwei-
se. Manches geht in die richtige Richtung, man-
ches aber auch in die falsche. Wir werden uns da-
her bei Ihrem Antrag insgesamt enthalten.

Dem Zusatzantrag von SPD und GRUNEN werden
wir dagegen zustimmen. Wir erwarten vom Senat
volle Transparenz Uber die Verwendung der Mittel,
Ubrigens — und das muss man ganz klar sagen —
auch Uber das 1. Quartal 2016 hinaus. Ich hoffe,
das war kein Missverstandnis in diesem Antrag.
Wir werden jedenfalls auch hier nicht lockerlas-
sen. — Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Frau Oelschla-
ger von der AfD-Fraktion bekommt das Wort.

Andrea Oelschlager AfD:* Sehr geehrte Frau Pra-
sidentin, sehr geehrte Damen und Herren! Wenn
Sie mich fragen, was ich mit meiner Wohnung ver-
binde, dann sage ich |Ihnen sofort: ein Zuhause.
Ein Zuhause haben mehr als 2 500 Obdachlose in
unserer Stadt nicht. Auch nicht die rund
300 000 Asylsuchenden, die schatzungsweise bis
zum Jahresende nach Hamburg kommen. Gesun-
der Menschenverstand und Humanitdt gebieten,
dass wir uns Uber eine Sache einig sind: Eine Pap-
pe im Hauseingang ist kein Zuhause. Ein Zelt ist
kein Zuhause. Auch Massenunterkiinfte sind noch
kein Zuhause, im Vergleich zu einem Zelt aller-
dings schon eine Verbesserung. Hamburg muss es
sich leisten kdnnen, die Zelte abzubauen und feste
Einrichtungen zu schaffen. Auch fir Menschen, die
ohne Bleibeperspektive hier sind, ist eine tempora-
re Unterbringung notwendig. Ich verzichte darauf,
unsere Forderungen nach kiirzeren Asylverfahren
und schnelleren Rickfiihrungen zu thematisieren.
Dass solche MalBnahmen ergriffen werden mus-
sen, ist selbstverstandlich.

Ich mochte hier den Fokus auf einen anderen
Punkt richten, auf Frauen, die allein nach Deutsch-
land kommen. Notwendig sind schiitzende Raume
fur Frauen und ihre Kinder. In Hessen machen Or-
ganisationen wie pro familia und der Landesfrau-
enrat mobil, weil es zahlreiche Ubergriffe in den
Heimen — und ich rede hier ausdrticklich nicht vom
Wachpersonal — auf allein eingereiste Frauen gibt.
Davor dirfen wir die Augen aus politischer Korrekt-
heit nicht verschlieRen, sondern wir missen zur
Kenntnis nehmen, dass nicht alle Kulturen unser
Frauenbild teilen. Auch wenn es sich hier hoffent-
lich nur um Einzelfalle handelt, dirfen wir uns das
nicht bieten lassen. Hier muss mit der vollen Harte
unseres Gesetzes gegen solche Ubergriffe vorge-
gangen werden. Und dazu gehort auch, solche
Dinge nicht unter den Teppich zu kehren, weil es
zum Sommermarchen der Willkommenskultur nicht
passt.

Dass der Staat repressiv vorgeht und dieses ab-
scheuliche Verhalten bestraft, ist aber ein bloRes
Minimum. Es miuissen auch praventive MalRnah-
men ergriffen werden, damit jedem Asylsuchenden
hinlanglich Sicherheit geboten wird. So sind ab-
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schlieRbare Raume beispielsweise ein Muss. Auch
sollte man darliber nachdenken, ob es in Anleh-
nung an das Konzept der Frauenhauser nicht még-
lich sein sollte, weibliche Asylsuchende, die sich
bedroht fiihlen, in separaten Einrichtungen unter-
zubringen. Ich bin ziemlich schockiert, dass ich
mich im Jahr 2015 wieder fiir Frauenrechte einset-
zen muss, aber das ist ein Problem, das mit der
wachsenden Zahl an Asylsuchenden aus anderen
Kulturkreisen eher zu- als abnehmen wird.

Schon heute kann jeder, der durch die Stra3en un-
serer Stadt geht, rein optisch bemerken, dass die
Errungenschaften der Frauenbewegung wieder un-
ter Druck geraten. Ich rede ausdriicklich davon,
dass Kopftlicher und andere Arten der Verschleie-
rung deutlich zugenommen haben. Das ist fir mich
nichts anderes als eine Form der Unterdriickung
der Frau. Genauso, wie wir aus Humanitat und
Rechtsstaatlichkeit heraus jedem Asylsuchenden
hier eine zeitweilige Unterkunft bieten, gebieten
diese Werte auch, dass wir an unseren Grundrech-
ten festhalten und eine Unterdriickung von Frauen
nicht dulden. Meine Damen und Herren vom Se-
nat, mein Appell an Sie lautet: Kimmern Sie sich
um dieses Problem. Schaffen Sie stabile, warme
und sichere Unterkinfte.

Haushalterisch ist Ihr Geldbeschaffungsprogramm
eine Katastrophe. Aus allen Ecken wurden in die-
sem Jahr nicht bendétigte Geldmittel abgezweigt,
um sie in die Krisenbewaltigung zu stecken. Das
wurde durch die CDU ausreichend erlautert. Solan-
ge aber die Bundeswehr nicht bereit ist, verstarkt
nicht mehr bendtigte Kasernen zur Verfligung zu
stellen, missen wir Notunterkiinfte schaffen. Auch
eine Notunterkunft oder eine Kaserne ist auf Dauer
jedoch kein Zuhause. Aber wie bereits eingangs
erwahnt, humaner und sicherer als ein Zelt.

Da wir uns dem Ziel nicht verschlielen, werden wir
trotz massiver Bedenken an der Art der Finanzie-
rung nicht gegen lhr Konzept stimmen. — Vielen
Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt die fraktionslose Abgeordnete Frau Heyenn
fur maximal funf Minuten.

Dora Heyenn fraktionslos:* Frau Prasidentin, mei-
ne Damen und Herren! Bewegende Szenen spie-
len sich an den Grenzen Europas und auf den
europaischen Bahnhdéfen ab. Die Bilder, die wir je-
den Abend im Fernsehen sehen, kann man kaum
aushalten. In Deutschland und auch in Hamburg
gibt es eine Uberwaltigende Hilfsbereitschaft. Die
Menschen, die zu uns kommen und Schutz su-
chen, brauchen diese Solidaritat. Am Samstag ha-
ben dber 8 000 Hamburger und Hamburgerinnen
auf dem Rathausmarkt ihre Solidaritat mit Flicht-

lingen demonstriert. Das war ein gutes, das war
ein wichtiges Zeichen.

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN, der
FDP, der AfD, vereinzelt bei der CDU und
bei Nebahat Gliglii fraktionslos)

Kein gutes Zeichen ist es, Fluchtlinge im Winter in
Zelten unterzubringen. Im "Hamburger Abendblatt"
konnte man heute im Kommentar von Insa Gall
Folgendes lesen — ich zitiere —:

"Man mag sich gar nicht vorstellen, wie es
sich darin lebt, wenn der Regen den Unter-
grund und die Wege aufweicht, wenn die
Herbststirme einsetzen, wenn drauf’en
Schnee fallt und im Inneren gegen die Mi-
nusgrade kaum noch anzuheizen ist. Solche
Bilder vertragen sich  aufierordentlich
schlecht mit dem Hochgefiihl, das die Deut-
schen und auch die Hamburger erfasst hat."

Noch vor Wochen gab es die feste Zusage, dass
es im Winter keine Zeltunterkiinfte fir Fllchtlinge
in Hamburg geben wird. Und nun ist eingetreten,
was viele beflrchtet haben, Sie kdnnen I|hr Ver-
sprechen nicht halten. Eingesehen haben Sie,
dass mehr Geld benétigt wird, um die ankommen-
den Flichtlinge unterzubringen, aber die Men-
schen, die hier ankommen, brauchen mehr als ein
festes Dach Uber dem Kopf. Neulich war eine jun-
ge Frau zu sehen, die ein Transparent mit der Auf-
schrift "Wir sind nicht gekommen, um hier zu es-
sen und zu schlafen" in den Handen hielt.

Die vom Senat vorgelegte Nachbewilligungsdruck-
sache in Hohe von 501 Millionen Euro fir die Fi-
nanzierung von Mehrbedarfen in der Unterbrin-
gung, Betreuung, medizinischen Versorgung und
Integration von Flichtlingen wird nicht reichen. Es
fangt schon damit an, dass in der Drucksache da-
von ausgegangen wird, dass in diesem Jahr
400 000 Flichtlinge nach Deutschland kommen.
Inzwischen gehen wir alle von 1 Million aus. Das
ist also eine Steigerungsrate von 66 Prozent; die
Zahl in der Drucksache ist langst Uberholt. Klug ist
das nicht, Frau Bekeris. Laut Drucksache soll die
Finanzierung aus Ricklagen, aus unverbrauchten
Haushaltsresten und durch Umverteilung und Ein-
sparungen in den Behdrden zusammengekratzt
werden, quasi die Schatzkiste des Finanzsenators
gedffnet werden. Eine solide Finanzierung sieht
anders aus. Gar nicht aufgefiihrt werden die Steu-
ermehreinnahmen,

(Jan Quast SPD: Wie denn?)

die nach Schatzungen erheblich sein werden. Al-
lein fir 2015 sollen es 327 Millionen Euro und fur
2016 414 000 Millionen Euro sein. Frau Suding hat
Frau Kraft zitiert, ich zitiere einen Kollegen von Ih-
nen aus dem Landtag in Nordrhein-Westfalen,
namlich den FDP-Abgeordneten Joachim Stamp.
Der hat neulich in einer Debatte gesagt — ich zitie-
re —
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"Humanitat hat kein Preisschild."

Das ist, wie ich finde, eine sehr gute Aussage, und
wenn man sie zu Ende denkt, bedeutet das, dass
die Festlegung, alle Steuermehreinnahmen fiir die
Schuldentilgung einzusetzen, unverantwortlich ist.
Das ist Ideologie, und die werden Sie nicht durch-
halten. Ich warte gespannt auf den Antrag, das
Haushaltsrahmengesetz aulder Kraft zu setzen. Al-
les andere kénnen wir uns einfach gar nicht leis-
ten. Wir missen alles tun, damit die Flichtlingsbe-
wegung nicht im Desaster endet. Und dazu gehért
eine bessere Finanzierung und nicht eine Um-
schichtung zulasten anderer Aufgaben. — Danke
schon.

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt die fraktionslose Abgeordnete Gugli fir
ebenfalls maximal finf Minuten.

Nebahat Giiglii fraktionslos: Frau Prasidentin,
meine Damen und Herren! Die Zeit werde ich gar
nicht brauchen, denn vieles ist schon gesagt wor-
den. Ich glaube, im Grundsatz sind sich eigentlich
alle dartber einig, dass gehandelt werden musste.
Und bei allen Oppositionsspielchen, denke ich,
kann man dem Senat zugutehalten, dass er han-
delt und dass diese Mehrbedarfsdrucksache not-
wendig ist. Wir haben sie im Sozialausschuss ge-
meinsam mit dem Haushaltsausschuss beraten.
Natirlich kann man makeln, sie sei nicht ausrei-
chend, aber ich glaube, wir sind uns alle dartber
einig, dass sie notwendig ist, bei aller Kleinkritik.
Auch ich habe bei den Beratungen meine Kritik ge-
aullert, aber sie war gar nicht fundamentaler Art,
sondern es ging wirklich darum, deutlich zu ma-
chen, dass die Mehrbedarfsdrucksache sehr pau-
schal ist. Ich glaube, wir alle hatten uns ge-
wlnscht, dass sie sehr viel konkreter ausgestaltet
worden ware, Herr Finanzsenator.

Es gab diesbezilglich Rickfragen, auch von mei-
ner Seite, beispielsweise zu den Referenzgrolien.
Wie kann man die Summen in Relation setzen zu
der Anzahl der Menschen, der Schutzsuchenden,
die zu uns kommen? Was bedeutet das zukinftig,
wenn sich die Zahl zum Beispiel verdoppelt oder
verdreifacht? Missen wir dann zukinftig mit Mehr-
bedarfsdrucksachen rechnen, in denen sich die
Betrage verdoppeln oder verdreifachen? Das bleibt
nach wie vor relativ pauschal. Aber aus sozialpoliti-
scher Sicht kann ich nur sagen, dass sie mehr als
notwendig ist und im Moment auch dazu geeignet,
die Probleme anzugehen.

Viele Aufgaben sind, wie gesagt, gesetzliche Auf-
gaben, die wir angehen missen. Nattrlich werden
wir auf Bundesebene aktiv werden missen, das ist
ebenfalls in diese Debatte eingeflossen. Ich habe
zudem die Wahrnehmung, dass Debatten, bei de-
nen es auch nur im Ansatz um Fllchtlinge geht,
immer ein bisschen als Sammelsurium-Debatten

benutzt werden. Ich habe mich sehr dartiber ge-
wundert, Frau Oelschlager, dass Sie hier eine frau-
enpolitische Debatte erdffnen. Sie haben das ei-
gentliche Thema nur gestreift.

Auch Uber Sie, Frau Prien, habe ich mich ein
bisschen gewundert. Zumindest durch lhre Beitra-
ge in den Ausschissen habe ich Sie immer etwas
anders wahrgenommen. Der Antrag, den Sie heute
fur lhre Fraktion eingereicht haben, ist meiner Mei-
nung nach ein absoluter Zickzack-Antrag, der sich
eigentlich gar nicht sicher ist, welche Linie er fah-
ren mochte. Damit sind Sie weit hinter das zuriick-
gefallen, was ich bisher bei Ihnen an anderen Stel-
len herausgehort habe. Ich glaube, bei aller Klein-
kritik ist es richtig, was der Senat in diesen Punk-
ten macht. Die Mehrbedarfsdrucksachen sind mehr
als notwendig, und ich werde daher dem Antrag
zustimmen. — Danke.

(Vereinzelter Beifall bei der SPD und bei
Antje Méller GRUNE)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Senator Tschentscher.

Senator Dr. Peter Tschentscher:* Frau Prasiden-
tin, meine Damen und Herren! Die Fliichtlingssitua-
tion ist eine Bewahrungsprobe fir Deutschland
und Europa. Wir kdnnen die Herausforderungen
meistern, nicht zuletzt aufgrund der Finanz- und
Wirtschaftspolitik der letzten Jahre.

(Beifall bei der SPD)

— Sie durfen ruhig mitklatschen, weil dies der Bun-
desfinanzminister in der Haushaltsberatung des
Deutschen Bundestags in der vergangenen Woche
gesagt hat.

(Dennis Gladiator CDU: Wenn der das sagt,
stimmt das auch!)

Und beide Aussagen gelten auch fir Hamburg.
(Vereinzelter Beifall bei der CDU)

Im Vordergrund steht aber die rechtliche, vor allem
die politische und humanitare Verpflichtung, Men-
schen aufzunehmen, die auf ihrer Flucht zu uns
nach Hamburg kommen.

Der Senat hat hierfir von Anfang an konsequent
die erforderlichen Entscheidungen getroffen. Die
Behorden und offentlichen Unternehmen arbeiten
jeden Tag mit vielen Beschaftigten an der Bewalti-
gung der Aufgaben. Hinzu kommen die Ehrenamt-
lichen, viele Burgerinnen und Blrger, die mit Spen-
den und ihrer eigenen praktischen Arbeit helfen,
dass die Stadt die gro3e Zahl an Flichtlingen gut
aufnehmen kann. Die Entwicklung der Zuwande-
rung hat aber auch erhebliche finanzielle Auswir-
kungen auf die Haushalte der Lander und Kommu-
nen, und damit besonders auf die Stadtstaaten, die
beides auf einmal sind.
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Schon bei der Haushaltsplan-Aufstellung im Herbst
2014 haben wir den damaligen Stand der Flicht-
lingszahlen strukturell in die Ansatze fur die Jahre
2015 und 2016 aufgenommen. Die seitdem tat-
séchlich noch einmal deutlich gestiegene Zuwan-
derung fuhrt aber zu einer so starken Inanspruch-
nahme dieser Ansatze, dass die Fachbehdrden zu-
satzliche Bedarfe von 200 bis 300 Millionen Euro
pro Jahr ermittelt haben. Der Senat hat deshalb ei-
ne Nachbewilligungsdrucksache vorgelegt mit zu-
satzlichen Mitteln im Umfang von rund 240 Millio-
nen Euro fur 2015 und 260 Millionen Euro fir
2016. Bereits im Juni wurden knapp 70 Millionen
Euro fir dringende Investitionsentscheidungen be-
willigt. Damit stehen insgesamt rund 570 Millionen
Euro im Doppelhaushalt zusatzlich zur Verfligung
fir den Lebensunterhalt, die Unterbringung und
Betreuung von Asylbewerbern und Flichtlingen,
den Kita-Besuch und den Schulunterricht ihrer Kin-
der, fur die Sprachférderung und besondere Hilfen
fur Minderjahrige, die Gesundheitsversorgung, die
Unterstitzung ehrenamtlicher Arbeit und fir viele
notwendige MaRnahmen mehr.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Die konkrete Hohe der Mehrbedarfe in zeitlicher
Hinsicht und die Verteilung auf die einzelnen Mal3-
nahmen und haushaltstechnischen Produktgrup-
pen sind vor dem Hintergrund der Unsicherheit der
weiteren Entwicklung und der Vielzahl der Maf3-
nahmen schwer vorherzusagen. Deshalb beantragt
der Senat, die zusatzlichen Mittel zentral bei der
Finanzbehoérde zu veranschlagen und von dort ent-
sprechend der konkreten Bedarfslage auf die je-
weiligen Produktgruppen zu tbertragen.

Die Finanzierung erfolgt ohne Uberschreitung der
geltenden Ausgabeobergrenzen fiir den Doppel-
haushalt. Fir die Finanzierung stehen ausreichend
Reservemittel und Entlastungen bei den Zinsauf-
wendungen zur Verfiigung. Das sind, Frau Suding,
nur diejenigen, die wir aufgrund niedrigerer Neu-
verschuldung und bereits abgeschlossener An-
schlussfinanzierung sicher nicht mehr in der Pla-
nung bendtigen. Wir haben also weiterhin sehr vor-
sichtig Zinsaufwendungen in der Planung. Aber wir
haben auch eine Reihe von weiteren Umschichtun-
gen derzeit nicht bendtigter Mittel der Fachbehor-
den eingeplant. Eine Anderung oder Fortschrei-
bung des Finanzrahmengesetzes ist anlasslich die-
ser Drucksache nicht erforderlich. Ob der langfristi-
ge Steuertrend und damit der Finanzrahmen ak-
tualisiert werden kann, wird der Senat im Zusam-
menhang mit der bevorstehenden Fortschreibung
seiner Finanzplanung bis 2019 prifen und eror-
tern.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Bereits
im Haushaltsausschuss habe ich ausdricklich ge-
sagt, dass der tatsachliche Finanzierungsbedarf im
Hamburger Haushalt angesichts der Unsicherhei-
ten bei der weiteren Entwicklung der Zuwande-

rung, aber auch bei mdglichen Kosteniibernahmen
durch den Bund, schwer vorherzusagen und erst
recht nicht prazise zu berechnen ist.

Ich will ausdriicklich nicht ausschlieRen, dass wir
wie im vergangenen und in diesem Jahr auch im
nachsten Jahr noch einmal eine Nachbewilligungs-
drucksache beraten werden, wenn die weitere Ent-
wicklung dies erfordert. Dem Senat kommt es dar-
auf an, dass wir jederzeit alle erforderlichen Mal}-
nahmen ergreifen kénnen und dass fir die &ffentli-
che Unterbringung nichts unterbleibt, was notwen-
dig ist.
(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Mit der vorliegenden Drucksache zur Anpassung
der Unterbringungskapazitaten sowie der finanziel-
len und personellen Ressourcen haben wir eine
belastbare Grundlage geschaffen, um weiterhin ei-
ne gute Aufnahme, Unterbringung, Betreuung und
Integration von Flichtlingen in Hamburg sicherzu-
stellen. — Vielen Dank fir lhre Unterstitzung.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Herr Quast von der SPD-Fraktion.

Jan Quast SPD:* Frau Prasidentin, meine Damen
und Herren! Herr Senator Tschentscher hat eben
ausgeflihrt, auf welcher Basis wir diese Drucksa-
che beraten konnten, namlich auf Basis der Er-
kenntnisse, die der Senat hatte, als er die Drucksa-
che auf den Weg gebracht hat. Das sind Erkennt-
nisse, die sich standig andern, das ist richtig, und
deswegen ist auch wichtig, was eben gesagt wur-
de. Wenn sich Bedarfe verandern, wenn es Mehr-
bedarfe geben wird, dann wird natirlich diese rot-
grune Koalition zu ihrer Verantwortung stehen und
die notwendigen Mittel zur Verfigung stellen.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Wir gehen aber davon aus, dass wir mit den Mit-
teln, die wir heute bewilligen, erst einmal Uber die
Runden kommen werden. Die Mittel haben wir aus
dem Haushalt erwirtschaftet, durch Umschichtun-
gen bereitgestellt im Rahmen dessen, was wir im
Haushalt beschlossen haben. Ich finde es verninf-
tig, dass man sich, bevor man sich tUberhaupt Ge-
danken dariiber macht, Schulden aufzunehmen,
erst einmal mit dem auseinandersetzt, was sich im
Laufe des Haushaltsjahres im Haushalt an Mog-
lichkeiten ergeben hat, an Vorhaben, die nicht rea-
lisiert werden kdnnen oder sich verschieben. Ich
finde es sehr verninftig und auch sehr solidarisch,
dass sich alle Behérden an diesem Verfahren be-
teiligen und erst dann auf die gréo3eren Reservepo-
sitionen, die doch gerade flir solche Vorhaben
oder Problematiken vorgesehen sind, zuriickgegrif-
fen wird.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)
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Das ist ein finanzpolitisch richtiger Weg, sodass es
vor diesem Hintergrund zurzeit nicht erforderlich
ist, sich Gedanken Uber das Finanzrahmengesetz
zu machen, das ohnehin doch ein mehrstufiges
Verfahren ware, das auch gar nicht zeitgerecht
umzusetzen ware fir das, was wir heute beschlie-
Ren. Ich finde es eine interessante Botschaft, dass
nach der Links-Fraktion nun auch die CDU-Frakti-
on an diesem Instrument drehen und etwas veran-
dern méchte. Ich glaube, das ist fir unsere Diskus-
sion in der Zukunft eine wichtige Erkenntnis.

(Beifall bei der SPD)

Was mich erstaunt, ist, dass trotz der intensiven
Beratungen im Haushaltsausschuss und der gera-
de hierzu gezielt gestellten Nachfragen auch von
mir im Antrag der CDU immer noch behauptet
wird, dass wir deswegen keine Hafeninvestitionen
tatigen konnten, die notwendig waren. Es ist klipp
und klar vom Senat dargestellt worden, dass keine
HPA-Investitionen und auch keine Planungen ge-
fahrdet sind. Das kénnen Sie in der Drucksache
nachlesen.

Das Gleiche gilt fiir die RISE-Investition. Auch dort
ist kein Vorhaben gefahrdet. Die Mittel, die aus
dem Vorjahr in Resten zur Verfiigung stehen — (b-
rigens auch in der Vergangenheit unter CDU-Ver-
antwortung zur Verfigung standen —, sind ausrei-
chend vorhanden, damit 2015 kein Projekt gefahr-
det ist.

(Zurufe)

Dass Sie hier anderes behaupten, hat meines Er-
achtens nach nur damit zu tun, Herr Trepoll und
Frau Prien, dass Sie fur lhren Antrag wenigstens
ein paar handfeste haushaltspolitische Ansatze
brauchten, denn Ihr Antrag — und das finde ich au-
Rerst bedauerlich — ist einer, der das Thema
Flichtlinge erneut wieder nur unter dem Gesichts-
punkt Repression sieht. Er sieht es nicht unter dem
Gesichtspunkt der Verantwortung dieser Stadt, Hil-
fe zu leisten. Sie denken bei Flichtlingen immer
nur an Repression.

(Beifall bei der SPD und bei Farid Miiller
GRUNE - Dennis Gladiator CDU: Sie ver-
stehen es einfach nicht! — Dennis Thering
CDU: Das scheint Ihnen alles zu hoch!)

Sie stehlen sich aus der Verantwortung. Nachdem
Sie sich im Haushaltsausschuss doch zumindest
noch enthalten haben, habe ich vernommen, dass
Sie heute offenbar gegen diesen Antrag stimmen
wollen, an dem wir noch einmal hatten deutlich
machen kdnnen, dass wir in Hamburg gemeinsam
zu unserer Verantwortung stehen. Gleichzeitig
werden auf Bundesebene verschiedene Themen
angegangen, die Sie erwahnt haben. Aber in Ham-
burg missen wir konkret daflir sorgen, dass die
Menschen die bisher eingebrachte Hilfsbereitschaft
weiter einbringen werden.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Meine Damen und Herren! Wir sehen, dass es
auch Bedenken und Sorgen bei den Menschen
gibt; mit denen mussen wir uns auseinanderset-
zen. Deswegen werden vor Ort Veranstaltungen
durchgefiihrt. Deswegen filihren wir sehr viele Ge-
sprache.

(Dennis Thering CDU: Halbinformation!)

— Ach, Herr Thering, Sie sind doch einer von den-
jenigen, die durch gezielte Fehlinformationen die
Bevdlkerung aufbringen.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)
Das ist die Politik, die ich bei lhnen sehe.

(Dennis Thering CDU: Sie stocken doch jetzt
aufl)

Sie machen aus dieser europaischen Problematik,
aus dieser Sorge, fur die wir alle zusammen ein-
stehen muissen, aus den Hilfeleistungen, die von
uns erwartet werden, ein kleinteiliges Wahlkreisge-
zerre. Das steht lhnen nicht gut an, Herr Thering.

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN und bei
Nebahat Giiglii fraktionslos)

Ich méchte noch auf die Einwendung von Frau
Prien eingehen, dass wir Hilfe nicht annehmen.
Das ist nicht so. Es werden auch Hilfsorganisatio-
nen eingebunden. Am Fiersbarg, das kennt Herr
Thering, aber auch in Harburg, werden wir bei-
spielsweise mit Hilfsorganisationen zusammenar-
beiten. Ich glaube, es ist der richtige Weg, dass wir
eine breite Basis bei der Betreuung von Flichtlin-
gen und den einzelnen Einrichtungen sehen.

Ich mdéchte am Schluss etwas zu dieser Besser-
wisserei sagen, die uns von der Links-Fraktion ent-
gegenkommt.

(Zuruf von Christiane Schneider DIE LINKE)

Hier in der Stadt bemiiht sich wirklich jeder in der
Verwaltung — aber auch sehr viele ehrenamtlich
engagierte Menschen —, mit der Situation, die sich
jeden Tag andert und die auch nicht lange vorher-
planbar ist, umzugehen.

(Zuruf von Mehmet Yildiz DIE LINKE)

Immer nur das Negative zu sehen, immer nur her-
auszustellen, was nicht rundlauft in einer Situation,
die sich von heute auf morgen verandert, wird der
Situation nicht gerecht. Ich erwarte von Ihnen et-
was mehr Konstruktivitat, Akzeptanz und Achtung
vor dem, was getan wird,

(Cansu Ozdemir DIE LINKE: Sie stellen
nicht mal Antrage und fordern dann einen
Schulterschluss!)

und nicht nur Beschimpfungen der Verwaltung, der
Menschen bei fordern und wohnen und der Ehren-
amtlichen in dieser Stadt.
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(Lang anhaltender Beifall bei der SPD und
den GRUNEN)

Meine Damen und Herren! Das war nun sicherlich
nicht sehr freundlich von mir.

(Zurufe von der LINKEN)

Trotzdem mein Appell am Schluss: Lassen Sie uns
weiterhin gemeinsam versuchen, die Situation zu
I6sen und den Menschen zu helfen.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN —
Heiterkeit bei der CDU)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Herr Kleibauer von der CDU-Fraktion.

Thilo Kleibauer CDU:* Frau Prasidentin, meine
Damen und Herren! Ich glaube, allen Fraktionen in
diesem Hause ist die Dringlichkeit und Bedeutung
dieser Drucksache, die wir heute beschlielen, be-
wusst. Es sind im Ubrigen nicht die Auswirkungen
der Bilder gestrandeter Menschen am vergange-
nen Wochenende, sondern das war allen Fraktio-
nen in diesem Hause schon zum Ende der Som-
merferien bewusst.

Ich méchte in Erinnerung rufen, dass uns diese
Drucksache vor nicht einmal drei Wochen zuge-
gangen ist. Heute vor drei Wochen hat Herr Sena-
tor Tschentscher seine Pressekonferenz gehalten,
am nachsten Tag ist uns die Drucksache zugegan-
gen. Wenn alle Fraktionen ein hohes Interesse
daran haben, diese Drucksache in einem engen
Zeitfenster sehr schnell und intensiv zu beraten,
mit Ausschussberatung, mit nachtraglicher Aufnah-
me auf die Tagesordnung, dann zeigt das doch,
dass die Fraktionen allesamt sehr an der Sache
orientiert waren und bestrebt, die Drucksache
dringlich auf den Weg zu bringen.

Meine Damen und Herren! Vieles ist gesagt wor-
den, es wurden zahlreiche Probleme benannt. Ich
fand |hre Reaktionen manchmal ein bisschen
merkwurdig, denn viele Probleme, die von unter-
schiedlichen Rednerinnen angesprochen wurden,
kann ich durchaus nachvollziehen. Wenn ich mir
die Unterbringungssituation in dieser Stadt anse-
he, dann gibt es vieles, was nicht rundlauft und
was man kritisieren kann. Darauf dann sehr dinn-
hautig, mit Tausenden von Zwischenrufen, mit der
Bemerkung, das sei destruktiv, zu reagieren, halte
ich flr einen schlechten Stil, wenn wir eine ernst-
hafte Debatte darlber fiihren wollen.

(Beifall bei der CDU, der FDP und der LIN-
KEN)

Die Frage der Finanzierung des Mehrbedarfs ist si-
cherlich nicht die einzige, aber sie ist auch nicht
unwichtig. Es ist auch bezeichnend, dass flr den
Senat zu diesem Thema immer nur der Finanzse-
nator spricht, aber nicht diejenigen, die fachlich fur
die Umsetzung der Mallnahmen zustandig sind.

(Wolfgang Rose SPD: Das stimmt doch gar
nicht! — Dr. Monika Schaal SPD: So ein
Blddsinn! — Gegenruf von André Trepoll
CDU: Geht schon wieder los!)

— Dann wirde ich gern weitermachen, aber Sie
kénnen noch weiterhin lhre Kommentare abgeben.
Ich finde es bezeichnend — und das war auch im
Ausschuss —, dass der Finanzsenator die Feder-
fihrung hatte, das stellte sich auch hier so dar.

Lassen Sie mich noch einige Punkte auffihren.
Das Thema Investitionen wurde benannt. Man
muss sich nur die Drucksache anschauen und
dann sieht man, dass Investitionsmittel Hafeninfra-
struktur und die Investitionsmittel Brickensanie-
rung gestrichen werden. Es ist doch bezeichnend,
dass Sie gleichzeitig sagen, die Mittel wirden wei-
terhin gebraucht, Sie wiirden sie spater wieder ein-
fordern und die Projekte wiirden weiter geplant.

(Gerhard Lein SPD: Parallel!)

Das zeigt doch nur eines: Sie verschieben Belas-
tungen in die Zukunft. Das kann man machen,
aber es ist nicht klug. Es ist nicht klug, Probleme
an dieser Stelle in die Zukunft zu verschieben.

(Beifall bei der CDU)

Das zweite Thema hat Herr Quast ganz bewusst
aus dem Zusammenhang gerissen, namlich das
Finanzrahmengesetz. Man muss sich einmal vor
Augen fiihren, dass es 25 Millionen Euro an Bun-
desmitteln gibt. Sie sind beschlossen, sie sind
wahrscheinlich schon geflossen, und sie sind so-
gar zweckgebunden beschlossen. Wir sind uns alle
einig, dass das fir die Gesamtaufgabe ein niedri-
ger Betrag ist. Es kommt auch noch mehr. Der Be-
trag ist niedrig, aber er ist zu hoch, um auf ihn zu
verzichten. Und was machen Sie? Sie setzen die-
se 25 Millionen Euro, die der Bund dieses Jahr fir
die Aufgabe Asylbewerber und Flichtlingsunter-
bringung Uberweist, dafiir ein, damit Herr Tschent-
scher einen hoéheren Haushaltsiiberschuss am
Jahresende ausweisen kann. Was ist denn das fur
eine Logik, was setzen Sie denn da fur ein Signal
in die Welt?

(Beifall bei der CDU)

Das ist ein struktureller Fehler Ihres Gesetzes, auf
den Sie bei den Beratungen, als das Gesetz 2012
hier beschlossen wurde, schon hingewiesen wor-
den sind. Und wenn Sie den Schulterschluss ein-
fordern, Herr Dr. Dressel, so sind wir bereit, diesen
strukturellen Fehler des Gesetzes um diese 25 Mil-
lionen Euro fiir diese wichtige Aufgabe nutzbar zu
machen, auch schnell zu korrigieren. Hierfir hatten
Sie unsere Zustimmung, aber diesen Weg haben
Sie leider nicht gewahilt.

(Beifall bei der CDU)

Wenn wir im Ubrigen beim Thema Signale sind:
Wir sind uns alle einig, dass diese Aufgabe eine
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der grélten Herausforderungen in dieser Stadt, im
Gemeinwesen in Deutschland, seit Jahrzehnten
ist. Wir wissen alle, dass es einen deutlichen Mehr-
bedarf finanzieller Art gibt, aber auch beziglich der
Arbeit der Behorden. Viele Senatoren haben schon
gesagt, wie viele zusatzliche Stellen, wie viel zu-
satzliches Personal sie bekommen. Ich schlielRe
mich dem Dank — Sie danken schlief3lich auch
gern — an alle Beteiligten an, die in der Verwaltung
an diesem Thema arbeiten, fir diese Leistung.

Und am Ende der Beratungen, als gesagt wurde,
hier wirden mehr Leute eingestellt, dort wirden
wir mehr in den Bezirken brauchen oder in der In-
nenbehorde, antwortete der Finanzsenator auf die
diesbezlgliche Frage — sowohl in der Pressekonfe-
renz als auch in den Ausschussberatungen —, dass
eines klar sei, am Abbaukurs von 250 Vollzeitstel-
len wirden Sie festhalten. Was senden Sie damit
fur ein Signal aus? Das muss man sich wirklich fra-
gen. Was senden Sie damit Ubrigens gerade fir
ein Signal aus in Richtung Bezirke, die, wie wir alle
wissen, die Hauptleidtragenden sind beim Perso-
nalabbau? Sie werden jedoch bei der Unterbrin-
gung von Flichtlingen zunehmend auch in Aufga-
ben eingebunden; sie bearbeiten zunehmend
— was auch sinnvoll ist — dezentrale Aufgaben. Das
ist sehr unglaubwirdig, es ist nicht ehrlich, was Sie
machen, und so etwas ist zu Recht zu kritisieren.

(Beifall bei der CDU)

Ich komme zur Héhe des Mehrbedarfs an sich. Da-
zu haben wir immer gesagt, dass uns dies sinnvoll
erscheint und notwendig, bei allen Prognoseunsi-
cherheiten, die es im Moment zu diesem Thema
gibt. Und wir halten es auch fir sinnvoll, den Weg
zu gehen, eine pauschale Reserveposition in der
Finanzbehorde dafiir einzurichten. Im Ubrigen hat-
te die Finanzbehdrde zu frlheren Regierungszei-
ten mehr allgemeine Reserven auch fiir gesetzli-
che Leistungen. Die hatten in diesem Fall definitiv
nicht ausgereicht, aber insofern korrigieren Sie hier
auch etwas lhren Kurs. Es ist richtig, dass wir in
diesem Fall eine grolRe Reserveposition in der Fi-
nanzbehdrde haben. Das unterstitzen wir, das fin-
den wir sinnvoll.

Und Ihren Zusatzantrag, lieber Herr Quast, finden
wir auch sinnvoll. Sie Ubernehmen damit sozusa-
gen schon einen Punkt aus unserem Antrag, in
dem wir sagen, dass wir in jedem Fall als Parla-
ment, wenn wir sehr pauschal Mittel erméachtigen,
Informationen brauchen Uber den Mittelabfluss.
Das ist sinnvoll, den Antrag unterstutzen wir. — Vie-
len Dank.

(Beifall bei der CDU)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Herr Muller von der GRUNEN Fraktion.

Farid Miller GRUNE:* Frau Prasidentin, meine
Damen und Herren! Es ist gut, dass wir uns jetzt in
der zweiten Runde noch einmal Gber die Finanzen
unterhalten. Vielleicht ist es allen nicht mehr so im
Bewusstsein, aber wir beschlieRen heute mit
570 Millionen Euro knapp ein Finftel der Summe,
die der Bund fir ganz Deutschland bereitstellt
— das mochte ich festhalten —, und das als eines
der kleinsten Bundeslander. Ich halte das schon
fur eine bedeutende Angelegenheit.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD —
André Trepoll CDU: Herr Miller, fir zwei
Jahre!)

Wir wissen alle, dass diese 3 Milliarden Euro nicht
das letzte Wort sein werden. Dennoch ist es eine
gewaltige Summe, die wir hier in einem sehr kurz-
fristigen Rahmen zur Verfligung stellen, ohne neue
Schulden zu machen und ohne irgendeinen ande-
ren Topf zu kiirzen, sodass irgendetwas nicht pas-
siert, was vorgesehen war. Das haben Sie Uber-
haupt nicht erwahnt, sondern Sie zweifeln sehr
oberflachlich unsere Aussagen an. Dazu kommen
wir aber gleich noch.

Frau Ozdemir, Sie haben uns vorgeworfen, wir
wirden jetzt viel zu wenig Geld bereitstellen, weil
noch viel mehr Flichtlinge kommen werden. Dazu
sage ich nur eines: Erstens stellen wir schon ein-
mal 20 Prozent dessen zur Verfigung, was der
Bund gerade erst einmal in Aussicht gestellt hat fur
ganz Deutschland.

Zweitens: Seien Sie versichert, wenn es notwendig
ist, werden wir weitere Mittel zur Verfigung stellen.
Es wird niemand drauf3en auf der Stralle schlafen
missen, und wir wollen auch mdglichst wegkom-
men von den Zelten.

(Zurufe von der LINKEN)

Das wurde doch auch vom Finanzsenator gesagt,
und deswegen haben wir einen zentralen Titel in
der Finanzbehdrde eingerichtet. Hier kénnen wir
als Parlament, aber auch die Offentlichkeit, ganz
genau schauen, was abfliet und wann es aufge-
braucht ist. Wenn wir nachsteuern muissen, kon-
nen wir das sehr kurzfristig. Das kdnnen wir hier
vom Parlament aus sehr gut kontrollieren, deswe-
gen haben wir diesen Antrag als rot-grine Fraktion
eingebracht. Er ist zumindest bisher noch nicht kri-
tisiert worden.

(Beifall bei den GRUNEN, der SPD und bei
Nebahat Giiglii fraktionslos)

Jetzt kommen wir noch einmal zum Finanzrahmen-
gesetz, Herr Kollege Kleibauer. Es ist durchaus ein
Punkt, der allen aufgefallen ist, dass uns namlich
der Bund jetzt die Mittel flr dieses Jahr Uber die
Umsatzsteuer zukommen lasst. Es ist also nicht
zweckgebunden. Trotzdem flieRt es in unseren
Haushalt. Und naturlich sind diese 25 Millionen
Euro Bestandteil auch der Summe, die wir ausge-
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ben werden. Das ist doch ein Haushalt. Sie agie-
ren in diesem Bereich mit Finanzakrobatik.

Nattrlich werden wir dartiber reden miissen, wenn
der Bund weiter seine Hilfen Uber die Umsatzsteu-
er an die Lander beziehungsweise an uns weiter-
gibt. Dann werden wir dariiber reden missen, wie
wir in Hamburg damit umgehen, das ist doch lo-
gisch. Aber in der Kirze der Zeit — und wir wissen
doch noch gar nicht, was am 24. September her-
auskommt — missen wir erst einmal schauen, dass
wir mit den Mitteln auskommen, die wir freiliegend
im Haushalt haben, die nicht zur Ausgabe da sind.
Es ware auch verriickt, Kredite aufzunehmen fir
Mittel, die wir eigentlich schon bewilligt haben,
aber die aus den verschiedensten Grinden nicht
ausgegeben werden koénnen, weil die Projekte
doch noch nicht umsetzbar sind. Das sind genau
die Investitionsmittel, die Sie kritisieren. In der Wirt-
schaftsbehdrde wird kein Projekt gestoppt oder fin-
det nicht statt, weil es umgeschichtet wird, sondern
es findet eine Umschichtung statt, weil die Mittel in
diesem und im nachsten Jahr nicht zur Umsetzung
kommen. Das mogen Sie vielleicht nicht glauben,
aber dann kdénnen Sie gern noch einmal bei allen
Ihrer zahlreichen Schriftlichen Kleinen Anfragen
— zu diesem Punkt haben Sie Ubrigens nichts ge-
fragt — abfragen, welche Projekte jetzt in Planung
waren und welche davon betroffen sind. Es ist im
Haushaltsausschuss angesprochen worden. Des-
wegen habe ich ein wenig die Vermutung, liebe
Kollegen von der CDU, dass Sie im Grunde ge-
nommen nur nach sehr oberflachlichen Argumen-
ten gesucht haben, um hier nicht zustimmen zu
mussen. Das finde ich nicht richtig.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Frau Suding, ich komme zu lhrem Argument mit
den Zinsen. Wenn Sie noch einmal in die Drucksa-
che schauen, auch in den Bericht des Haushalts-
ausschusses, so sehen Sie, dass es eigentlich
sehr gut erklart ist. Wir haben im vergangenen
Jahr einen Zinssatz bei Kreditaufnahmen von
1,4 Prozent gehabt. Im ersten Halbjahr 2015 lag
der Prozentsatz bei 0,5 Prozent. Das heil3t, wir
profitieren momentan noch eher von sinkenden
Zinsen, und da sind diese Spielrdume auch mit
entstanden, fir dieses und fiir nachstes Jahr. Sei-
en Sie versichert — der Senator hat es auch ge-
sagt —, da sind wir sehr, sehr vorsichtig herange-
gangen. Und selbst wenn der unwahrscheinliche
Fall eintritt, dass die FED auf einmal ihren Zinssatz
verdreifacht oder sehr hoch setzt — was im Ubrigen
nicht zu erwarten ist —, wirden wir natlrlich an-
derswo nachsteuern missen.

Aber wir haben momentan an verschiedenen Sei-
ten unerwartete Ausgaben. An dieser Stelle sind
wir sehr vorsichtig herangegangen, und wir werden
nicht unerwartet hohe Zinssatze bekommen. Da
ware jede grofle Wirtschaftsaktion verriickt, wir
sind doch sowieso alle ein bisschen nervos im Mo-

ment. Insofern finde ich auch dieses Argument,
Frau Suding, ziemlich an den Haaren herbeigezo-
gen, wenn man sich die Zahlen genau anschaut
und ebenso die Ausfiihrungen von Herrn Tschent-
scher.

(Katja Suding FDP: Die haben wir nicht be-
kommen, muss man mal ehrlich sagen!)

— Auch da kann man Sorgen haben, Frau Suding,
aber ich finde, die Hinweise waren so gut, dass
man eigentlich keine Sorgen haben muss.

(Katja Suding FDP: Waren sie nicht!)

Ich bin aber froh, dass Sie nicht dagegen stimmen,
sondern dass Sie sich immerhin enthalten, das hal-
te ich durchaus fiir ein gutes Zeichen.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Ich hatte mir sehr gewlinscht, dass die ganzen klu-
gen Hinweise in Ihren Antrdgen konkret ausformu-
liert worden waren. Dann hatten wir eine sehr kon-
krete Vorlage gehabt, wie Sie es denn hatten ha-
ben wollen. Sie sagen, es sei ein bisschen mehr
Busbeschleunigung. Es stimmt, wir haben hier ge-
nau 11 Millionen Euro herausgeholt. Wir hatten
uns auch anderswo umschauen kénnen, aber von
Ihnen kamen nur pauschale Hinweise in Kuller-
punkten im Antrag. Wenn Sie eine vernlnftige Al-
ternative zur Regierung sein wollen, dann hatten
Sie es ausformuliert und hatten es genau begrun-
det.

(André Trepoll CDU: Drei Wochen!)

Das haben Sie nicht gemacht, und deswegen sind
es Ausfliichte, weil Sie aus irgendwelchen Grin-
den nicht zustimmen wollen. Das ist eigentlich
nicht der Situation angemessen, und das wissen
Sie auch.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Frau Schneider von der Fraktion DIE LIN-
KE.

Christiane Schneider DIE LINKE:* Meine Damen
und Herren, Frau Prasidentin! Herr Mdller, Sie ha-
ben gesagt, es werde niemand auf der Strale
schlafen missen. Ich weil} nicht, wo Sie leben. Ich
bin neulich durch einen Park gegangen, und er war
voll von Menschen, die dort geschlafen haben.
Das ist doch das Problem. Wir alle wissen, wie
schwierig die Situation ist, und ich glaube, keiner
von uns unterschatzt das. Und wir sagen auch
nicht, das sei leicht zu I6sen und man muisse nur
mit dem Finger schnippen oder nur die konstrukti-
ven Vorschlage, Herr Quast, der LINKEN anneh-
men. Das haben wir gar nicht gesagt.

(Jan Quast SPD: Die habe ich gar nicht ge-
hort!)
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Wir wissen, wie schwierig es ist. Aber das Problem
liegt darin, dass Sie und der Senat sich nicht mit
den Problemen, nicht mit dem, was schieflauft,
auseinandersetzen.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Stimmt doch gar
nicht!)

— Hoéren Sie mir bitte zu. Ich habe lhnen auch zu-
gehdrt, ich habe auch dazwischengerufen, das tun
Sie jetzt auch. Aber horen Sie es sich einfach ein-
mal an.

Es lauft eine Menge schief. Es gibt die sehr gro3en
Probleme, an denen wir meiner Meinung nach alle
zusammen arbeiten missen. Eines dieser Proble-
me sind die Zelte im Winter, die meiner Meinung
nach unter keinen Umstanden akzeptabel sind.

(Beifall bei der LINKEN)

Menschen dirfen nicht in Zelten drauf3en schlafen.
Ich finde es auch extrem schwierig, wenn man
hort, dass diese GroRlager, die mit 3 000 Platzen
entstehen sollen, jetzt schon zum Teil fir
7 000 Menschen geplant werden wie in Harburg.
Diese Information haben wir erhalten. Da sollen
zusatzliche Zelte aufgestellt werden, und man
rechnet mit einer durchschnittlichen Belegung von
5 000 Menschen.

(Jan Quast SPD: Quatsch! — Zurufe von der
SPD)

Ich sage Ihnen jetzt, welche Informationen wir ha-
ben. Herr Abaci, Sie kdnnen da lachen. Sie kén-
nen es doch gern aufklaren, und es ware schon,
wenn man im Ausschuss sachlich dartber reden
konnte.

Es gibt auch ganz andere Probleme, die beispiels-
weise die Integration betreffen. Es ist ein riesiges
Problem, dass die vielen Kinder und Jugendlichen,
die jetzt in die Schule kommen, mehr oder weniger
alle traumatisiert sind. Es ist unglaublich schwierig,
sie zu beschulen, und es mussten eigentlich Mal3-
nahmen stattfinden, um diese Traumatisierungen
zu bearbeiten, damit die Kinder Uberhaupt be-
schulbar sind. Wir wissen alle, dass das ein grofies
Problem ist, es ist nicht leicht zu I6sen und wird
Geld kosten.

Es gibt aber auch unendlich viele Probleme, die ei-
gentlich nicht schieflaufen muissten und bei denen
ich manchmal den Eindruck habe — und nicht nur
ich —, dass staatliche Strukturen hier zusammen-
brechen. Ubrigens beschimpfen wir in gar keiner
Weise Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Wir als
kleine Fraktion kénnen uns manchmal vor Anfra-
gen und Beschwerden von Mitarbeiterinnen und
Mitarbeitern Uberhaupt nicht retten. Wir beschimp-
fen sie nicht, aber wir sagen, es lauft extrem viel
schief. Gehen Sie einmal abends oder tagsiiber
zum Hauptbahnhof, da sehen Sie, dass Hunderte
von Menschen ankommen, die teilweise in die
Poststrale missen, teilweise wollen sie auch wei-

ter. Sie werden von Ehrenamtlichen — Frau Ozde-
mir sagte es schon — mit Nahrung versorgt. Das
sind Ehrenamtliche, die Zwdlf-Stunden-Schichten
leisten oder auch manchmal 14 Stunden. Es sind
meistens 10 bis 20 Menschen da, Tag fur Tag, die
daflr sorgen, dass all das gewahrleistet wird, was
eine staatliche Aufgabe ist. Es ist nicht die Aufga-
be der Ehrenamtlichen, zu verhindern, dass Leute
im Hauptbahnhof umherirren, ihr Lager aufschla-
gen, kein Essen haben, oder dafiir zu sorgen, dass
sie medizinisch versorgt werden. Das mussen ei-
gentlich keine Ehrenamtlichen machen.

Und was ist das Problem? Es gibt keine Raume.
Es gibt keine Raume, in die man mit den Flichtlin-
gen gehen kann. Es werden jetzt zwei Zelte errich-
tet fir die medizinische Versorgung, aber die kom-
men von Privaten. Es ist schon, dass sie von Pri-
vaten kommen, aber ich finde es schade und
schlimm, dass die staatlichen Strukturen das Uber-
haupt nicht leisten. Auch die Wohlfahrtsverbédnde
sind leider nicht da.

Die meisten Fluchtlinge werden zur Poststrale ge-
bracht, und hier fangt es schon an. Dort sitzt ein
Mann von der Security, der sie in Empfang nimmt.
Er spricht normalerweise kein Farsi, kein Arabisch
oder Kurdisch. Aber die Menschen brauchen natur-
lich Auskiinfte. Sie kriegen einen Zettel in die Hand
gedrickt und sollen den ausflillen, aber sie wissen
Uberhaupt nicht, um was es geht. Es bilden sich
lange Schlangen, irgendwann macht der Mensch
seine Tur zu und verschwindet, und dann stehen
die Leute da. Warum werden keine Dolmetscher
eingesetzt? Ich habe mir heute von den Menschen
am Hauptbahnhof sagen lassen, dass es sehr vie-
le Ehrenamtliche gibt, die bereit waren, die Dolmet-
scherdienste in der Poststrafle zu machen. Ich sa-
ge Ihnen, nehmen Sie doch bitte das Angebot an.
Es ist eine wichtige Aufgabe, dass die Flichtlinge,
die ankommen, sich auch aufgenommen fihlen
statt abgeschoben. Wir waren gern bei der Vermitt-
lung behilflich.

(Beifall bei der LINKEN)

Die Babywindeln missen beispielsweise von Eh-
renamtlichen besorgt werden. Das sind alles viele
kleine Probleme. Ich bitte Sie, setzen Sie sich da-
mit auseinander. Es gibt eine Menge, was schief-
lauft, und ich glaube, manchmal sind es nur ganz
kleine Dinge, die gedndert werden mussen.

Ein Problem ist uns allen klar, das Geld wird hinten
und vorn nicht reichen. Wir werden mehr Geld
brauchen. Frau Ozdemir hat das Problem schon
angesprochen, dass Sie aus dem Haushalt, aus
den verschiedenen Behoérden, dies und jenes zu-
sammenkratzen. Sie kommen dann auf einen Be-
trag und sagen, dass der jetzt die Bedarfe bestim-
me. Wir sagen, dass es so nicht geht, wir missen
mehr von den Bedarfen ausgehen, wir missen
frih an dieses Finanzrahmengesetz herangehen,



902 Burgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg - 21. Wahlperiode - 14. Sitzung am 16. September 2015

(Christiane Schneider)

und am Ende werden wir auch an die Schulden-
bremse herangehen missen. — Danke.

(Beifall bei der LINKEN — Joachim Lenders
CDU: Ja, und tschis!)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Herr Dr. Dressel von der SPD-Fraktion.

Dr. Andreas Dressel SPD:* Frau Prasidentin, mei-
ne Damen und Herren! Ich will zum Schluss der
Debatte sagen, dass diese Aufgabe zu grol} ist, als
dass wir uns in parteipolitischem Streit verlieren
sollten. Das finde ich wichtig.

(Beifall bei der SPD und bei Martin Bill GRU-
NE und Nebahat Gliglii fraktionslos — André
Trepoll CDU: Sie haben doch die Scharfe
reingebracht!)

Ich war die ganze Zeit hier und habe der Debatte
gelauscht. Niemand von uns hat behauptet, weder
in Zeitungsinterviews noch in den Blrgerversamm-
lungen — ich war gestern Abend am Fiersbarg, da
war der Kollege Thering dabei, auch der Kollege
Kleibauer —, dass alles toll 1auft. Wie soll bei dieser
Lage, die sich wdchentlich und taglich andert, alles
schon picobello vorbereitet sein? Das kann gar
nicht sein. Wir missen improvisieren, wir missen
mit Provisorien arbeiten, anders geht es nicht.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Natlrlich hatte der Senat im Sommer den Plan, zu
erreichen, dass wir die Zelte bis zum Winter bezie-
hungsweise zu Weihnachten abbauen kénnen.

(Dennis Thering CDU: Ja, das war das Ziel!)

Auch hier sollte man genau hinschauen, was ge-
sagt wurde. Wir wollten gemeinsam das Ziel ha-
ben, das zu erreichen, aber dann passierten Dinge
in Ungarn, durch die unsere gemeinsame Bundes-
kanzlerin in der Koalition aus humanitédren Grin-
den entschieden hat, die Fllchtlinge hineinzulas-
sen. Das war eine richtige Entscheidung, eine hu-
manitdr notwendige Entscheidung, die aber Kon-
sequenzen gehabt hat, wie wir doch wohl alle in
den letzten Wochen festgestellt haben. Natirlich
hat das die Lage verandert, auf diese Sache konn-
te sich keiner einstellen, und das sollten wir realis-
tischerweise gemeinsam feststellen, etwas ande-
res glaubt uns draufden doch sowieso niemand.

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN und bei
Nebahat Glglii fraktionslos)

Niemand von uns behauptet also, dass das perfekt
funktioniert, es passieren auch Fehler. Das hat
auch der Innensenator gesagt, als es beispielswei-
se in Jenfeld passierte, dass zuerst die Zelte auf-
gebaut waren und erst danach in den Briefkasten
die Benachrichtigungszettel waren, dass die Zelte
dorthin kommen. Das war ein Fehler, das hat er
bestatigt. Und Uberall, wo im Moment Fehler pas-

sieren, geschieht das, glaube ich, nirgendwo mit
Absicht, weil man etwas verheimlichen will oder
tricksen will, sondern weil uns im Moment die Ab-
laufe und Geschehnisse Uberholen. Niemand
macht das mit Absicht. Die gesamte offentliche
Verwaltung leistet Ubermenschliches, und da pas-
sieren auch Fehler. Niemand macht das mit Ab-
sicht, alle strengen sich unglaublich an, und des-
wegen sollten wir den Leuten auch noch einmal
danken dafiir.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Wir sollten wirklich bei aller Diskussion versuchen,
gemeinsam zu schauen, was wir politisch tun kon-
nen. Da sind wir gemeinsam in der Grof3en Koaliti-
on gefordert. Frau Suding, Sie sagen, der Blrger-
meister kimmere sich da nicht. Wenn sich jemand
in den letzten Wochen und Monaten gekimmert
hat, in den Verhandlungen mit der Bundesregie-
rung fir die Lander etwas herauszuholen, und das
auch weiterhin tun wird, dann ist das unser Birger-
meister. Etwas anderes zu behaupten, ist einfach
Unsinn, liebe Kollegin Suding.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Es ist unsere gemeinsame Verantwortung von
CDU und SPD, Gesprache mit anderen Landern
zu fuhren, weil die Lage in anderen Bundeslandern
noch viel schwieriger ist als in Hamburg. In Nord-
rhein-Westfalen sind beispielsweise unzahlige
Turnhallen belegt. Es lauft nicht alles schief in
Hamburg, denn wir haben es beispielsweise ge-
schafft, zum Schuljahresbeginn die kurzfristig be-
legten Turnhallen wieder frei zu bekommen, damit
der Schulsport stattfinden kann und die Sportverei-
ne ihre Arbeit wieder aufnehmen kdnnen. Fragen
Sie einmal in Nordrhein-Westfalen nach, wie dort
die Lage ist. Aber das bringt uns auch nicht weiter.
Ich will nur unterstreichen, dass wir in Hamburg al-
les tun, um eine Situation zu schaffen, dass das
normale tagliche Leben in der Stadt, den Schulen
und Vereinen und an sehr vielen Stellen weiterge-
hen kann, trotz dieser Herausforderungen, die wir
gemeinsam schultern. Das ist unser gemeinsamer
Anspruch, den wir wirklich haben missen.

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN und bei
Nebahat Gligli fraktionslos)

Deshalb lautet auch meine Bitte, dass wir gemein-
sam unseren Einfluss in Berlin geltend machen,
damit am 24. September ein vernunftiges Paket
herauskommt, das uns strukturell hilft. Ich glaube,
da sind wir jetzt auf einem guten Weg, dass sich
die Situation in die richtige Richtung entwickelt. Es
hat gestern Abend auch noch einmal ein Treffen
der Ministerprasidenten bei der Kanzlerin gegeben.
Wir mUssen zum Beispiel auch erreichen, dass wir
diese Baurechtsvereinfachung zustande bekom-
men, das Abweichungsgesetz. Ich finde, es gehort
auch in dieses Haus, das hier anzusprechen. Wir
mussen fur eine befristete Zeit erreichen, dass in
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jedem Gebiet in dieser Stadt — und das gilt fir
ganz Deutschland — Fluchtlingsunterkiinfte zulas-
sig sein missen. Anders werden wir es namlich
nicht schaffen. Das ist eine Angelegenheit, um die
wir uns gemeinsam kimmern mussen, damit es
dann auch in der Umsetzung klappt. Der Bund wird
jetzt bis zum 1. November die Voraussetzungen
dafir schaffen.

Es wird auch eine Verstandigung geben lber den
repressiven Teil, den Sie angesprochen haben. Ich
bin ganz sicher, dass es am Ende auch ein Paket
gibt, das nicht nur im Bundestag beschlossen wird,
sondern auch im Bundesrat. Ich denke, jeder hier
auf jeder Seite dieses Hauses stellt sich im Mo-
ment seiner Verantwortung, ganz sicher auch un-
ser gruner Koalitionspartner, da kénnen Sie uber-
zeugt sein, da brauchen wir keine Nachhilfe.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Ich komme noch einmal zu den Zelten. Naturlich ist
es weiterhin unser Ziel, dass moglichst zu Weih-
nachten niemand irgendwo in einem Zelt schlafen
muss. Kann das jedoch jemand in der momenta-
nen Situation verbindlich versprechen? Wir wissen
doch nicht, wie es in den nachsten Tagen und Wo-
chen weitergeht. Wir wissen nicht, ob es in Europa
eine Einigung gibt, ob es gelingt — und das finde
ich sehr dringend erforderlich —, dass Europa sich
einigt mit anderen Landern in der Weltgemein-
schaft, dass in den Lagern der Herkunftslander, in
den Krisenregionen, in denen sich Millionen von
Menschen U(berlegen, ob sie sich auf den Weg
nach Europa begeben oder nicht, endlich beim
UNHCR die Millionen und Milliarden ankommen
und dort verbleiben. Es muss doch unser Ziel sein,
dass wir Uberall in der Zivilgesellschaft dafur pla-
dieren, dass das passiert.

(Beifall bei der SPD und GRUNEN — Glocke)

Vizeprasidentin Barbara Duden (unterbrechend):
Herr Dr. Dressel, Sie ahnen, was ich Sie fragen
will? Gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abge-
ordneten Dolzer?

Dr. Andreas Dressel SPD: Gern.

Vizeprasidentin Barbara Duden: Herr Dolzer, Sie
haben das Wort.

Zwischenfrage von Martin Dolzer DIE LINKE:
Danke. — Danke, Herr Dressel, dass Sie mir eine
Zwischenfrage gestatten. Ich habe eine Frage. Sie
haben gesagt, Sie wollten wirklich alles tun, damit
niemand mehr im Winter in Zelten schlaft. Das fin-
de ich sehr gut. Ich denke jetzt an die Mdglichkei-
ten, die es da gibt. In Berlin ist schon ein Gebaude
beschlagnahmt worden. Denken Sie so weit, dass
Sie die SAGA und die stadtischen Unternehmen
dazu verpflichten, Wohnraum zur Verfigung zu

stellen, oder auch den massiven Leerstand an BU-
roraum umzunutzen oder ansonsten Gebaude zu
beschlagnahmen?

Dr. Andreas Dressel SPD (fortfahrend): Ich habe
ganz klar gesagt, dass wir das Ziel haben, die Zel-
te abzuschaffen, und dass im Moment alle Behor-
den alles daflr tun, dass das gelingt. Und es wird
auch an allen Stellschrauben gedreht, die das er-
mdglichen. Es geht jetzt darum, auch Baumarktfla-
chen beziehungsweise ehemalige Baumarktfla-
chen ...

(Christiane Schneider DIE LINKE: Oberpost-
direktion! — Gegenruf von André Trepoll
CDU: Rote Flora!)

— Liebe Frau Schneider, jeder, der noch eine kluge
Idee hat, mége das Herrn Scheele und anderen
sagen. Fur zusatzliche Raumlichkeiten wird jede
gute Idee geprift, und wir werden darauf zuriick-
greifen, wenn eine Sache auch moglich ist. Das
prife nicht ich, ich denke, dafiir haben wir Behor-
den, und die machen diese Flachenprifungen ubri-
gens sehr gut.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Ich finde so einen Hinweis richtig. Natlrlich schau-
en wir jetzt auch kurzfristig nach Hallenkapazita-
ten. Ich glaube namlich, dass ein Zelt oder eine
Notunterkunft in einer Halle immer besser ist, als
wenn das Zelt irgendwo drauf’en steht. Deswegen
wird genau das geprift, auch beispielsweise Hal-
lenflachen oder ehemalige Baumarktflachen — kei-
ne Sorge, kein aktiver Baumarkt. Aber wir haben
ehemalige Baumarktflachen. Das wird alles ge-
pruft, und das Ziel ist, dass man solche Flachen
auch kurzfristig bekommen kann. Keiner muss die
Sorge haben, dass er daflr nicht spater eine ent-
sprechende Miete erhalt. Das wird probiert.

Ich habe das vorhin in einem anderen Rahmen ge-
sagt: Jeder, der die Mdglichkeit hat, eine grof3e
Flache in Hallenkapazitat anzubieten, sollte dies
auch tun. Das wird im Moment aufgegriffen, ge-
prift und man sieht zu, das alles zu schaffen. Alle
tun alles dafiir, damit dieses Ziel erreichbar ist.
Und deshalb muss sich niemand vorwerfen lassen,
dass er nicht wirklich alles Engagement dort inves-
tiert hat.

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN und bei
Nebahat Giiclii fraktionslos)

Ein letzter Punkt ist der Hauptbahnhof, der vorhin
angesprochen wurde. Ich glaube, da hilft ein Blick
beispielsweise zum "Hamburger Abendblatt" Onli-
ne, NDR Online und so weiter. Gerade weil wir
wissen, dass dort im Moment Menschen gestran-
det sind, sind heute direkt auf dem Hachmannplatz
Zelte aufgestellt worden, damit die Menschen nicht
alle in der Wandelhalle liegen missen.

(Zuruf von Christiane Schneider DIE LINKE)
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— Aber es ist doch gut, wenn es im Zusammenwir-
ken funktioniert, dass man kurzfristig auf solche
Sachen reagiert.

Die Stadt und die Zivilgesellschaft, wir tun alles.
Das sollten wir auch gemeinsam in den Vorder-
grund stellen. Es geht auch einmal etwas schief,
das ist in der Situation unvermeidlich. Lassen Sie
uns diese Herausforderung in den nachsten Wo-
chen und Monaten gemeinsam bewaltigen. Ich
denke, das sind wir den Flichtlingen und dieser
Stadt schuldig. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN und bei
Nebahat Giglii fraktionslos)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Frau Prien von der CDU-Fraktion.

Karin Prien CDU:* Sie haben naturlich recht, Herr
Dressel: Die Aufgabe, die wir gemeinsam zu be-
waltigen haben, ist nicht geeignet fur parteipoliti-
sches Gezank. Dafir ist sie zu gro3. Aber das gilt
natirlich dann auch vice versa, und insofern haben
wir uns, glaube ich, gegenseitig nichts vorzuwerfen
in der heutigen Debatte.

Selbstverstandlich geht viel schief, das kann gar
nicht anders sein, aber es klappt auch viel, das will
ich an dieser Stelle auch deutlich sagen, und es
klappt natirlich vor allem deshalb, weil nicht nur
die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, sondern eben
auch die vielen Freiwilligen wirklich tun, was sie
kdénnen, keine Frage. Das wird Ihnen niemand vor-
werfen. Was wir lhnen aber vorwerfen missen, ist,
dass es strukturelle Fragen gibt, die Sie einfach
nicht angehen, und dass Sie nicht rechtzeitig an-
gefangen haben, die Frage der Flachenidentifikati-
on vernunftig zu organisieren. Und wir reden Uber
einen Zeitraum von zwei Jahren, das hat mit der
Kanzlerin nun wahrlich gar nichts zu tun. Es gibt so
viele Flachen in den Bezirken, die lhnen gemeldet
worden sind, schon im Dezember vor zwei Jahren.
Ich frage mich, warum es Ihnen — nicht lhnen, aber
den zustandigen Behorden — nicht moglich ist,
rechtzeitig flr geniigend qualifiziertes Personal zu
sorgen, das dann auch eine qualifizierte Prifung
durchfihrt. Das sind strukturelle Mangel, die wir Ih-
nen vorwerfen. Genauso, wie wir Ihnen vorwerfen
mussen, dass Sie nicht frihzeitig die groRen Hilfs-
organisationen, die sich im Katastrophenschutz
auskennen, mit einbezogen haben. Sie wollten
gern alles allein machen und im Griff haben, aber
Sie haben eben nicht alles im Griff. Das werfe ich
Ihnen im Einzelfall nicht vor, aber strukturell muis-
sen wir lhnen das leider vorhalten. Insofern ist das
kein parteipolitisches Gezank, sondern es geht um
wichtige Strukturfragen, die sich nicht nur jetzt stel-
len, sondern die sich auch in den nachsten Mona-
ten und Jahren stellen werden.

(Beifall bei der CDU)

Herr Miller, ich muss mich doch wirklich sehr wun-
dern: Wahrend wir im Haushaltsausschuss alle ge-
meinsam davon ausgegangen sind, dass wir diese
Drucksache Ende des Monats beraten, nach dem
24. September, wenn die finanziellen Fragen einer
weiteren Klarung zugefihrt sein werden — ich bin
auch sehr optimistisch, Herr Dressel, dass uns das
in Berlin gemeinsam gelingen wird —, ist es lhnen
zwei Tage spater plotzlich doch ganz eilig, und Sie
wollen gern vorzeitig, namlich heute schon, bera-
ten. Und dann werfen Sie uns vor, dass wir lhnen
mit unseren Ressourcen, die — das werden Sie ein-
rdumen — vielleicht ein bisschen geringer sind als
die der Finanzbehorde, keinen fertigen Haushalts-
plan prasentieren. Das kann nun wirklich nicht Ihr
Ernst sein.

(Beifall bei der CDU)

Wenn Sie so argumentieren, dann kénnen wir in
Zukunft Ansinnen lhrer Fraktion auf Verkiirzung
der Beratungszeiten oder ein nachtragliches Hin-
einnehmen in die Tagesordnung nicht mehr zu-
stimmen. Dann brauchen wir die Zeit, dann ma-
chen wir das nicht mehr.

(Beifall bei der CDU)

Herr Dressel, wenn Sie es wirklich ernst meinen
damit, dass wir das gemeinsam l6sen mussen,
dann brauchen wir — und das haben nicht nur wir
vorgeschlagen, das hat auch die FDP vorgeschla-
gen — einen Flichtlingsgipfel in Hamburg. Dann
mulssen wir uns tatsachlich einmal zusammenset-
zen und Uber den richtigen Weg im Einzelnen
sprechen. Wir sind dazu bereit. Sie waren bisher
dazu nicht bereit, weil Sie alles allein kbnnen. So-
lange Sie diese Haltung aufrechterhalten, missen
Sie sich nicht wundern, wenn wir auch in ange-
messener Form lhre Politik kritisieren. — Vielen
Dank.

(Beifall bei der CDU und bei Dr. Jérn Kruse
AfD)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Frau Moller von der GRUNEN Fraktion.

Antje Méller GRUNE: Frau Prasidentin, meine Da-
men und Herren! Zwischendurch habe ich gedacht,
wir sind so weit auseinander, dass wir gar nicht
wieder zusammenkommen. Die letzte Runde habe
ich dann aber schlicht und einfach noch einmal
sehr hilfreich gefunden. Vielleicht bekommen wir
es als Parlament gemeinsam doch noch hin, uns
dahingehend zu einigen, dass wir mit dem Be-
schluss Uber die Drucksache tatsachlich eine gute
Grundlage schaffen. Ich habe es vorhin schon ge-
sagt: Wir wollen weg von den Notfallmalnahmen,
von dem standigen nur kurzfristig Reagieren-Kon-
nen.

Zum Flichtlingsforum. In Hamburg heif3t es Flicht-
lingsforum, die anderen nennen es Fliichtlingsgip-
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fel. Die Idee, diejenigen zusammenzubringen, die
in diesem Bereich arbeiten, seien es Freiwillige
und Initiativen, seien es Wohlfahrtverbande oder
Behdrden, haben wir schon beim letzten Mal be-
schlossen. Dieses Forum wird stattfinden. Da kann
man sagen: Das ist aber spat. Man kann sagen:
Die Drucksache hat lange gedauert. Und man
kann auch noch einmal all die Dinge aufzahlen, die
die Kolleginnen von der LINKEN aufgezahlt haben.

Die Korber-Stiftung beilt sich auch gerade die
Zahne aus an der schwer in Gang zu bekommen-
den Initiative in Richtung der privaten Wohnungsei-
gentimer. Auf ihren Aufruf hin haben sich 30 Men-
schen gemeldet, die sich das vorstellen kdénnen.
Man bekommt keine Masse zusammen, das ist da-
bei ein bisschen das Problem. Aber der Impuls ist
selbstverstandlich richtig, und die Behdérden neh-
men ihn ernst. Wir nehmen ihn ernst. Jeder soll mit
solch einem Impuls kommen, sich an die Behdrden
wenden, genauso im Ubrigen auch mit Vorschla-
gen, wo es Leerstand oder noch Grundstiicke gibt.
Ich glaube, das ist alles behoben. Das waren Start-
schwierigkeiten; Herr Dressel hat es ausflihrlich
gesagt.

Ja, natirlich ist vieles zu spat schnell in Gang ge-
kommen. Aber all das, was kritisiert wurde, was
nicht funktioniert, ist uns doch allen klar. Die Auf-
gabe ist, dort nachzusteuern. Das machen die Be-
horden, das machen wir in der Politik, und das ma-
chen eigentlich auch alle, die in dem Bereich arbei-
ten, denn auch die Ehrenamtlichen, die Freiwilligen
lernen natirlich immer wieder dazu. Man muss zu-
sammenkommen, das Netzwerk muss sich treffen.
Das soll bald passieren und wird bald passieren.
Ich werbe noch einmal dafiir, diese Drucksache zu
unterstitzen.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Ich sehe keine
weiteren Wortmeldungen mehr. Dann kénnen wir
zu den Abstimmungen kommen.

Wir beginnen mit dem Antrag der CDU-Fraktion
aus der Drucksache 21/1588.

Wer diesem Antrag seine Zustimmung geben
mochte, den bitte ich um das Handzeichen. — Die
Gegenprobe. — Enthaltungen? — Das ist mit Mehr-
heit abgelehnt.

Wir kommen dann zum gemeinsamen Bericht des
Haushaltsausschusses und des Ausschusses fur
Soziales, Arbeit und Integration aus der Drucksa-
che 21/1536.

Wer hier zunachst Ziffer 1 der Empfehlung folgen
mochte, den bitte ich um das Handzeichen. — Die
Gegenprobe. — Enthaltungen? — Das ist mit groRer
Mehrheit angenommen.

Hierzu bedarf es einer zweiten Lesung. Stimmt der
Senat einer sofortigen zweiten Lesung zu?

(Der Senat gibt seine Zustimmung zu erken-
nen.)

Das tut er. Gibt es Widerspruch aus dem Hause? —
Den sehe ich nicht.

Wer den soeben in erster Lesung gefassten Be-
schluss auch in zweiter Lesung fassen will, den bit-
te ich um das Handzeichen. — Gegenprobe. — Ent-
haltungen? — Das ist in zweiter Lesung und damit
endgultig beschlossen worden.

Wir kommen nun zu Ziffer 2 der Ausschussemp-
fehlung.

Wer sich dieser Empfehlung unter Berlicksichti-
gung der Berichtigungen des Senats vom 2. Sep-
tember sowie vom 14. September 2015 anschlie-
Ren mdchte, den bitte ich um das Handzeichen. —
Die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Das ist mit
Mehrheit angenommen.

Auch hierzu bedarf es einer zweiten Lesung.
Stimmt der Senat einer sofortigen zweiten Lesung
zu?

(Der Senat gibt seine Zustimmung zu erken-
nen.)

Das tut er. Gibt es Widerspruch aus dem Hause? —
Den sehe ich nicht.

Wer den soeben in erster Lesung gefassten Be-
schluss auch in zweiter Lesung fassen will, den bit-
te ich um das Handzeichen. — Gegenprobe. — Ent-
haltungen? — Das ist in zweiter Lesung und damit
endglltig beschlossen worden.

Wir haben nun noch ber den gemeinsamen An-
trag der Fraktionen der SPD und der GRUNEN aus
der Drucksache 21/1596 abzustimmen.

Wer diesen Antrag annehmen mdchte, den bitte
ich um das Handzeichen. — Die Gegenprobe. —
Enthaltungen? — Das ist mit grof3er Mehrheit ange-
nommen.

Wir kommen zu den Punkten 12 und 14 der heuti-
gen Tagesordnung, Drucksachen 21/1319 und
21/1318, Senatsantrag: Gesetz Uber die Aufhe-
bung des Hamburgischen Mindestlohngesetzes
und zur Anderung des Hamburgischen Vergabege-
setzes sowie Bericht Uber Mallnahmen des Senats
zur Verwirklichung des Ziels "Gute Arbeit" und Se-
natsmitteilung: Verordnung Uber die Festsetzung
der Hohe des Mindestlohnes nach dem Hamburgi-
schen Mindestlohngesetz im Jahr 2015.

[Senatsantrag:

Gesetz uber die Aufhebung des Hamburgi-
schen Mindestlohngesetzes und zur Anderung
des Hamburgischen Vergabegesetzes sowie
Bericht iiber MaBnahmen des Senats zur Ver-
wirklichung des Ziels "Gute Arbeit"
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—Drs 21/1319 -]

[Senatsmitteilung:

Verordnung liber die Festsetzung der Héhe des
Mindestlohnes nach dem Hamburgischen Min-
destlohngesetz im Jahr 2015

— Drs 21/1318 -]

[Antrag der CDU-Fraktion:

Frihzeitige Aufhebung des Hamburgischen
Mindestlohngesetzes

— Drs 21/1575 -]

[Antrag der Fraktion DIE LINKE:

Friuhzeitige Aufhebung des Hamburgischen
Mindestlohngesetzes

— Drs 21/1598 -]

Zu Drucksache 21/1319 liegen lhnen mit den
Drucksachen 21/1575 und 21/1598 Antrage der
CDU-Fraktion sowie der Fraktion DIE LINKE vor.

Die Fraktionen der SPD und der GRUNEN méch-
ten die Drucksachen 21/1318 und 21/1319 sowie
die Zusatzantrage 21/1575 und 21/1598 an den
Ausschuss fur Soziales, Arbeit und Integration
Uberweisen.

Zur Drucksache 21/1598 liegt ein Antrag der Frak-
tion DIE LINKE ebenfalls auf Uberweisung an den
Ausschuss fir Soziales, Arbeit und Integration vor.

Ich hoffe, es beschwert sich niemand, dass er nicht
hdéren konnte, was ich gesagt habe, weil es zu laut
ist; ich will es nicht noch einmal vorlesen.

Wer wiinscht nun das Wort? — Herr Rose von der
SPD-Fraktion.

Wolfgang Rose SPD: Sehr geehrte Frau Prasi-
dentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich stehe
noch ein bisschen unter dem Eindruck der vorheri-
gen Diskussion.

(Prasidentin Carola Veit ibernimmt den Vor-
sitz.)

Eigentlich habe ich einen etwas langeren Beitrag
zu diesem Thema vorbereitet. Aber nachdem die
Entwicklung so ist, dass wir die Antrége, die zu be-
raten sind, an den Ausschuss Uberweisen wollen,
wirde ich mich gern auf drei Punkte begrenzen,
weil ich denke, die Bedeutung dieses Themas fiir
die heutige Plenarsitzung ist dann nicht so hoch,
dass wir eine Dreiviertelstunde debattieren muss-
ten. Diese Empfehlung darf ich vielleicht auch mei-
nen Kollegen geben, die nach mir reden. Ich ware
froh, wenn Sie es genauso machten.

Es geht bei diesen Drucksachen um die Fragen
Mindestlohn und "Gute Arbeit". Ich verzichte dar-
auf, darzustellen, was der Senat in den vergange-
nen vier Jahren auf den Weg gebracht hat und
was er in den nachsten vier Jahren auf den Weg

bringen will. Ich mache nur kurz die Aussage: Das
Hamburgische Mindestlohngesetz lauft Ende 2016
aus. Das ist richtig so, weil 2017 der Zeitpunkt ist,
an dem endlich der bundesweite Mindestlohn er-
reicht sein wird. Das ist immer unser Ziel gewesen.
Dieses Gesetz ist ein Vorreitergesetz gewesen, es
gilt bis dahin. Wir sind daflr, dass wir dann bun-
desweit den gemeinsamen Mindestlohn haben.

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei den
GRUNEN)

Der zweite wichtige Punkt — und hier unterschei-
den wir uns als SPD-Fraktion von der CDU —: Es
bleibt dabei, dass bis Ende 2016 die Bedingungen
des Hamburgischen Mindestlohngesetzes beste-
hen bleiben werden. Wir werden nicht dafir sor-
gen, dass im nachsten Jahr noch einmal Ausnah-
meregelungen Hamburger Art herbeigefihrt wer-
den. Der Zeitpunkt ist Ende 2016. Bis dahin bleibt
das Hamburgische Mindestlohngesetz in Kraft.

Und der dritte Punkt: Wir werden in den nachsten
Jahren Themen wie zum Beispiel die Frage der be-
fristeten Beschaftigungsverhaltnisse, die Frage der
Werkvertrage, die Frage der Tarifbindung und an-
dere Themen, die zu der Uberschrift "Gute Arbeit"
gehdren, beraten.

Ansonsten verweise ich auf die Beratungen im
Ausschuss und freue mich auf die dortigen Diskus-
sionen. — Schénen Dank.

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei den
GRUNEN)

Prasidentin Carola Veit: Das Wort bekommt Frau
Grunwaldt von der CDU-Fraktion.

Franziska Grunwaldt CDU:* Sehr geehrte Frau
Prasidentin, sehr geehrte Damen und Herren!
Auch ich will mich in Anbetracht der Zeit und der
Wichtigkeit der vorherigen Debatte kurzfassen. Die
CDU steht nach wie vor selbstverstandlich zum
Mindestlohn.

(Beifall bei der SPD)

— Das ist keine Neuigkeit, Sie brauchen nicht so
Uberrascht zu tun.

Die Analyse, inwiefern er zu weniger Minijobs flhrt,
ist einzig und allein Aufgabe der Mindestlohnkom-
mission. Dabei sollte es auch bleiben. Die Veran-
derungen, die |hre Bundesarbeitsministerin auf
den Weg gebracht hat

(Dr. Andreas Dressel SPD: Unsere!)
—naja, unsere;

(Dr. Anjes Tjarks GRUNE: Bei Andrea ist es
mal so, mal so!)

Sie geben zu, dass sie lhr Parteibuch hat —, sind
fir uns nach wie vor nur ein Tropfen auf den hei-
Ren Stein, denn die Aufzeichnungspflichten sind
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immer noch enorm und betreffen nicht nur mittel-
standische Unternehmen, sondern auch Sportver-
eine und ehrenamtliche Einrichtungen. Deshalb
fordern wir den Senat auch weiterhin auf, sich fur
die Entburokratisierung der Aufzeichnungs- und
Dokumentationspflicht einzusetzen.

(Heike Sudmann DIE LINKE: Wer ist denn
wir? Ihre Fraktion ist gar nicht anwesend!)

— Wir, die CDU-Fraktion. Es ist jetzt nicht majesta-
tischer Plural gewesen.

Was den Bericht des Senats Uber die Verwirkli-
chung des Ziels "Gute Arbeit" anbelangt, das wer-
den wir im Ausschuss diskutieren. Auf den ersten
Blick, das kann ich jetzt schon einmal sagen, wird
in der Senatsdrucksache ziemlich stark abgefeiert,
woflir man sich in Berlin eingesetzt und stark ge-
macht hat — toll. Aber was konkret in Hamburg
passiert ist, dazu steht irgendwie nichts in ihr, au-
Rer dass wieder von Strategien und Allianzen die
Rede ist.

Ganz kurz noch zu unserem Zusatzantrag. Im Ge-
gensatz zu dem Bundesgesetz mit seinen in ihm
eingerdumten Ausnahmen und Ubergangsrege-
lungen sieht das Hamburgische Mindestlohngesetz
leider weder Ausnahmen noch Ubergangsrege-
lungen vor. Allerdings regelt es, dass Zuwendun-
gen nur dann gewahrt werden, wenn die Empfan-
ger ihren Arbeitnehmern den gesetzlich vorgese-
henen Mindestlohn in Héhe von 8,50 Euro zahlen.
Was passiert nun aber, wenn ein Arbeitgeber mit
der Gewerkschaft einen Mindestlohn unter
8,50 Euro vereinbart hat und dieser Tarifvertrag
durch das Bundesministerium fir allgemeinver-
bindlich erklart wurde? Das Mindestlohngesetz des
Bundes lasst dann namlich bis zum Ende des
nachsten Jahres, also bis Ende 2016, Entgelte un-
ter 8,50 Euro zu. Wenn das Hamburgische Min-
destlohngesetz, das keine Ausnahmen und keine
Ubergangsregelungen vorsieht, aber erst zum
Ubernachsten Jahr, also zum 1.1.2017, aufgeho-
ben wird, wird in Hamburg das Bundesgesetz mit
seinen Ausnahmen und Ubergangsregelungen
ausgehebelt. Darin sehen wir einen Widerspruch.
Diese Ungleichbehandlung kénnen wir nicht hin-
nehmen und fordern daher in unserem Zusatzan-
trag, dass das Inkrafttreten des Gesetzes aus der
vorliegenden Drucksache um ein Jahr, also auf
den 1.1.2016, vorgezogen wird. Das steht natirlich
im Widerspruch zu dem Antrag der LINKEN, aber
daruber kénnen wir dann im Ausschuss diskutie-
ren.

Wir als CDU bleiben jedenfalls dabei, dass die Ta-
rifautonomie fur uns nach wie vor ein wichtiges In-
strument ist, und freuen uns auf die Diskussion im
Ausschuss. — Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU)

Prasidentin Carol__a Veit: Das Wort bekommt Frau
Moller von der GRUNEN Fraktion.

Antje Méller GRUNE: Frau Prasidentin, meine Da-
men und Herren! Ja, das ist sie. Die Tarifauto-
nomie ist aber auch gar nicht in Gefahr. Das als
Erstes. An lhrem Beitrag kann man natdrlich se-
hen, dass es sich immer wieder lohnt, noch einmal
ausfiihrlich Gber den Mindestlohn zu reden. Nicht
hier und heute, da stimme ich Herrn Rose zu, dar-
um nur kurz, sozusagen als Skizze: Die Horrorsze-
narien, die es bezogen auf den Arbeitsplatzabbau
gab, haben sich nicht bewahrheitet. Das wissen
Sie alle.

Ich bin froh, dass die CDU nun auch gesagt hat,
sie stehe zum Mindestlohn. Trotzdem gratschen
Sie mit lhrem Antrag wieder quer. Es gibt lediglich
einen einzigen Grund, warum Sie diesen Antrag
stellen: Es ist billiger fur die Arbeitgeber und Ar-
beitgeberinnen. Und genau das wollen wir nicht.
Wir wollen nicht hinter die in Hamburg erreichten
Standards fiir die Beschaftigten zuriickfallen. Denn
machen wir uns nichts vor, die Umgehungsstrate-
gien, die uns nicht nur von den Gewerkschaften,
sondern auch von den Beschaftigten selbst berich-
tet werden, sind weiterhin sehr lebendig, und dem
muss man etwas entgegensetzen. Leiharbeit,
Werkvertrédge, neue Vertrdge mit reduzierter Ar-
beitszeit, in denen die gleiche Leistung gefordert
wird, Uberstunden und Nachtarbeitszuschlage, die
in den Grundlohn eingerechnet werden, damit man
auf den Mindestlohn kommt, Wartungs- und Bereit-
schaftszeiten, die nicht gezahlt werden, Reduzie-
ren des Urlaubsanspruchs, der bereitgestellten
Kleidung und Arbeitsmittel — Sie kennen das alles,
der Fantasie sind im Grunde keine Grenzen ge-
setzt. All das wollen wir weiterhin deutlich und klar
diskutieren und natirlich auch bekampfen.

Und die Frage, was wichtiger ist, das hamburgi-
sche Gesetz ein Jahr langer in Kraft zu lassen, so
wie es DIE LINKE gern méchte, oder sich daflr
einzusetzen, dass bundesweit eine Einheitlichkeit
kommt, um auch bundesweit faire Arbeitsbedin-
gungen und "Gute Arbeit" fir alle zu erreichen und
diese gut bezahlt zu sehen, kénnen wir im Aus-
schuss noch einmal diskutieren. Wir halten aller-
dings das Letztere fir wichtiger und fur den richti-
gen Weg an dieser Stelle.

(Beifall bei den GRUNEN und vereinzelter
Beifall bei der SPD)

Prasidentin Carola Veit: Meine Damen und Her-
ren, das Wort bekommt Herr Celik von der Fraktion
DIE LINKE.

Deniz Celik DIE LINKE:* Sehr geehrte Prasiden-
tin, liebe Damen und Herren! Ich versuche auch,
mich kurzzufassen. Wir hatten uns erhofft, dass
der Senat eine kraftige Erhéhung des Mindest-
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lohns beschlie3t, und wurden leider enttduscht.
Nicht einmal die Forderung des DGB von
9,28 Euro hat sich der Senat als Ziel setzen kon-
nen. Er bleibt mit 8,67 Euro weit unter dem Min-
destlohn anderer Bundeslander wie etwa Rhein-
land-Pfalz, Nordrhein-Westfalen und Schleswig-
Holstein. Das ist ein Armutszeugnis.

(Beifall bei der LINKEN)

Ich moéchte noch einmal darauf hinweisen, dass die
Zahl der von Altersarmut betroffenen Menschen in
unserer Stadt traurige Spitzenwerte erreicht. Der
Paritatische Wohlfahrtsverband hat ausgerechnet,
dass der Stundenlohn mindestens 13 Euro betra-
gen muss, damit Erwerbstatige nach ihrem Er-
werbsleben nicht in Altersarmut landen. Deshalb
fordern wir auch diese 13 Euro Mindestlohn. Das
ist nicht unverschamt, sondern dringend notwen-
dig. Im Gegenteil: Wir finden, wenn der Senat es
unterlasst, die Altersarmut in unserer Stadt anzu-
gehen, dann ist das beschamend fiir unsere Stadt.

Ansonsten sind wir fUr die Beibehaltung des Lan-
desmindestlohns Uber das Jahr 2017 hinaus, welil
wir der Meinung sind, dass der Senat durch die
Abschaffung des Landesmindestlohns die Chance
vergibt, héhere Standards als beim bundesweit
geltenden flachendeckenden Mindestlohn zu set-
zen. Und wenn Herr Rose in seiner Pressemittei-
lung sagt, wir wirden uns quasi von der Forderung
der Gewerkschaften nach einem flachendecken-
den Mindestlohn verabschieden, dann ist das ab-
surd,

(Beifall bei der LINKEN)

denn kein Gewerkschafter wiirde sich mit Handen
und FiRen gegen hohere Standards wehren.

Sie haben in der Drucksache von den Mallnahmen
und Initiativen zur Verwirklichung des Ziels "Gute
Arbeit" berichtet. Wir finden, dass das fiir Sie kein
Grund ist, sich gegenseitig auf die Schultern zu
klopfen, weil es in 6ffentlichen Unternehmen und
bei stadtischen Tragern immer noch Missstande
wie die sachgrundlose Befristung oder die Verlet-
zung des Grundsatzes gleicher Lohn fur gleiche
Arbeit gibt. Wir fordern den Senat auf, dagegen
vorzugehen. — Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN)

Prasidentin Carola Veit: Frau Dutschke von der
FDP-Fraktion bekommt das Wort.

Jennyfer Dutschke FDP:* Sehr geehrte Frau Pra-
sidentin, sehr geehrte Damen und Herren! Dass
wir Freien Demokraten den Mindestlohn ablehnen,
das wissen Sie alle, das muss ich an dieser Stelle
nicht ausfiihren, und begriindet haben wir das
Ganze auch oft genug.

(Beifall bei der FDP)

Allerdings: Die Debatte, wie viele Leute aufgrund
des Mindestlohns langfristig aus dem Arbeitsmarkt
gedrangt werden, die werden wir fiihren, das sage
ich lhnen, namlich dann, wenn sich Deutschland
nicht mehr im Boom befindet und die Bremswir-
kung des Mindestlohns deutlich spurbar wird.

(Beifall bei der FDP)

Die Mindestlohnbirokratie geht an den Problemen
der Menschheit vorbei. Bewaffnete Hilfssheriffs zu
Lohnkontrollen in Backerfilialen zu schicken, ist ei-
ne Unverhaltnismafigkeit sondergleichen. Lacher-
lich ware wohl der passendere Begriff, hatte man
nicht kirzlich bewiesen, dass die 100 Millionen
Euro Steuergeld hierflr vollig sinnlos verbraten
werden.

(Beifall bei der FDP)

Die geringe Anzahl von Mindestlohnverstéfien
steht in keinem Verhaltnis zu den Kosten, die fir
Uberflissige, schikantse Kontrollen entstehen. In
Hamburg sind Gbrigens von 369 Fallen finf zur An-
zeige gekommen. Das Verhaltnis ist nicht ange-
bracht. Das wurde offensichtlich noch nicht oft ge-
nug gesagt, deshalb muss ich es an dieser Stelle
sagen, auch wenn ich weil3, dass Sie unbedingt
nach Hause wollen.

Kommen wir zum Hamburgischen Mindestlohnge-
setz. Das, meine Damen und Herren, ist nun von
Anfang an wirklich nichts weiter als Makulatur ge-
wesen. Schon 2013, als das Gesetz von lhnen be-
schlossen wurde, lag die niedrigste Entgeltgruppe
im offentlichen Dienst bei 8,78 Euro, also Uber den
8,67 Euro, fur die Sie sich mit dieser Verordnung
nun eigentlich feiern lassen wollten. Das ist sozial-
demokratische Symbolpolitik par excellence.

(Beifall bei der FDP)

Die Zahlung eines Lohns oberhalb von 8,67 Euro
kann als Selbstverpflichtung der Stadt fir ihre eige-
nen Beschaftigten und diejenigen der 6ffentlichen
Unternehmen auch anders realisiert werden. Dazu
brauchen wir keine Gesetze und Verordnungen,
sondern lediglich den politischen Willen. Sie kon-
nen in tariflichen Vereinbarungen und durch Tarif-
treueklauseln in Vergabe- und Zuwendungsbestim-
mungen einen hoheren Lohn manifestieren. Sie
kénnen Vergutungen erhéhen oder entsprechende
Vertrage kindigen und zu anderen Bedingungen
neu abschlieBen. Ein Gesetz brauchen Sie dafur
nicht. Folglich ist es auch richtig, dass Sie das
Hamburgische Mindestlohngesetz nun abschaffen
wollen, denn erforderlich war es nie. Deshalb ha-
ben wir auch keine Lust, im Ausschuss grofartig
dariiber zu diskutieren. An dieser Stelle ist von un-
serer Seite alles gesagt. — Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Prasidentin Carola Veit: Herr Dr. Baumann von
der AfD-Fraktion bekommt das Wort.
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Dr. Bernd Baumann AfD:* Frau Prasidentin, mei-
ne Damen und Herren! Wenn man sich dem The-
ma Mindestlohn nahert, lohnt ein Blick auf die Ent-
wicklung. Wir haben 70 Jahre dauerhaften Aufstieg
erlebt hin zu einem der am meisten bewunderten
Modelle weltweit: Exportweltmeister, Technologie-
fUhrer, aus Trimmern erstanden — und alles ohne
Mindestlohn. Warum Mindestlohnn? Warum diese
Diskussion in den vergangenen Jahren?

Weltweit bewundert wird auch die Beteiligung der
Arbeitnehmer, gerade auch der Arbeitnehmer in
den unteren Lohngruppen. Da haben Sie vielleicht
in Skandinavien das eine oder andere Land, das
Ahnliches vorweisen kann, aber ansonsten ist
Deutschland auch hier Weltmeister. Und nicht nur
die pekuniare Seite, auch die Mitbestimmung in
den Betrieben ist vorbildlich. Wir haben also ei-
gentlich keinen zuséatzlichen Korrekturbedarf, so-
dass der Staat in der Art und Weise, wie es hier
diskutiert wird, in Marktpreise und Marktléhne ein-
greifen misste.

(Zuruf von Arno Miinster SPD)

Sicher, die letzten 20 Jahre gab es einen Druck
auf den Lohn, durch Indien, durch China, durch
Brasilien, einen groRen Lohndruck durch billige Ar-
beitskrafte in der Globalisierung, bei einfacher Ar-
beit, niedriger Produktivitat. Aber auch hier ist Min-
destlohn nicht der Ausweg, und Deutschland hat
sich als Standort fiir diese Lohngruppen recht gut
geschlagen, wenn Sie es mit anderen Industrielan-
dern vergleichen.

Mindestlohn ist der falsche Weg. Was wir brau-
chen, ist mehr Qualifizierung. Das liegt auf der
Hand. Die Menschen missen von ihren Léhnen le-
ben kdnnen, vollig richtig. Dem kénnen sich wahr-
scheinlich alle in diesem Hause anschlielen. Nur:
Was ist der richtige Weg dorthin? Ist es der Min-
destlohn, mit dem der Staat einfach dekretiert, was
verdient wird, oder haben gerade wir als Politiker
nicht die Aufgabe, die Leute zu qualifizieren, damit
sie in der freiheitlichen Gesellschaft zu auskémmli-
chen Léhnen kommen? Deswegen ist die emotio-
nale Empdrung, dass es Menschen gibt, die nicht
von ihrem Einkommen leben kénnen, eigentlich ei-
ne Klage an die Politik und nicht an die Wirtschaft.
Die Politik hat versagt, die Qualifizierung zu bieten,
mit der die Leute auf freien Arbeitsmarkten aus-
kdmmliches Einkommen erzielen kénnen. Der
Skandal ist also, dass wir zu viele Geringqualifi-
zierte haben, Schulabbrecher, Menschen ohne Bil-
dungs- und Berufsabschlisse. Schon in Ost-
deutschland haben wir die Probleme gesehen.
Dass jetzt noch die Asylproblematik dazukommt,
verscharft die ganze Sache noch einmal. Das sind
Hunderttausende Menschen, die eine Qualifizie-
rung brauchten, wo wir schon unsere eigenen Leu-
te nicht ausreichend qualifiziert haben.

Ein flachendeckender Mindestlohn staatlicherseits
spaltet die Arbeitsmarkte auf. Auf der einen Seite

sind die, die einen hoheren Lohn genieen. Denen
geht es gut. Sie kbnnen im Moment noch nicht ent-
lassen werden, weil man nicht auf sie verzichten
kann. Auf der anderen Seite werden Menschen
entlassen, weil der Mindestlohn tber der Produkti-
vitdt liegt. Sie werden wegrationalisiert, wegge-
spart oder leider gar nicht erst eingestellt. Ein
grofRer Teil von ihnen wandert in Schwarzarbeit ab.
Dazu gibt es Studien, die das belegen, auch in
Deutschland.

Meine Damen und Herren, das ist der falsche
Weg. Wir missen aufhéren mit solch falscher Poli-
tik.

(Beifall bei Dr. Jérn Kruse AfD)

Die mit dem Mindestlohn einhergehende Blrokra-
tie ist noch schlimmer. Derzeit belastet nicht so
sehr die Hohe des Mindestlohns, die 8,50 Euro,
sondern der Mindestlohn muss garantiert werden,
er muss kommuniziert, er muss Uberwacht und
sanktioniert werden. Unternehmen sprechen von
Burokratiemonster, von Birokratielawine. Der Zoll
hat 1 600 neue Stellen geschaffen, nur zum
Zwecke der Uberwachung des Mindestlohns.

Ein Bauunternehmer zum Beispiel, der bisher fir
einen Mitarbeiter im unteren Lohnbereich pauschal
2 000 Euro gezahlt hat, muss jetzt jede einzelne
Stunde nachweisen: Wann ist der Mann gekom-
men, wann ist er gegangen, wie viele Stunden hat
er gearbeitet, wann fangt die Pause fangt, wann
hort die Pause auf, wann hat er weitergearbeitet?
Das muss er fir jeden Tag, fur jeden Mann nach-
weisen und jede Woche eine Meldung machen. Ei-
ne Burokratielawine rollt Gber die Unternehmen
hinweg.

Eine Umfrage der Handelskammer in Hamburg hat
ergeben, dass viermal mehr Unternehmen dariber
klagen, dass die Burokratie sie in die Krallen
nimmt, als es Unternehmen gibt, die selbst Min-
destlohnfélle haben. Nur 8,5 Prozent der Unter-
nehmen haben Uberhaupt Mindestlohnfélle, aber
70 Prozent klagen darlUber. 70 Prozent klagen
auch in der bayerischen Metall- und Elektroindus-
trie; Sie konnen das im gesamten Bundesgebiet
sehen. Der Unternehmensverband Nord beklagt,
dass durch den Mindestlohn insbesondere die Mi-
nijobs gekillt wirden. Es gab Beschéftigungsver-
haltnisse, alle waren zufrieden. Dann kommt der
Staat und will den Arbeitnehmern mit Minijobs hel-
fen, und das Ergebnis ist, dass sie die Jobs verlie-
ren — genau das Gegenteil von dem, was man
wollte. Die Verluste, sagen Studien, sind bei den
Minijobs bundesweit sechsstellig. So kann es nicht
weitergehen, das ist die falsche Politik. Wir brau-
chen eine bessere Qualifizierung und keinen Min-
destlohn.

Deshalb lehnen wir die Senatsvorlagen von SPD
und GRUNEN ab, die auch dahinterstehen, eben-
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so den Antrag der LINKEN. Und wir unterstiitzen
den Zusatzantrag der CDU. — Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Prasidentin Carola Veit: Meine Damen und Her-
ren! Das Wort bekommt Senator Scheele.

Senator Detlef Scheele: Frau Prasidentin, meine
Damen und Herren! Das wachst sich zu einer De-
batte Gber den Mindestlohn aus. Ich will nicht viel
dazu sagen, aber eines moéchte ich doch klarstel-
len. Ab dem 1. Januar 2017 gilt in Deutschland ein
allgemeiner gesetzlicher Mindestlohn ohne tarifli-
che Ausnahmen.

Nach dem, was wir jetzt wissen, haben sich die
Befiirchtungen Uber Arbeitsplatzabbau und Ahnli-
ches nicht bestatigt. Es gibt kein Institut, das etwas
Gegenteiliges erforscht hat und uns das sagt.

(Katja Suding FDP: Aber bei den Minijobs
schon!)

— Die Minijobs werden in sozialversicherungspflich-
tige Beschaftigung umgewandelt, das ist doch eine
super Sache. Was wollen Sie denn? Das ist doch
super.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Einen besseren Verdrangungswettbewerb aus die-
sen Armutsfallen-Jobs, die sie in Wahrheit sind,
hinein in sozialversicherungspflichtige Beschafti-
gung kénnten wir uns gar nicht wiinschen.

(Katja Suding FDP: Herr Scheele, aber das
kénnen Sie doch nicht beweisen! — Michael
Kruse FDP: Das ist Ihre Behauptung!)

Das muss man wirklich sagen. Sehen Sie sich ein-
mal in der Gastronomie um, da ist es besonders
beflirchtet worden. Ich darf doch bitte ausreden. In
der Gastronomie sind zurzeit 5 000 Arbeitsplatze
unbesetzt. Es hat dort keinerlei Auswirkungen ge-
geben durch diesen Mindestlohn. Es bestand dort
die grofdte Sorge, weil die Lohne in diesem Bereich
am deutlichsten unter den 8,50 Euro gelegen ha-
ben. Aber die Gastronomie boomt, schafft Ar-
beitsplatze und kann sie im Gegenteil eher nicht
besetzen. Der Mindestlohn ist kein Problem. Er hat
dazu geflihrt und wird weiter dazu fiihren, auf Bun-
desebene und dann auch in Hamburg, dass diese
Aufstocker-Problematik, dass sich Unternehmen
zulasten des Staates durch ein Kombilohn-Modell
finanzieren, dem Mitarbeiter 6 Euro geben und
2,50 Euro durch die Grundsicherung, aufhért. Das
ist auch ein Akt verninftiger Politik, das zu unter-
binden.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Ich glaube, dass es eine kluge Politik des Senats
war, das Mindestlohngesetz so zu gestalten, wie
wir es in Hamburg gemacht haben. Wir haben im-
mer gesagt, es solle nur ein Ubergangsgesetz sein

und es solle nur auf Bundesebene helfen, den
Bundes-Mindestlohn voranzutreiben. Das hat aus
unserer Sicht geklappt, und wir setzen es jetzt mit
einem Wirkungsbeschluss zum 1. Januar 2017 au-
Rer Kraft. Dann brauchen wir es nicht mehr, weil
man nur einen einheitlichen Mindestlohn haben
kann. Und wir heben den Mindestlohn per Verord-
nung auf Basis der Preissteigerungsrate und der
Lohnentwicklung auch nur bescheiden an, damit
wir nicht irgendwann zwei unterschiedliche Héhen
haben, denn einige andere Bundeslander leiden
sehr unter ihrer doch etwas Uberschdumenden
Mindestlohn-Politik und dem, was der Bund wahr-
scheinlich Anfang 2017 machen wird.

Ich glaube also, dass wir mit diesen Gesetzen in
eine gute Phase kommen. Wir ziehen unser Ge-
setz zurlck, es gilt das allgemeine Mindestlohnge-
setz in Deutschland. Wir fligen in unser Vergabe-
gesetz das Wort "Mindestlohngesetz aus dem
Bund" ein, dann gilt es auch im Vergabegesetz.
Dann haben wir eine einheitliche Gesetzeslage in
Hamburg und im Bund. Das wollten wir immer er-
reichen. Das kann man auch daran sehen, dass
wir gar keine Mindestlohn-Kommission eingesetzt
hatten, es war immer ein Ubergang.

Nicht der Staat reguliert den Mindestlohn, sondern
eine Mindestlohn-Kommission regelt den Mindest-
lohn, und zwar bestehend aus den Sozialpartnern
und aus der Wissenschaft. Da ist niemand, der
sagt, der Mindestlohn habe eine bestimmte Héhe.
Es wurde namlich gesagt, im Parlament wirden
die Leute sich Uberbieten bei der Hdhersetzung.
All das kann nicht passieren. Das Parlament ist
héchstens auf dem Verordnungswege beteiligt,
weil eine Mindestlohn-Kommission, paritatisch be-
setzt auch mit der Wissenschaft, daflir sorgt, dass
ein angemessener Mindestlohn in seinen Steige-
rungsraten zustande kommt. Ich finde, es ware
gut, wenn sich auch bei diesem Punkt eine gewis-
se Einigkeit und Unaufgeregtheit herstellen wirde,
es ist ndmlich nichts Weltbewegendes. Es ist gut
fir die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in
Deutschland, die am unteren Ende der Lohnskala
arbeiten mussen.

Meine Damen und Herren, Frau Prasidentin! Das
war meine letzte Rede in diesem Haus, ich vermu-
te es jedenfalls. Ich scheide am 30. September
aus dem Amt, am 30. September werde ich nicht
mehr in der Birgerschaft sein, wenn ich das richtig
sehe, sondern ich gehe am Mittag.

(Zuruf)

— Das ist doch der letzte Tag, der 30. September.
Mittags, das ist Teilzeit.

(Heiterkeit bei allen Fraktionen)

Am letzten Tag, finde ich, darf man auch Teilzeit
arbeiten. Wenn man Sozialsenator ist in dieser
Stadt, hat man, gemeinsam mit den anderen in
diesem Parlament, sowohl im Plenum als auch in
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den drei bis vier Ausschissen, einiges erlebt in
den vergangenen viereinhalb Jahren. Ich will das
nicht alles aufzahlen, aber was im Familien-, Kin-
der- und Jugendausschuss los war, war schon
manchmal heftig, das kann man nicht anders sa-
gen. In dieser Legislaturperiode haben wir so et-
was glucklicherweise nicht mehr erlebt.

Die Diskussionen in der letzten Legislaturperiode
waren schon okay, Herr Gladiator. Wir haben das
ordentlich miteinander diskutiert, auch, wenn es
hart war. Der Parlamentarische Untersuchungs-
ausschuss war kein Zuckerschlecken. Aber ich
wirde sagen, Herr Trepoll, es ist ordentlich und fair
gelaufen. Der PUA hat einen guten Bericht ge-
schrieben, den wir parallel schon ein bisschen um-
gesetzt haben. Er hat auch dazu beigetragen, dass
wir etwas Vernunftiges fir den Kinderschutz getan
haben. Insofern kann man auch als Senat sagen,
es war richtig, das zu machen und uns ein
bisschen in die Zange zu nehmen. Und es ist or-
dentlich gelaufen.

Ich kann am Ende dieser viereinhalb Jahre nur sa-
gen, dass ich mich die ganze Zeit fair behandelt
geflhlt habe im Parlament. Ich glaube, ich habe
nach bestem Wissen und Gewissen Auskunft ge-
geben und Transparenz hergestellt. Das war die
Grundlage firr eine gute Zusammenarbeit in den
beiden Ausschissen, im Sozialausschuss und im
Familienausschuss. Stolz bin ich darauf, dass wir
in der vergangenen Legislaturperiode und letztlich
auch in der aktuellen die heiklen Themen wie Kin-
derschutz und Flichtlinge fast immer einvernehm-
lich miteinander besprochen haben. Wir haben
auch kein parteipolitisches Suppchen gekocht.
Dem haben die meisten — manchmal klappt das
nicht, das ist doch auch Politik — widerstanden.
Das finde ich gut.

Jetzt gehe ich, jetzt muss ich in NUrnberg arbeiten.
(Zurufe)

— Nein, nein, das habe ich auch nicht gesagt. Aber
16 Stockwerke Waschbeton sind etwas anderes
als dieses Rathaus, das muss man sagen.

Das werde ich vermissen. Ich werde auch das Par-
lament vermissen und die Ausschisse — nicht im-
mer, aber meistens. Herzlichen Dank fur die gute
Zusammenarbeit. Ich werde diese Zeit in guter Er-
innerung behalten und bin ehrlicherweise ein
bisschen stolz, Hamburger Senator gewesen zu
sein. — Vielen Dank.

(Lang anhaltender Beifall bei allen Fraktio-
nen)

Prasidentin Carola Veit: Dann darf ich, lieber Herr
Senator Scheele, Ihnen im Namen des ganzen
Hauses die allerbesten Wiinsche fir Ihre neue Auf-
gabe mit auf den Weg geben. Alles Gute.

(Beifall bei allen Fraktionen)

Wir wollen nicht vergessen, den Tagesordnungs-
punkt ordentlich abzuschlieen. Sofern es keine
weiteren Wortmeldungen gibt, kommen wir zur Ab-
stimmung.

Wer mochte die vier vorliegenden Drucksachen
Uberweisen? — Gegenprobe. — Enthaltungen? —
Dann haben wir das mit groRer Mehrheit an den
Sozialausschuss Uberwiesen.

Wir kommen zu Punkt 9 unserer Tagesordnung,
Drucksache 21/1183, das ist die Grolke Anfrage
der CDU-Fraktion: Die Bedeutung der Kultur fur ei-
ne erfolgreiche Olympiabewerbung Hamburgs.

[GroBe Anfrage der CDU-Fraktion:

Die Bedeutung der Kultur fiir eine erfolgreiche
Olympiabewerbung Hamburgs

— Drs 21/1183 -]

Die Fraktionen sind Ubereingekommen, dass die
Debatte entfallt. Wir kommen also zur Abstimmung
Uber die Frage, ob die Drucksache an den Sport-
ausschuss Uberwiesen werden soll.

Wer ist daftr? — Gegenprobe. — Enthaltungen? —
Dann haben wir das mit groRer Mehrheit an den
Sportausschuss lberwiesen.

Wir fragen, ob die Drucksache mitberatend an den
Kulturausschuss tiberwiesen werden soll.

Wer dafiir ist, den bitte ich um das Handzeichen. —
Die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Dann hat die-
ses Uberweisungsbegehren keine Mehrheit gefun-
den.

Wir kommen zu Punkt 28, Drucksache 21/1465,
Antrag der Fraktionen der GRUNEN und der SPD:
Fahrradstation Hauptbahnhof.

Hierzu liegt Ihnen ein Antrag der CDU-Fraktion vor,
Drucksache 21/1577.

[Antrag der Fraktionen der GRUNEN und der
SPD:

Fahrradstation Hauptbahnhof

— Drs 21/1465 -]

[Antrag der CDU-Fraktion:

Fahrradstellplatze nicht gegen Autoparkplatze
ausspielen

— Drs 21/1577 -]

DIE LINKE mochte die Ursprungsdrucksache an
den Verkehrsausschuss Uberweisen, und die FDP-
Fraktion mochte auch den Zusatzantrag an den
Verkehrsausschuss Uiberweisen.

Auch hier entfallt einvernehmlich die Debatte.


http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/1183
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/1465
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/1577

912 Burgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg - 21. Wahlperiode - 14. Sitzung am 16. September 2015

(Prasidentin Carola Veit)

Der Abgeordnete Kekstadt hat mitgeteilt, dass er
an der Abstimmung nicht teilnehmen werde. Wir
kommen zur Abstimmung Uber die Uberweisun-
gen.

Wer mdchte die Drucksache 21/1465 an den Ver-
kehrsausschuss Uberweisen? — Gegenprobe. —
Enthaltungen? — Dann ist das Uberweisungsbe-
gehren abgelehnt.

Wer mochte die Drucksache 21/1577 an den Ver-
kehrsausschuss Uberweisen? — Auch hier die Ge-
genprobe. — Enthaltungen? — Dann ist auch dieses
Uberweisungsbegehren abgelehnt.

Wir stimmen in der Sache ab. Zunachst zum CDU-
Antrag, 21/1577.

Wer moéchte diesem seine Zustimmung geben? —
Gegenprobe. — Enthaltungen? — Dann ist dieser
Antrag mit grof3erer Mehrheit abgelehnt.

Zum Antrag der Fraktionen der SPD und der GRU-
NEN.

Wer nimmt diesen an? — Gegenprobe. — Enthaltun-
gen? — Dann ist dieser Antrag so beschlossen.

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 7, Drucksa-
chen 21/1359, 21/1360 und 21/1361, den Berich-
ten des Eingabenausschusses.

[Bericht des Eingabenausschusses:
Eingaben
— Drs 21/1359 -]

[Bericht des Eingabenausschusses:
Eingaben
— Drs 21/1360 -]

[Bericht des Eingabenausschusses:
Eingaben
— Drs 21/1361 -]

Ich beginne mit dem Bericht 21/1359, zunachst zu
Ziffer 1.

Wer mdchte hier den Empfehlungen zu den Einga-
ben 187/15, 307/15, 343/15 und 364/15 folgen? —
Die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Das ist dann
einstimmig so beschlossen.

Wer mdchte sich den Empfehlungen anschlielen,
die der Eingabenausschuss zu den Eingaben
452/15 und 463/15 abgegeben hat? — Auch hier
die Gegenprobe. — Und die Enthaltungen? — Dann
ist auch das einstimmig so beschlossen worden.

Wer schlief3t sich den Empfehlungen zu den (bri-
gen Eingaben an? — Gegenprobe. — Enthaltun-
gen? — Das war einstimmig.

Von Ziffer 2 haben wir Kenntnis genommen.

Wir kommen zum Bericht 21/1360, auch hier zu-
nachst Ziffer 1.

Wer schlieldt sich der Empfehlung an, die der Ein-
gabenausschuss zur Eingabe 377/15 abgegeben
hat? — Gegenprobe. — Enthaltungen? — Das ist
dann mit groRer Mehrheit so beschlossen.

Wer mdchte den Empfehlungen zu den Eingaben
386/15, 487/15, 494/15 und 535/15 folgen? — Die
Gegenprobe. — Enthaltungen? — Das haben wir
dann einstimmig so beschlossen.

Wer schlief3t sich den Empfehlungen zu den Ubri-
gen Eingaben an? — Gegenprobe. — Enthaltun-
gen? — Dann war auch das einstimmig.

Und von Ziffer 2 haben wir auch Kenntnis genom-
men.

Wir kommen zum Bericht 21/1361.

Wer schlief3t sich den Empfehlungen an, die der
Eingabenausschuss zu den Eingaben 408/15 und
441/15 abgegeben hat? — Gegenprobe. — Enthal-
tungen? — Das war einstimmig.

Wer folgt der Empfehlung zur Eingabe 410/15?7 —
Auch hier die Gegenprobe. — Und die Enthaltun-
gen? — Das haben wir einstimmig so beschlossen.

Wer schlie3t sich den Empfehlungen zu den (bri-
gen Eingaben an? — Gegenprobe. — Enthaltun-
gen? — Auch das war einstimmig.

Die in der Geschéaftsordnung fir bestimmte Punkte
der Tagesordnung vorgesehene

Sammeliibersicht***
haben Sie erhalten.

Ich stelle fest, dass Sie die unter A aufgefihrten
Drucksachen zur Kenntnis genommen haben.

Wer stimmt den Uberweisungsbegehren unter B
zu? — Gegenprobe. — Enthaltungen? — Das war
einstimmig.

Wer schliefdt sich dem Verlangen auf Besprechun-
gen nach Paragraf 20 unserer Geschéaftsordnung
an? — Gegenprobe. — Enthaltungen? — Auch das
war einstimmig.

Punkt 7f, Drucksache 21/1037, Grolte Anfrage der
CDU-Fraktion: Nutzt Hamburg die Internationalisie-
rung der Wissenschaft als Chance?

[GroRe Anfrage der CDU-Fraktion:

Nutzt Hamburg die Internationalisierung der
Wissenschaft als Chance?

— Drs 21/1037 -]

*»**SammelUbersicht siehe Seite 916


http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/1359
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/1360
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/1361
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/1037
HerrnUrs
Schreibmaschinentext
***Sammelübersicht siehe Seite 916
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Die CDU-Fraktion mochte die Drucksache gern an
den Wissenschaftsausschuss Uberweisen.

Wer mochte das auch? — Gegenprobe. — Enthal-
tungen? — Dann ist das Uberweisungsbegehren
abgelehnt.

Und ich stelle fest, dass wir von der Gro3en Anfra-
ge Kenntnis genommen haben.

Punkt 7g, Drucksache 21/1038, die nachste Grolie
Anfrage der CDU-Fraktion: Wissensmetropole
Hamburg: Sorgt der Senat fir eine auskémmliche
Finanzierung der Hamburger Hochschulen?

[GroBe Anfrage der CDU-Fraktion:
Wissensmetropole Hamburg: Sorgt der Senat
fiir eine auskommliche Finanzierung der Ham-
burger Hochschulen?

— Drs 21/1038 -]

Auch diese Drucksache soll an den Wissenschafts-
ausschuss Uberwiesen werden.

Wer méchte so verfahren? — Gegenprobe. — Ent-
haltungen? — Dann ist auch dieses Uberweisungs-
begehren abgelehnt.

Ich stelle fest, wir haben Kenntnis genommen.

Punkt 7h, Drucksache 21/1089, Grolte Anfrage der
FDP-Fraktion: Wissenschaftsstandort Hamburg:
Studierende und Studium in Hamburg.

[GroRe Anfrage der FDP-Fraktion:
Wissenschaftsstandort Hamburg: Studierende
und Studium in Hamburg

— Drs 21/1089 -]

Diese Drucksache soll an den Wissenschaftsaus-
schuss Uberwiesen werden.

Wer folgt diesem Uberweisungsbegehren? — Die
Gegenprobe. — Enthaltungen? — Dann ist das
Uberweisungsbegehren abgelehnt.

Und wir haben auch hier Kenntnis genommen.

Wir kommen zu Punkt 11, Drucksache 21/1267,
Grolte Anfrage der CDU-Fraktion: Altonaer A7-
Deckel in Langversion — Wie steht der neue Senat
zum Altonaer und Hamburger Konsens?

[GroBe Anfrage der CDU-Fraktion:

Altonaer A7-Deckel in Langversion — Wie steht
der neue Senat zum Altonaer und Hamburger
Konsens?

— Drs 21/1267 -]

Diese Drucksache mdchten die Fraktionen der
SPD, GRUNEN und CDU an den Stadtentwick-
lungsausschuss Uberweisen. Die CDU-Fraktion
mdchte zusatzlich mitberatend an den Verkehrs-
ausschuss Uberweisen. Zunachst zur Uberweisung
an den Stadtentwicklungsausschuss.

Wer mdchte das ebenso? — Gegenprobe. — Enthal-
tungen? — Das haben wir einstimmig Gberwiesen.

Wer mochte mitberatend an den Verkehrsaus-
schuss Uberweisen? — Gegenprobe. — Enthaltun-
gen? — Dann ist dieses Uberweisungsbegehren
abgelehnt.

Punkt 15a, Drucksache 21/1535, Bericht des
Haushaltsausschusses uber die Drucksache 21/
1393: Entwurf eines Hamburgischen Gesetzes zur
Besoldungs- und Beamtenversorgungsanpassung
2015/2016 und zur Anderung dienstrechtlicher
Vorschriften.

[Bericht des Haushaltsausschusses iiber die
Drucksache 21/1393:

Entwurf eines Hamburgischen Gesetzes zur
Besoldungs- und Beamtenversorgungsanpas-
sung 2015/2016 und zur Anderung dienstrecht-
licher Vorschriften (Senatsantrag)

— Drs 21/1535 -]

Wer méchte der Ausschussempfehlung folgen und
das Hamburgische Gesetz zur Besoldungs- und
Beamtenversorgungsanpassung 2015/2016 und
zur Anderung dienstrechtlicher Vorschriften aus
Drucksache 21/1393 beschlie}en? — Die Gegen-
probe. — Enthaltungen? — Dann haben wir das ein-
stimmig so beschlossen.

Hierzu bedarf es einer zweiten Lesung. Stimmt der
Senat einer sofortigen zweiten Lesung zu?

(Der Senat gibt seine Zustimmung zu erken-
nen.)

Das tut er. Gibt es Widerspruch aus dem Hause? —
Den sehe ich nicht.

Wer den soeben in erster Lesung gefassten Be-
schluss auch in zweiter Lesung fassen will, den bit-
te ich um das Handzeichen. — Gegenprobe. — Ent-
haltungen? — Das ist in zweiter Lesung einstimmig
und damit endgultig beschlossen worden.

Punkt 18, Drucksache 21/1451, Antrag der CDU-
Fraktion: Start-ups unterstiitzen — HVV-ProfiCard
auch fir Start-ups 6ffnen!

[Antrag der CDU-Fraktion:
Start-ups unterstiitzen — HVV-ProfiCard auch
fur Start-ups 6ffnen!


http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/1038
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/1089
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/1267
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/1535
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— Drs 21/1451 -]

[Antrag der FDP-Fraktion:

HVV-ProfiCard — Zusitzliche Vertriebspartner
gewinnen

— Drs 21/1581 -]

Hierzu liegt Ihnen ein Antrag der FDP-Fraktion vor.
Beide Drucksachen mochte die CDU-Fraktion an
den Ausschuss fur Wirtschaft, Innovation und Me-
dien Uberweisen. Die FDP-Fraktion mochte beide
Drucksachen federfihrend an den Verkehrsaus-
schuss und mitberatend an den Ausschuss fiir
Wirtschaft, Innovation und Medien Uberweisen.

Wer stimmt zunéchst einer Uberweisung beider
Drucksachen an den Verkehrsausschuss und mit-
beratend an den Ausschuss fir Wirtschaft, Innova-
tion und Medien zu? — Gegenprobe. — Enthaltun-
gen? — Dann hat dieses Uberweisungsbegehren
keine Mehrheit gefunden.

Wer méchte beide Drucksachen an den Ausschuss
fur Wirtschaft, Innovation und Medien Uberwei-
sen? — Gegenprobe. — Enthaltungen? — Dann hat
auch dieses Uberweisungsbegehren keine Mehr-
heit gefunden.

Wir kommen zu den Abstimmungen in der Sache
und beginnen mit dem FDP-Antrag.

Wer mdchte diesen annehmen? — Gegenprobe. —
Enthaltungen? — Dann ist dieser Antrag abgelehnt.

Wir kommen zum CDU-Antrag.

Wer moéchte sich diesem anschlieRen? — Gegen-
probe. — Enthaltungen? — Dann ist auch dieser An-
trag abgelehnt.

Punkt 19, Drucksache 21/1452, Antrag der CDU-
Fraktion: Neue Rettungswache in Lemsahl-Melling-
stedt rund um die Uhr besetzen.

[Antrag der CDU-Fraktion:

Neue Rettungswache in Lemsahl-Mellingstedt
rund um die Uhr besetzen

— Drs 21/1452 -]

Wer mochte diesen Antrag annehmen? — Gegen-
probe. — Enthaltungen? — Dann ist dieser Antrag
mehrheitlich abgelehnt.

Punkt 22, Drucksache 21/1459, Antrag der FDP-
Fraktion: Personalverstarkung zur schnelleren Be-
arbeitung von Asylantragen und besseren Betreu-
ung von Asylbewerberinnen und -bewerbern.

[Antrag der FDP-Fraktion:

Personalverstirkung zur schnelleren Bearbei-
tung von Asylantrdgen und besseren Betreu-
ung von Asylbewerberinnen und -bewerbern

— Drs 21/1459 -]

Die Fraktionen von SPD und GRUNEN mdchten
die Drucksache gern an den Innenausschuss Uber-
weisen. Vonseiten der FDP-Fraktion liegt ein An-
trag auf Uberweisung an den Sozialausschuss vor.

Wer mochte an den Sozialausschuss uberwei-
sen? — Gegenprobe. — Enthaltungen? — Dann ist
das Uberweisungsbegehren abgelehnt.

Wer mdéchte an den Innenausschuss uberwei-
sen? — Gegenprobe. — Enthaltungen? — Das haben
wir dann einstimmig Uberwiesen.

Punkt 26, Drucksache 21/1463, Antrag der Fraktio-
nen der SPD und der GRUNEN: Lesbarkeit der Li-
nienbezeichnung von Metrobussen erhdhen.

[Antrag der Fraktionen der SPD und der GRU-
NEN:

Lesbarkeit der Linienbezeichnung von Metro-
Bussen erhéhen

— Drs 21/1463 ]

Wer schliel3t sich dem Antrag an? — Gegenpro-
be. — Enthaltungen? — Dann ist dieser Antrag ge-
gen die Stimmen der FDP beschlossen worden.

Wir kommen zu Punkt 27, Drucksache 21/1464,
Antrag der Fraktionen der SPD und der GRUNEN:
Sanierungsfonds Hamburg 2020: Wir investieren in
unsere Stadtteile — Bunker im Florapark im Stadt-
teil Sternschanze sanieren und fiir weitere Nutzun-
gen offnen.

[Antrag der Fraktionen der SPD und der GRU-
NEN:

Sanierungsfonds Hamburg 2020: Wir investie-
ren in unsere Stadtteile — Bunker im Florapark
im Stadtteil Sternschanze sanieren und fiir wei-
tere Nutzungen o6ffnen

— Drs 21/1464 -]

Die Fraktion DIE LINKE wuirde die Drucksache
gern an den Stadtentwicklungsausschuss lberwei-
sen.

Wer mochte das auch? — Gegenprobe. — Enthal-
tungen? — Dann ist das Uberweisungsbegehren
abgelehnt.

Wir stimmen in der Sache ab.

Wer mdéchte dem gemeinsamen Antrag von SPD
und GRUNEN seine Zustimmung geben? — Ge-


http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/1451
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/1581
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/1452
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/1459
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/1463
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/1464
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genprobe. — Enthaltungen? — Dann ist dieser An-
trag mit groRer Mehrheit beschlossen.

Ich wiinsche lhnen einen schonen Feierabend.
Ende: 20.48 Uhr

Hinweis: Die mit * gekennzeichneten Redebeitrdge wurden in der von der Rednerin beziehungsweise vom
Redner nicht korrigierten Fassung aufgenommen.

In dieser Sitzung waren nicht anwesend: die Abgeordneten Sabine Boeddinghaus, Matthias Czech, Marei-
ke Engels, Ralf Niedmers und Sylvia Wowretzko
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Sammeliibersicht geman § 26 Absatz 5 GO
fur die Sitzung der Blrgerschaft am 16. September 2015

A. Kenntnisnahmen

Burgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg - 21. Wahlperiode - 14. Sitzung am 16. September 2015

Anlage

TOP | Drs- Gegenstand
Nr.
7b 882 | Ausweisungspraxis bei kriminellen Auslandern
7d 917 | Ausgangsbilanz und Zielsetzungen fir die 21. Wahlperiode in den Bereichen Umwelt und
Energie
15 1404 | Rechnungslegung der Fraktionen der Hamburgischen Biirgerschaft fir das Jahr 2014

B. Einvernehmliche Ausschussiiberweisungen

TOP | Drs-Nr. Gegenstand auf Antrag Uberweisung
der an
13 1000 |"Personalbericht 2015" SPD, CDU, |Haushaltsaus-
GRUNEN |schuss
17 1450 |Hamburgs Feuerwehr fir die Zukunft riisten — Was tut der| SPD, GRU- |Innenaus-
Senat? NEN, LIN- |schuss
KEN, FDP,
AfD
23 1460 |Ausgewogene Ausgestaltung der Handreichung und Un- | SPD, GRU- |Ausschuss fiir
terrichtsangebote fir Hamburger Schulen zum Thema NEN Sport und
Burgerschaftsreferendum zu Olympia 2024 Olympia
24 1461 | Ankommen — Teilhaben — Bleiben! SofortmaRnahmen zur | SPD, GRU- | Ausschuss fr
Verbesserung der Situation der Fliichtlinge in Hamburg NEN, LINKE | Soziales, Arbeit
und Integration

C. Einvernehmliches Verlangen auf Besprechung nach § 20 Abs. 2 Satz 5 GO

TOP | Drs- Gegenstand
Nr.
8 1158 | Bilanz Vereinigung KITA Servicegesellschaft mbH (VKSG)






